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Editorial 

Gelegentlich bedauert ein westdeutscher sozial-oder geisteswissenschaftlicher Lehrscuhl­
neuling im Osten, daß von den alten Marxisten niemand mehr an der Hochschule se,. 

Dadurch könne die Auseinandersetzung mit der hiesigen Wissenschaftsgeschichte und -
tradilion nur sehr vermittelt realisiert werden. Dem einen oder anderen wird man unterstellen 

dürfen, daß er es ernst meint. Zu fragen ist allerdings: Warum werden die zwar wenigen 
aber doch auch vorhandenen Os/deutschen in den betreffenden Instituten nicht als die 

gewünschten Gesprächspartnerinnen angenommen? Vermutet werden kann: Weil diese 
zum großen Teil nichts von ihrer ursprünglichen wissenschaftlichen Sozialisierung durch­

scheinen Jassen. Alles bemüht sich statt dessen nachzuweisen, wie intensiv früher schon die 
westliche Diskussion verfolgt worden se,. (Daß eine wesentliche Ursache dafür in den 
entsprechenden Anforderungen westdeutsch dominierter Kommissionen besteht, sei 

unbestritten, erhellt die merkwürdige Situation jedoch gewiß nur zum Teil.) Es ist schon etwas 
überraschend: Wo früher aber auch ausschließlich alles unter dem Etikett der Dialektik etwa 
verhandelt wurde, da hörte man diesen Begriff heute überhaupt nicht mehr, gäbe es nicht ein 

paar Westdeutsche an den Ost-Hochschulen. Solche Phänomene scheinen eigentlich 
erklärungsbedürftig. Eine Vermutung dürfte auch unzutreffend sein: Diejenige, alle Marxi­

sten seien abgewickelt. und was sich heute noch an Ossis in den sozial-und geisteswissen­
schaftlichen Instituten findet, hätte sich wohl immer nur zwangsweise unter das staatssi­
chemde ideologische Dach begeben. Eher zutreffend ist möglicherweise: Der frühere 

marxistisch-leninistische Mainstream war schlicht derart konservativ geprägt, daß es nach 
der Entkleidung der vorgeblich emanzipatorischen und wissenschaftlichen Weltanschauung 

vom revolutionären Pathos einfach keinen relevanten Unterschied zur spätmodem in der 
technokratischen Rxierung befangenenen bürgerlichen Ideologiebildung mehr gibt. Daß sich 
für die allen Ansätze keine Verwendung mehr findet. muß wohl nur in Einzelfällen bedauert 

werden. Doch interessant ist schon, wohin die Vertreterinnen der "revolutionären Weltan-
schauung" sich nun wandten (oder wendeten). Nicht Adomo etwa, wie es mancher Außen­

stehende naheliegend gefunden hätte, sondern Popper bspw. belebte nachhaltig den 
Aufschwung Ost im Buchhandel. (Daß es bei dem uns umgebenden grandiosen Ausmaß 

an Falschheit und Dummheit und was sich sonst so in den Abgründen verhältnisangepaßten 
Verhaltens findet, daß es da auch beim hier verhandelten Sachverhalt sich positiv abheben­
de Ausnahmen gibt, ist - schon stochastisch - selbstverständlich. Es sei trotzdem erwähnt. 

Denn erst die Platitüden sichern Höflichkeit von allen Seiten.) Vollzog sich also - um die 
Frage auf den Punkt zu bringen - mit der politischen auch eine wissenschaftstheoretische 

Wende bei den ehemaligen Denkern des ehemals real existierenden Sozialismus in der 
ehemaligen - wie hieß die doch gleich? Einen Einstieg in die Beantwortung der Frage 

versuchen wir in unserem ersten Schwerpunktthema: 
Methodologische Wende? 

p.p. 
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THEMA 1: Methodologische Wende? 

Hans Jörg Sandkühler (Bremen): 

Nach Marx 

Über einige Gründe der Selbstzerstörung eines Paradigmas und 
symbolischer Form 

1. Wider die einfachen Bilder westöstlicher Selbstentlastung 1 

Es mag heute verfrüht sein, hinreichend 
empirisch abgesicherte Analysen und sy­
stematisch begründende Urteile über 
Weltbilder und Wissenschaftskulturen in 
der Deutschen Demokratischen Republik 
vorzulegen. 

2 
Das Phänomen weitestge­

hender Widerstandslosigkeit, mit der eine 

1 
Die zwischen Text und Fußnoten sichtbare 

Differenzierung bedarf einer Erläuterung. Der 
Haupttext ist einer kritischen Analyse repräsen­
tativer problematischer Tendenzen Im Marxis­
mus-Lenintsmusals Staatsdoktrmgewidmet. 
Um zu verdeutlichen, daß eine solche Kritik ganz 
unzureichend wäre ohne Verweise auf Ge­
gentendenzen, nenne ich In Fußnoten Beispiele 
für auch heute zu wurdIgende Leistungen inter­
ner Kritik und lnnovauon. Es sind Beispiele, die 
um nicht wenige ergänzt werden müßten und mit 
denen ganze Teilgebiete der Philosophie in der 
DDR nicht einmal erwähnt werden; allein Grun­
de der Platzbeschränkung, nicht solche der 
Diskriminierung durch Verschweigen und gewoll-
• 0 „1 lnnnrn,...ht:nl,nit ,...,...,...,.....,.1·,h,..,,,.,...;..__...,,1 ... ,..- , ,,...._ 
l\;#t VI •~CICVf lll~F\.t:.ll~t:;;~t;I IUUt;I C'II ILt:U lt::11 1 Vt;:l-

h1ndern dies hier. Allen, mit denen ich diesen 
Artikel kritisch erörtern konnte, danke ich; wo ich 
Urteilen nicht gefolgt bin. bitte ich um Nachsicht. 
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historisch gewachsene, in ihren Anfän­
gen und über längere Zeit von der Erfah­
rung des Faschismus belehrte und von 
starken individuellen Überzeugungen ge­
tragene politische und ideologische Wer­
te- und Weltanschauungskultur sich selbst 
aufgegeben hat und mit der ein Wissen­
schaftssystem zum Objekt weitestgehen­
der Außensteuerung

3 
werden konnte. ist 

bisher kaum in Ansätzen erklärt. Ich un­
ternehme nicht mehr als einen tastenden 
Versuch - gewiß nicht ohne Skrupel, de­
nen, die in dieser Kultur gelebt und ge­
dacht haben. 'dreinzureden'. 4 

Die Konkurrenz der voneinander nicht 
isolierten Gesellschaftssysteme hat zum 
Niedergang dieser Gesellschafts- und 
Staatsform beigetragen; primäre Ursache 

2Die annotierte Bibliographie Gruhn 1992 zur 
öffentlichen Debatte 1990/91 zeigt, daß bereits 
eine breite Uteraturexistiert 
3 

Die Außensteuerung einer auch ideologisch 
nichi souveränen DDR durch die KPdSU wäre 
besonderer Analyse wert. 

4 
Authentischer ist gewiß die Analyse von 

Mocek1993. 

5 



war sie nicht; was ich (in Beschränkung 
auf das Problem von Theorie und Welt­
anschauung) 'Selbstzerstörung eines 
Paradigmas' nenne, hat sich Jahre zuvor 
darin abgezeichnet, daß durchaus vor­
handene innermarxistische Selbstkritik 
unterlaufen und zugleich viel Kraft für 
eine Reparatur nichtreparabler Theore­
me (z.B. 'Grundfrage der Philosophie', 
'Widerspiegelungstheorie') aufge­
wandt wurde; in vielen Theoriebereichen 
wurde immer intensiver begründet, was 
ein Theorem nicht bedeute, eine Theo­
rie nicht leiste. Zugleich verhinderte der 
zur Orthodoxie gehörige Abbild-Materia­
lismus die Reflexion auf den Marxismus­
Leninismus in seiner das Weltbild und 
die 'Wirklichkeit' gestaltenden Funktion 
als symbolische Form

5
, als das Leben 

stabilisierender Mythos, als eine der Ge­
stalten von religio in der Modeme. 

Ein öffentliches Nachdenken über das 
"strukturell Rätsel 'DDR"' aber hat be­
gonnen: "was ermöglichte von innen bei­
des, Stabilität wie Auflösung der DDR?"

6
: 

ein Beginn auch, die oft zu engen Gren­
zen subjektiver 'Betroffenheit' zu über­
schreiten, hüben wie drüben. Zum The­
ma wird mehr und mehr die im Westen 

5 Nicht die symbolische Form stellt das Pro­
blem dar; das animal symbolicum(Cass1rer) 
konstituiert sich in ihr, freilich in weltkon­
stru1erenden symbolischen Formen, deren Plu­
ralität der Staat gewordene Marxismus-Leninis­
mus gerade leugnete. 

6 So Krüger 1992, der die meines Wissens in 
der Klarheit ihrer Ursachenbenennung weitest­
gehenden und vor allem mentalitätsgeschichtlich 
fruchtbaren w1ssenschaftsbezogenen Analysen 
vorgelegt hat. Weit schwieriger noch dürfte die 
Frage zu beantworten sein, wird sie auf die 
Sowjetunion bezogen. Unter weiteren Beispie­
len des Nachdenkens über Philosophie 1n der 
DDR, die aber aufgrund (noch so verständli­
cher) Motive persönlicher Abrechnung nicht mit 
Krügers Analysen vergleichbar sind, seien er­
wähnt Ruben 1991. Wamke 1991. 

6 

nahezu unbegriffene und voreilig als 
opportunistische Anpassung denunzierte 
Integration von Persönlichkeitsentwick­
lung in strukturelle soziokulturelle Sy­
stemverhältnisse. Die moralische Unter­
scheidung zwischen 'Tätern' und 'Op­
fern' darf zwar nicht eingeebnet werden; 
der auch für dieses Wissenschaftssystem 
repräsentative Typus dürf1e aber jener 
der strukturellen Ambiguität des 'Täter­
Opfers' sein. 

Erklärungsbedürf1ig ist die vielfache eil­
fertige Distanzierung von zuvor • und sei 
es noch so von Kritik begleiteten • welt­
anschaulichen, politischen und morali­
schen Einstellungen und wissenschaftli­
chen Wahrheits-Überzeugungen, diese 
verbreitete Selbstaburteilung der Lebens­
gesamtheit DDR.

7 
Der seit dem Herbst 

1989 beobachtbare. teils voraus ·, teils 
nacheilende Gehorsam und die Unter­
werfung unter neue wissen schaftsexterne 
Anforderungen mag zu dem Schluß füh­
ren, der Marxismus-Leninismus

8 
habe 

die Oberfläche von Rhetorik und Gestik 
nicht wirklich durchdrungen. Einer Prü­
fung dürfte ein solcher Schluß kaum 
standhalten: zu fragen 1st vielmehr nach 
system-immanenten Dispositionen eines 
Habitus der Passung. Einen Grund wird 
man finden können in der immer offen­
sichtlicheren lebensweltlichen Trennung 
zwischen habitualisierter Weltanschau­
ung (z.B. die soziale Psyche der Institu­
tion 'Brigade'), der Katechetik der M-U 
Lehre, der wissenschaftlichen Bearbei-

7 Über die Veränderungen privater Biblio­
theken als Spiegel der Uberzeugungs-Re­
volutionen berichtet Reich 1992. Die Selbst­
diskriminierung durch Literaturdisknminierung 
ist eine Form Individueller Geschichtsverdrän­
gung; in der DDR hatte man sie um 1956 bereits 
einmal durchexerziert. Strukturell ist die Müllver­
brennung ganzer Verlagsbestände jeder an· 
deren BücheNerbrennung gleich. 

8 Vgl. Lab1ca 1985. 
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tung des Marxismus als Theorie und dem 
pragmatischen Desinteresse der Politik 
an Theorie. 9 

Erklärungsbedürf1ig ist aber auch die Tat­
sache, daß bald nach dem Zusammen­
bruch des Paradigmas Geistes- und So­
zialwissenschaftler mit neuartigen, alter­
nativen Studien aufwarten konnten. 10 Die 
im Westen Deutschlands verbreitete Un­
terstellung vollständiger Selbst-Abkopp­
lung der 'DDR-Wissenschaft/ DDR-Phi­
losophie' von der internationalen For­
schung ist nicht haltbar. 11 'Die DDR-Phi­
losophie'? Dieser Fiktion des Staates 
als eines kollektiven Subjekts von Wis­
senschaft haben freilich nicht nur Steue­
rungapparate der SED, sondern weit ver­
breitete unreflektierte Selbstbezeich­
nungen von Wissenschaftlern/ Philoso­
phen in der DDR und Selbstverständnis­
se von Philosophie als Staatsphiloso­
phie

12 
- sei es als oktroyierte Philosophie 

9 
"In den Chefetagen der Fachministerien 

der DDR glaubte kein Mensch fortan mehr an 
Theorie und politische Ökonomie. Der Marxis­
mus-Leninismus war relativ früh als ungeeignet 
erkannt worden, um dem Modernisierungsdruck 
vor allem im Bereich von Wissenschaft, Technik 
und Industrie zu entsprechen. 1 ... ] Was blieb? 
Den Marxismus-Leninismus wenigstens als 
Reli~1onsersatzzu befestigen!" Mocek 1993. 

1 
Zahlreiche Artikel in der Deutschen Zeit­

schrift für Ph1losophiese1t Mitte 1990 oder Bü­
cher wie Wahsner/Borzeszkowsk1 1992 belegen 
dies. 

11 
Hierauf verweist auch der Wissenschafts­

rat in seinen Empfehlungen zu den Ge1-
stesw1ssenschaften an den Umvers,taten der 
neuenländer(Empfehlungen 1992. 63). 

12D • 1 och ble1btd1e t efergehende Frage, war-
umzugte,chdie umgekehrt proportionale 'Hoch­
schätzung der Philosophie' 1n politischer Rheto­
rik und die realen Ohnmachtserfahrungen des 
Großieiis derinieiiektueiien koexistieren konn­
ten. Sie könnte auch anders gewendet werden: 
Wie wäre Philosophie in der'alten Bundesrepu­
blik' gescheitert, hätte sie Jemals den Versuch 
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des Staates, sei es in gutem Glauben für 
den Staat - Vorschub geleistet. Zu beant­
worten ist die weit schwerwiegendere 
Frage, aus welchen externen (poli­
tischen) und internen (in der Verfaßtheit 
des Paradigmas liegenden) Gründen die 
oft intime Kenntnis nichtmarxistischer 
Theorie und Wissenschaft für den Er­
kenntnis und Wissensprozeß in der offizi­
ellen Standard-Literatur 13 weitgehend un­
wirksam geblieben ist. Es liegt auf der 
Hand, auf politische Gründe der Sub­
sumtion 'fremden Wissens' unter Feind­
bilder

14 
wie 'bürgerliche Ideologie' zu 

unternehmen können, Rationalitätsansprüche 
in praxi, politisch, zu Zwecken gesellschaftlicher 
Veränderung zu verwirklichen? Nicht allein der 
'Radikalen-Erlaß' gehört in den Kontext einer 
Antwort. 

13 
So vor allem 1n staatsoffiziellen Lehrbü­

chern. l m Westen wurden, wenn überhaupt, 
vorrangig Lehrbücher und monographische U­
teratur, z.B. des Dietz Verlages, zur Kenntnis 
genommen; von ihnen wurde das Bild einer 
politisch-ideologischen Funkt1onalisierungge­
prägt. Zumindest teilweise unabhängiger waren 
die wissenschaftlichen Zeitschnften der Univer -
s1täten; deutlich expenmentellerund innovativer 
waren Arbeiten aus der Forschung, w,e sie in 
'Arbeitsblättern· und 'Beiträgen zu .. .' öffentlich 
gemacht wurden, ohne auf dem Buchmarkt zu 
erscheinen. Als Beispiele neben anderen mög­
lichen seien genannt: die Studien und For­
schungsberichtedes Instituts für Theorie, Ge­
schichte und Organisation der Wissenschaft der 
AdW der DDR/ Berlin, die Arbeitsblätter zur 
Wissenschaftsgeschichte und die Beiträge zur 
Kritik der bürgerlichen Philosophie und 
Gesellschaftstheorie(beide Universität Halle). 

14 
Man vgl. hierzu die - ungeachtet nicht 

weniger Fakten-Fehler, Polemiken und ihres 
selektiven Kenntnisstandes - recht sachliche 
Untersuchung Kapferer 1990 (vgl. dazu Warnke 
i99i; vgi. ders. i99i i, diesichvorder'Wende' 
um ein im Vergleich zu heutigen Pauschalurteilen 
gerechteres 'Bild' der Philosophie in der DDR 
bemüht hat. Nicht zu übersehen ist aber auch, 

7 



verweisen. Zu warnen aber ist vor der 
Legende, welche die Wissenschaften in 
der DDR noch ex post insgesamt an ein 
Gängelband 'der Partei' zu legen be­
müht ist. 15 Politische Steuerung hat es in 
großem Maße, aber eben doch nur auch 
gegeben: auch vorhanden waren Ent­
scheidungs- und Freiheitsräume 

16
, nicht 

nur für privates Denken und die Faust in 
der Tasche, sondern für öffentliche Spra­
che. Dies ist der Grund, warum indivi­
duelles Denken und Sprechen tatsäch­
lich Individuen zugerechnet werden 
kann, hinreichender Grund auch für eine 
sensible Prüfung, auf die Individuen An­
spruch haben; kollektive (ohnehin meist 
moralistische) Schuldzurechnungen set­
zen die Fiktion allmächtiger kollektiver 
Subjekte voraus; es hat sie nicht: zu­
mindest nicht an jedem Ort und zu Jeder 

daß dieses Werkhagiographische, nur an 'Konti­
nuität' und nicht an inneren Widersprüchen in­
teressierte Selbstdarstellungen der Philosophie 
in der DDR (wie z.B. Akademie für Gesellschafts­
wissenschaften 1979) an Sachlichkeit übertrifft. 
Wie tief verwurzelt in der Perspektive des' Aus­
nahmezustands' politische Freund-Feind-Lager­
Sche·mata z.B. in der Philosophie auch noch 
dann waren, als sich die DDR längst völkerrechtli­
cher Anerkennung erfreuen konnte, belegt etwa 
Akademie für Gesellschaftsw1ssenschaflen 
1988, 484: Noch hier wird H.-G. Gadamer als 
"Gegner der antifaschistisch-demokratischen 
Umwälzung" vorgeführt, der In seiner Leipziger 
Zeit versucht habe, "eine demokratische und 
antifaschistische Erneuerung derU niversitäten 
mit den Mitteln des Boykotts, der Wühlarbeit und 
Hetze zu stören". 

15 Bezogen auf die Philosophie vgl. dazu 
etw~ Vieweg 1992. 

1 Aus Anlaß der' Abwicklung· des "lnstituts­
direktor[s] K." berichtet Lepenies 1992 über ein 
von Liberalität und Pluralität geprägtes Wissen­
schaitier-Vertlalteii. Zu den Leistungen innerhalb 
des von G. Kröbergeleiteten Instituts vgl. auch 
die theoretischen und historischen Arbeiten von 
H.Laitko. 

8 

Zeit, gegeben. Eine umfangreiche Lite­
ratur und Vortragstätigkeit kann belegen, 
daß von einer durchgängigen und gar 
systematischen staatlichen und Partei­
Zensur nicht die Rede sein konnte. 

Die trennscharfe Alternative zwischen Un­
terworfen sein und Widerständigkeit war 
nicht die Regel in einer Lebensweise, 
auch von Intellektuellen, die keineswegs 
von permanentem Ausnahmezustand be­
drängt war. Man wird sich im Westen an 
den Gedanken gewöhnen müssen, daß 
auch das Leben in der DDR seine ihm 
eigene Normalität hatte: man wird _die 
Einsicht akzeptieren müssen, daß nicht 
die Große Alternative zwischen Unter­
drücktsein und Freisein dieses Leben in 
ständigem Antagonismus zerrissen hat 
sondern daß es unterschiedliche Fre,­
heitsgrade 17 gegeben hat; dies nicht al­
lein wegen der Verschiedenheit von 
Funktion, Privileg und Sanktion, vielmehr 
als Widerspruch in der Biographie des 
einzelnen. Veranlassung zu großem Mut 
war die Ausnahme; gegeben hat es den 
kompromißlos aufrichtigen Charakter, 
der. mag er auch geirrt haben, Respekt 
verdient; Ausnahme war der Gewinn per­
sonaler Identität durch vollständige 
Aufopferung für 'die Sache', 'die Partei'. 
Die Regel dürfte gewesen sein: das Be­
dürfnis nach moralisch noch akzeptabler 
Anerkennung, die widerstrebende Zu­
stimmung zum Fehlerhaften aus 'über­
geordneten Gründen', die kleine Aus­
flucht in Privatheit, die freie kritische Kom-

17 Daß mangelnde Freizügigkeit zu einem 
das Alltagsleben beherrschenden Gefühl der 
Unfreiheitgelül1rt habe, halte ichfüreine Legen­
de derer, die im Herbst 1989 das Volksich selbst 
befreien sahen. Freiheitsdefizite wurden -ob 
richtig oder falsch -durch Kenntnis von Frei­
heits-und Wohlfahrtsdefiziten in anderen Ge­
se!!scha!ten zumindestln ememso!chen Maße 
kompensiert, daß eine Alltags-Mentalität gesell­
schaftlicher Normalzeit vorherrschend sein konn­
te. 
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munikation mit Gleichgesinnten. So le­
ben gemeinhin Menschen in Gesell­
schaft. Trifft dies alles zu, dann bedeuten 
die Freiheitsgrade aber auch ein höhe­
res Maß an Verantwortung und Rechen­
schaftspflicht; von ihr nicht zu entlasten 
sind die Urheber von sanktionsandro­
henden Regelwerken, LehrSchriften, die 
allesamt Ordnungen schufen und nach 
Ordnungen richteten, in denen das 'Von 
oben nach unten'-Schema erziehungs­
diktatorischer 'Anleitung' dem Bemühen 
um wahrheitsgetreue Darstellung von 
Sachverhalten keine Chance ließ und 
dem Selbstdenken den Stachel nahm. 

Die eingängige Gleichmacherei 18
, die 

sich westliche 'Geister' leisten, die an­
sonsten als differenzlerungsfähig zu gel­
ten wünschen, tendiert in ihrem Gehalt 
an realistischer Wissenschaftsforschung 
gegen Null. Eine offensichtliche Funkti­
on der Rede von der'DDR-Wissenschaft', 
der'DDR-Philosophie', ist es, das in der 
'alten' Bundesrepublik geradezu selbst­
verständliche jahrzehntelange Desinter­
esse 1

9 
an Wissenschaft/ Philosophie in 

der DDR, zum anderen das im eigenen 
Haus gepflegte Feindbild nachträglich 
zu legitimieren; dieses verfremdende Bild 
erlaubte die Scheuklappen der Nicht-

1
0 Von Unkenntnis und deshalb kompensa­

torisch von Arroganz geprägt sind dem­
gegenüberFehlurteile über"die reale Rolle der 
DDR-Philosophie" wie: "Diese Rolle bestand 
nicht in ·theoretischer', sondern in 'praktischer' 
Arbeit." (Becker 1992). Die Aufmerksamkeit soll­
te, statt sich in derartigen Sche1nalternativen zu 
bequemen, auf die komplizierte Kompossibilität 
von Theorie und Praxis gerichtet werden und 
nicht ausblenden, daß es die Wissenschaft 
beschädigende Systembeziehungen und den 
Mangel an Kompetenz auch außerhalb der DDR 
gegeben hat und gibt. Hierzu argumentiert Hen­
rich 1991, 1992. 

19 
Ein Zitations-lndex würde belegen, In wie 

genngem Maße Veröffentlichungen aus der DDR 
zur Kenntnis genommen worden sind. 

huchschulc llSl apr. 191) J 

Wahrnehmung innerer Differenzierungen 
in Wissenschaft und Philosophie in der 
DDR; es bereitet heute eine zweite Exl­
lierung vor. Und es dient der Ablenkung 
von Versagen Im Westen. An der Zeit 
sind heute empirische Untersuchungen, 
z.B. zur ritualisierten Form, in wissen­
schaftlichen Texten unter den je ersten 
zehn Belegen Parteitags und Politiker­
Zitate anzubringen; sie waren in aller 
Regel Chiffren des Nachweises einer 
ideologischen/ politischen Funktion und 
als solche weniger bedacht als 'selbst­
verständlich'. In zahllosen Monographien 
und Zeitschriftenbeiträgen wird man sie 
vergebens suchen. (Eine vergleichende 
empirische Erhebung zu gegenstands­
fremder Rhetorik in der Literatur der 'al­
ten Länder' würde einen formal ähnli­
chen Befund dokumentieren.) In zu gro­
ßer Nähe zu Politiken von Staat und 
Interessenverbänden, gar als Auftrags­
Denken, kommt der wissenschaftliche 
Geist um. Was die noch unterentwickelte 
kritische Selbstreflexion im Westen an­
geht. - sollten die (gescheiterte) Erhe­
bung des 'Kritischen Rationalismus' zu 
sozialdemokratischer Staatsphilosophie 

,in den 1970er Jahren aus der Erinnerung 
getilgt, sollten von keiner Sachkenntnis 
getrübte gegenmarxistlsche Pamphlete 
wie K. Löws Die Lehre des Karl Marx 
(1982), eine Auftragsarbeit des Instituts 
der deutschen Wirtschaft, victoris iurevom 
Mantel des Vergessens bedeckt werden? 

Den allzu einfachen Bildern ist zu miß­
trauen. Sie sind Blockaden für den wis­
senschaftlichen Geist unvoreingenom­
mener Analyse. Es ist deshalb zu begrü­
ßen, daß der Wissenschaftsrat einerseits 
eine politische Funktionalisierung und 
"weitgehende Ideologisierung" etwa von 
Philosophie in der DDR feststellt 20

, ande­
rerseits aber dazu auffordert, "lokale Be-

20 
Am Beispiel des Studienplans für die 

Grundstudienrichtung Marxistisch-lenmistische 
Philosophie zur Ausbildung an den Universitä-
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sonderheiten" (fachspezifische Schwer-
• • E k • th • 1211 

punkte In Logik, r enntnIs eorie , 
Philosophie der Naturwissenschaften 121

. 

Geschichte der Philosophiel 231
, in Leip­

zig, Halle, Berlin ... ) nicht zu unterschla­
gen, die erkennen ließen, "daß sich die 
Philosophie in der DDR in einigen Berei­
chen dem völligen Zugriff der Partei zu 
entziehen vermochte und dabei auch 
Verbindungen zu westlichen philosophi­
schen Entwicklungen, insbesondere in­
nerhalb der analytischen und konstruk-

24 
tivistischen Philosophie. halten konnte". 
So zutreffend dies ist. ein Blick etwa in R. 
Moceks Blicke in die Wissenschaftsge-

ten und Hochschulen derODR(Empfehlungen 
1992, 61; vgl. die UberarbeI1ung Studienplan 
1981 ). Nur'politischer Oklroy'? Sie wurden zu­
nächst von Wissenschaftlern In den Hochschu­
len m Entwürfen erarbeite!. (Vgl. Studienplan 
1981,89). 

21 Wie hier sowohl die Verbindung zwischen 
Philosophie und Wissenschaften erfolgreich 
gesucht als auch nicht-geschlossene systema­
tische Erkenntnistheorie gelungen ist, belegl 
etw~Erpenbeck 1980.1986. 

2 Gerade im Kontext Philosophie/ Natur­
wissenschafl hat es erfolgreiche StralegIen der 
Verwissenschaftlichung gegeben. Signifikant 
hierfür sind etwa die philosophische lnlerpreta­
tion nichtrelativistischerQuantenphysik und phi­
losophischerWiderspruchsproblemalik in Röse­
berg 1984 (vgl. historisch dessen Bohr-Biogra­
phie 1985), Hörz/ Wessel 1986 und in ganz 
anderer Akzentuierung die Arbeiten von R. 
Wahsner. Es wurden Ideen marxismusintemer 
Modifikation entwickelt. die denen etwa R. Have­
manrs so fremd nicht waren. 

2 Ein Beispiel einer vom soziologischen 
Reduktionismus unbeirrten Geistesgeschichle 
ist die breit angelegte Studie Wollgast 1988 
Philosophie in Deutschland zwischen Reforma­
tion und Aufklärung 1550-1650. Nicht verges­
sen werden sollte Ley 1966 ff. Geschichte der 
Aufklärung und des Atheismus, dem im Westen 
nichls Vergleichbares gegenübersteht. 

24 Empfehlungen 1992, 63. 
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schichte 25 hätte den Katalog des in der 
Philosophie in der DDR Rezipierten er­
heblich erweitern können. 

In meinem Text wird oft unangemessen 
von der DDR die Rede sein: wurde auch 
in der politischen Rhetorik dieses Staates 
auf völlige Kontinuität größter Wert ge­
legt, so wäre mit Differenzierungen zu 
beginnen: War der nach 1945 intendierte 
Marxismus nicht etwas anderes als der 
nach 1956 kaum kritisch bearbeitete Sta­
linismus? War nicht E. Bloch erst Natio­
nalpreisträger und dann 'Revisionist'? 
Wie ging der glaubhafte Elan einer Len­
kung des Gemeinwesens durch gut be­
gründete Theone zugrunde an Herr­
schafts-Pragamatismus, den Theorie 
nicht länger scherte? Waren die zeitglei­
chen DDR-Welten von R.O. Gropp und 
G. Klaus nicht durch die Kluft zwischen 
Dogmatisierung und Innovation getrennt? 
Wieviel an 'Perestroika' ging nach 1985 
trotz politischer Sperren in die Denkkultu­
ren ein? Wer dürfte H. Pepperles Ver­
such einer kritischen Näherung an Nietz­
sche und W. Harichs stalinistische De­
nunziationsantwort - beides um 1988 in 
Sinn und Form gedruckt - über einen 
Leisten schlagen? 

Gefragt, ob es aus heutiger Sicht eine 
"spezifische Methodologie" und ein eI­
gengeartetes Profil von Philosophie in 
der DDR gegeben habe, werde ich ver-

25 Mocek 1988. Auch die um historische 
Gerechtigkeit bemühte Sicht des Wissenschafts­
rats versperrt noch den Blick darauf, daß auch 
andere Philosophien, so z.B. Fortentwicklungen 
der Frankfurter Schule (vgl. Kn.iger 1990) und 
die Hermeneutik (vgl.Sehreiter 1988), aber auch 
Wissenschaftsphilosophien wie jene von Toul­
min, Kuhn, Lakatos, Laudan ... (vgl. Kröber/ 
Krüge r1987/88) rezipiert und in öffenUicher 
Literatur dargestellt wurden; es ist signifikant, 
wie der letztgenannte Band 1988 durch "Komp­
lementäre Studien zur marxistisch-leninistischen 
Wissenschaftstheorie" ergänzt wurde. 
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suchen, einige strukturelle Gründezu­
sammenhänge

26 
und Systemfolgen zu 

untersuchen, in denen sich Gründe für 
eine größere Binnendifferenzierung im 
Philosophieren, als viele im Westen ein­
zuräumen bereit sind, erkennen lassen; 
es geht zugleich um Ursachen dafür, daß 
trotz offensichtlicher Konzeptionen-Un­
terschiede 'marxistische' Philosophie und 
Wissenschaftskonzeptionen gemeinsam 
mit dem gesellschaftlichen System ge­
scheitert sind, weil sie - unabhängig von 
größerem oder minderem Wissenschafts­
status - als nicht mehr verwendbare My­
then überflüssig geworden sind. Begrün­
det werden soll, daß Ursachen dieses 
Scheiterns keineswegs allein in 'Defor­
mationen' einer in ihren Anfängen 'un­
schuldigen Theorie' liegen, daß vielmehr 
früh Weichen gestellt waren und es ne­
ben Eigenverschulden eine 'Erbschaft 
dieser Zeit' gab. 27 

Was ich im folgenden zu sagen habe, 
betrifft nicht allein 'die anderen'; es betrifft 
mich auch selber. Meine eigenen Versu­
che der Systemisierung materialistischer 

26 
Die für das Scheitern des Staates DDR 

weil wichtigeren ökonomischen Ursachen blei­
ben hier völlig ausgeklammert. Allein an ihrer 
Ideologie und an für die Individuen noch so 
spürsamen Freiheitsverweigerungen wäre die 
DDR nicht zerbrochen. 

27 
Begründet werden soll auch, daß es un­

sinnig ware, sich von kritischer Forschung zu 
Marx und zur Geschichte des Marxismus zu 
verabschieden; es ist nicht zuletzt der Reichtum 
innererWidersprüche eines Werks im Werden, 
der zu erneuerter Forschung auffordert. Eine 
Verdrängung ins Vergessen aus flüchtigen poli­
tischen Motiven. nun mit Umkehrung ideolo­
gischer Vorzeichen, wärekeinewissenschaftli­
chen Geistes der Kritik; wer gleichwohl ver­
drängen will, erntet in zwanzig Jahren das Ge­
lächterderheute ihre Arbeit unbeirrt fortsetzen­
den internationalen sc1entific community der 
Marx-und Marxismus-Forschung. 
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Dialektik bis in die späten 1970er Jahre 28 

waren ein Beitrag zur Fehlentwicklung; 
ich werde sie so wenig dementieren wie 
jene einer kritischen Reformierung die­
ser Philosophie bis Mitte der 1980er Jah­
re, bis es sich für mich als erfolglos erwie­
sen hat, das marxistische Paradigma -
zunehmend transzendentalphiloso­
phisch, dann mit Mitteln der Epistemo­
logie - 'anzureichern'. 29 Daß ich früher -
in Selbstkorrekturen - anderes gesagt 
habe, ist für mich kein Grund zu heutiger 
Kritik- und Sprachlosigkeit. 

28 
Vgl. Verf. 1973. 

29 
Die Erfahrung mehr als zwanzigjähriger 

intensiver Zusammenarbeit mit Philosophinnen 
und Philosophen in der DDR, von deren Argu­
menten ich zu lernen hatte, möchte ich nicht mis­
sen. Zu diesen Erfahrungen gehört, daß mich 
niemand gehindert hat, in öffentlichen Vorträ­
gen an Akademien und Universitäten sowohl 
innermarx1stische Einwände als dann auch Kri­
tik von dem Marxismus fremden Auffassungen 
her gellend zu machen. Daß derartige Erfah­
rungen einem Großteil von Philosophen an 
westdeutschen Hochschulen fehlen, sollte sie 
nicht a priori zu kompetenten Richtern machen. 
Ich habe in der DDR nicht wenig publiziert. Daß 
ab 1987 der Deutschen Zeitschrift für Philo­
sophie eingereichte Beiträge, etwa zur Re­
alismus-Debatte und zum Werk Bachelards, ge­
gen den Willen des Chefredakteurs als 'ideali­
stisch' und 'wegen der Unbekanntheit der Mate­
rie dem Publikum in der DDR nicht zumutbar' 
zurückgewiesen wurden, hat eigenes Nachden­
ken befördert und ist ein Indiz unter vielen für 
zunehmende Ängste eines Systems in der Krise; 
wieder aber muß dem hinzugefügt werden, daß 
gerade in diesen letzten Jahren der DDR sich in 
derlndividuellenArbeitaneinerDogmenaufwe1-
chung durch Zuwendung der Philosophie zu 
den (vor allem Natur-)Wissenschaften Ten­
denzen der Entideologisierung deutlich durch­
setzen konnten. Man vgl. etwa auch die Schrif­
ten des heute umstandslos 'abgewickelten' 
Rostocker Arbeitskreises Philosophie und 
Naturwissenschaften. 
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2. Krise des Marxismus und Krise individueller Biographie1° 

Der Marxismus als Theorie war entstan­
den als Leistung einzelner lntellek1ueller 
im Horizont der Bedürfnisse und Erfah­
rungen einer politisch-sozialen Bewe­
gung. Sie begriffen theoretisch das Pro­
letariat (so der Marx von 1843, der ge­
rade anfing. kein 'Marxist' zu werden) als 
noch bewußtlosen 'Träger' einer struk­
tur-immanenten Veränderung des Kapi­
talismus; zum Realismus der Theorie ge­
hörte der Verzicht auf die Heroisierung 
der proletarischen Individuen in ihrer Ver· 
elendung, nicht aber auf symbolische 
Heroisierung der Klasse. Nicht die 'ar­
beitenden Klassen' selber, sondern die 
im Bündnis mit kritischen Intellektuellen 
entstehende politische Arbeiterbewe­
gung kam zur Idee des Proletariats als er­
ster allgemeiner Klasse, die sich als be­
sondere Klasse in der allgemeinen Huma­
nität des Kommunismus aufheben wer­
de. Die Geburt dieser Idee war die Ge­
burt einer Paradoxie und eines Dilem­
mas. Die - der Absicht nach - allgemeine 
Klasse mußte als Partei, zunächst als 
Bund der Kommunisten, ihre Autonomie 
gegen andere besondere Klassen gewin­
nen, die ihre Parteien bereits hatten. Seit­
dem war auch die kommunistische Par­
tei, obwohl doch programmatisch dem 
Ziel der Klassen- und Herrschaftslosigkeit 
verpflichtet, aus Gründen, die prinzipiell 
und nahezu unabhängig von individueller 
Korruption mit der Herrschaftsform 'Par­
tei' verbunden sind, Repräsentantin be­
sonderer Interessen. 

In dieser Quadratur des Kreises lag und 
liegt das Problem einer 'Partei der Ar­
beiterklasse'. Von dem Moment an, wo 
dieses Problem bewußt wurde • spä­
testens seit Luxemburg und Gramsci •. 
war die Krise dieses Politiktypus unab­
wendbar. Unabwendbar war damit zu­
gleich die Krise31 jener 'wissenschaftli-

12 

chen Weltanschauung', die sich in allen 
Formen der Kultur im Kontext von Hege­
monieansprüchen Macht • zunächst der 
Partei, nach der Oktoberrevolution des 
sozialistischen Staats - artikulierte. Der 
Marxismus-Leninismus und die ihm frei­
willig verpflichteten oder unter Oktroy ste­
henden Wissenschaften konnten auf­
grund ihres Verständnisses der Theorie­
Praxis-Beziehung dem Dilemma nicht 
entrinnen: als Theorie allgemeiner Eman­
zipation wurden sie zum Mittel und Zweck 
der Politik eines Teils der Gesellschaft, 
der sich kraft der Theorie nicht als Teil 
begriff und sich als das Ganze setzte. 

Dies sind Gründe unter anderen dafür, 
daß der Verlust der Dialektik, des die 
Theorie bewegenden Kerns, program­
miert war. Eine der für den Marxismus 
typischen Schlußfolgerungen aus der 
Tatsache, daß die Wirklichkeit sich an­
ders bewegte als die Theorie, war die 
Flucht in die Geschichtsmetaphysiken 
'naturnotwendiger Gesetze'; was die 
Subjekte nicht leisteten, sollten nun die 
'ehernen Gesetze der Geschichte' ver­
bürgen. Dies war die Idee eines Fort­
schrittsohne handelnde individuel/eSub­
jek1e.32 Der Glaube an die Notwendigkeit 
des geschichtlichen Sieges des Sozia­
lismus wurde in einem Maße zum Stell­
vertreter wirklichkeitsnaher Empirie, daß 
der politisch-ideologische 'Marxismus­
Leninismus' dem Überzeugtsein der ln-

30 Bei den nun folgenden Passagen beziehe 
ich mich - teils direkt, teils in Verkürzung und 
Überarbeitung -auf frühere Arbeiten wie 1984, 
1990und1991ab. 

31 Vgl. Racinaro 1978. 
32 Die in den letzten Jahren der DDR mit ihrer 

Krise unübersehbar zunehmende Beschäftigung 
mit dem 'subjektiven Faktor' war eine der syste­
mimmanenten Gegenbewegungen. Vgl. Erpen­
beck 1992a. 
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dividuen die Weihe der Wissenschaft­
lichkeit der kollektiven Wel1anschauung 
verleihen mußte. Ein erneut spekulativer 
geschichtsphilosophischer Triumphalis­
mus wurde zum Credo nicht nur des po­
litischen Kollek1ivs; er war getragen von 
einer Vielzahl überzeugter und deshalb 
persönliche Lebens- und Freiheitsbe­
dürfnisse hintanstellender Individuen. 
Auch deshalb hat sich der Marxismus nie 
anders als in Krisen entwickelt. Marxisten 
haben immer wieder versucht, sich die­
ses inneren Widerspruch des Marxis­
mus zu entledigen. Das Morgen verhieß 
Besserung; dies gehört zum Dilemma 
jeder Hoffnung auf Zukunft. Man sieht 
sich in schlechten Verhältnissen als Teil­
haber des antizipierbaren Noch-nicht­
Seins. Das Korrelat ist der 'Held' des Ver­
zichts, in der Wissenschaft der subjektiv 
oft aufrichtige Heroismus der Wider­
spruchslosigkeit im Interesse des 'ver­
nünftigeren Ganzen' und seiner Statthal­
ter. Kritischem Marxismus hätte aber die 
bewußte Förderung von Verhaltensnor­
men der Wahrhaftigkeit in Wissen und 
Praxis entsprochen. 

Hätten nicht nur die gar nicht so seltenen 
Ausnahmen, sondern hätte der Marxist 
als engagierter Bürger mit gelebter Frei­
heit zu denken (Spinoza) und öffentli­
chem Gebrauch der Vernunft (Kant) die 
Assoziation, in der die Freiheit des ein­
zelnen die Bedingung der Freiheit aller 
ist, vor-leben, also in praxi antizipieren 
können, wäre die kollektiv vertretene 
Theorie in der Biographie des einzelnen 
nicht so häufig widerlegbar gewesen. 
Die Verhältnisse haben zum Widerspruch 
nicht nur nicht ermutigt; sie haben vor 
das in einigermaßen libertären Gesell­
schaften zumutbare Maß an Zivilcourage 
Hürden gestellt, vorrangig der Gratifika­
tion, dann erst der Sanktion; entschei­
dend war der Passung fördernde Effekt 
der Gratifikation: sie auszuschlagen war 
moralisch schwieriger als Sanktionen vor-
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zubeugen. So konnte sich der Marxis­
mus-Leninismus als Staatsdok1rin in sei­
ner (in späteren historischen Situationen 
durchaus reproduzierbaren) Mythos­
Funktion verselbständigen, als Herrschaft 
sowohl gegenüber den Theorie-Pro­
duzenten als auch gegenüber der übri­
gen Gesellschaft, deren Widersprüche 
die Intellektuellen In Privatheit in sich aus­
zutragen hatten, während die parteiför­
mige Verfassung der Weltanschauung 
exterritoriale Wahrheitsansprüche gel­
tend machte 33

. Die mit dem Parteitags­
zitat beginnende, keine Probleme, nur 
Antworten verzeichnende Literaturgat­
tung 'Lehrbuch' drückte diese Eigendy­
namik einer Binnen-Systemisierung aus. 

33 
Dies ist die Matrix dessen, was mangels 

eines treffenderen Begriffs hier'Personenkult in 
der Philosophie' genannt werden soll. Wenn in: 
Akademie für Gesellschaftswissenschaften 
1988, 506, in bezug auf die 1951 er Jenaer De­
batte über formale und dialektische Logik be­
hauptet wird, es habe sich die schon ''von Georg 
Klaus, Kurt Zweiling, Kurt Hager( ... ] vertretene 
Auffassung zum wissenschaftlichen Erkennt­
niswert der modernen formalen Logik und ihrer 
eminent praktischen Bedeutung durchsetzen" 
können, wird zu offensichtlich auf Vergeßlichkeit 
gesetzt. Vergleicht man mit dem insgesamt 
philosophisch außerordentlich interessanten 
Originalprotokoll, so ergibt sich, daß K. Hager in 
die Debatte nicht eingegriffen hat; ihm oblag 
vielmehr das Schlußwort mit der angesichts 
realerpolitischer Verhältnisse zynischen Bilanz, 
"daß der Satz Stalins [ ... ] über den freien 
Meinungskampf ganz zweifellos hierzurWirk­
lichkeit geworden ist"; "die Wirkungen der Stal­
inschen Arbeit über Marxismus und Sprachwis­
senschaft und der Forschungen Pawlows [sei­
en] In unserereigenen Tätigkeit bereits sichtbar 
geworden".(Protokoll 1953, 127, 129)Wassich 
beispielhaft hier zeigt, kann nur als früherVer­
such gewertet werden, Bedürfnisse nach einem 
wirklichen Begreifen der historischen Schuld 
des 'realen Sozialismus' garnichterst wachwer­
den zu lassen. 
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Der Marxismus aber ist in der bürgerli· 
chen Gesellschaft als Oppositionswiss.en 
entstanden. Der Widerspruch ist für ihn 
konstitutiv, oder er ist nichts. In Widersprü­
chen wollte er die Voraussetzungen ei­
ner zwangfreien Hegemonie verwirkli­
chen. Dialektik aber wurde zur Redewei-

se. Die von Brecht vorgeschlagene Ge­
sellschaft von Dialektikern hat der Staat 
gewordene Sozialismus nicht gewollt. 
Doch ist es historisch bereits ausgemacht, 
ob, wer den Sozialismus als Staat wollte. 
Dialektiker hat wollen können? 

3. Erinnerung an einen Anfang, der nicht unschuldig war• K. Marx 

Verschiedenste 'Marxismen'
34 

haben 
seit der II. Internationale die Marxsche 
Theorie nicht nur - dies wäre theo· 
riegemäß • revidiert. sondern kritische 
Zugänge zu ihr verstellt; ich verkenne -
an einer generalisierenden Kritik des 
Marxismus nicht interessiert - fruchtbare 
Ausnahmen keineswegs; doch viele in 
'Marx-1stischem' Namen auftretende 
'Theorien' haben sich als kritik-im­
munisierte Dogmensysteme - nicht erst 
im s;~linismus und mit ihm nicht en­
dend • von der Nähe zu menschlichen 

34 
Vgl. Hobsbawm 1981. Labica 1984. 

35 Über Folgen der dem Marxschen Kritik­
Denken unangemessenen (aberu.a. alsSub­
stJtution zerstörter alter Religionen erklärbarer) 
Kanonisierung des 'Marxismus' bereits in der 
frühen Sozialdemokratie berichteten Sozialisten 
auspragmatJscheronentierten Arbeiterbewegun­
gen, so z.B. G.B. Shaw, de reinen allgemeinen 
Szientismus der Zeit ironisch kritisierte und no­
tierte, "daß selbst der Sozialismus sich 'wissen­
schaftlich' nennen und das Datum der Revolution 
voraussagen mußte, als ob sie ein Komet wäre 
und die Rechnung sich auf 'historische Gesetze' 
gründete": "Alles, was sie [die deutschen So­
zialdemokraten] zu wissen wünschen, 1st: Bin 
Ich ein Orthodoxer? Bin ich korrekt in meiner 
revolutionären Haltung? Beuge ich mich den 
revolutionären Autoritäten? Weil ich ein echter 
Freidenkerbin, sehen sie mich an, wie[ ... ] ein 
Berlirtei Bou;gacis einen verdächtigen Fremden 
betrachtet."(Shaw1908, 121.) 

Es ist kein Zufall. daß in: Akademie für Ge­
sellschaftswissenschaften 1988 an die Stelle 
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Bedürfnissen und vom Maß der Freiheit 
verabschiedet. 

Halten wir zunächst einmal fest, daß Vor­
aussetzung einer offenen Antwort auf die 
Frage nach der Geltung und Falsifizier­
barkeit empirisch gestützter bzw. theore· 
tisch konsistenter Marxscher Theoreme 
auch in der DDR ein unbefangenes Ver­
ständnis dessen hätte sein müssen. was 
'Revision' 36 meint: Die rationale Weiterent-

des Argumentierens mit konkurrierenden Theo­
nen die vermeintlich als Argument evidente so­
ziale Zuschreibung 'bürgerlich' treten konnte 
und zugleich einer Analyse des Stalinismus aus 
dem Wege gegangen wurde: die Stalinsche 
Zwei-Welten-Konzeption wirkte weit länger nach. 
als die Rhetorik es glauben machen wollte. Zu 
Stalins Anti-Dialektik in der Schrift Uberd,a­
lektischen und historischen Materialismus heißt 
es 1988: "Ungeachtet vieler Vereinfachungen 
und auch fehlerhafter Darstellungen gab sie 
eine gedrangte und allgemeinverständliche Dar­
stellung der philosophischen Grundlagen des 
Marxismus-Leninismus." (Ebd. 491) Dieinner­
rnarxistische Alternative A. Gramscis wird nicht 
einmal erwähnt. Wieder aber besteht kein Anlaß 
zu vereinfachenden Bildern. Dieselbe Akademie 
der SED hatte bereits 1978 dank des Engage­
ments von H. Neubert fi.Jrdie Herausgabe eines 
seinerzeit quer zur 'Linie' stehenden Bändchens 
mit positiven Urteilen über G ramsci verantwort­
lichjezeichnet. (Akademie 1978) 

Soha!!ez.B. L.R. Graham in seiner Ana­
lyse zum Verhältnis von dialektischem Mate­
rialismus und Naturwissenschaften in der UdSSR 
die der Dialektik angemessene Schlußfolgerung 
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w1cklung der Theorie (1n dem Maße, wie 
sie Theorie und nicht Mythos ist) ist kein 
sie nachahmendes wiederholendes Ex­
periment unter identischen Bedingungen 
und mi_t dem Ziel ihrer Bestätigung, son­
dern ein Verfahren Im Laboratorium der 
Kritik. 

Theorierevision setz1 offene Lernprozes­
se voraus; dem Lernen in vorurteilsfreien 
Theorievergleichen aber widersetzte sich 
1m marxistisch-leninistischen Offizialdis­
kurs eine ideologische Doppelstrategie: 
einerseits 'keine Experimente an Denk­
mälern', andererseits die 'Kritik bürgerli­
cher Ideologie'. d.h. die vermeintlich ideo­
logie-kritische, tatsächlich meist denun­
ziatiorische Verurteilung des 'Fremden' 
als des Feindes; an die Stelle der Wahr­
heitsprüfung von Theoremen trat die Iden­
tifizierung sozialer Herkunft und kognitiver 
Möglichkeiten, letztlich eine Folge des 
'Widerspiegelungs-Konzepts' 37 und des 
unmittelbar mit ihm verbundenen Kon-

gezogen, "daß die MOdifikation der Doktrin ein 
wünschenswertes, kein gefürchtetes Ziel ist. 
Nichts ist unmarxistischer als eine pathologi­
sche Furcht vor Revision. Wissenschaft, die 
bereit sein muß, ihre Ergebnisse Im Lichte neuer 
Daten zu revidieren, ist im Kern 'rev1s1onist1sch'." 
Gr~~am 1974,40. 

An solchen Konzepten Istzu zeigen, in 
welchem Maße der marxistisch-leninistische 
Diskurs 'selbstverstandliche', scheInbarke1ner 
Explikation bedurfende stillschweigende Vor­
aussetzungen gemacht hat: Dieser ldeolog1e­
BegnH muß die ontologische und erkenntnisso­
ziologische Annahme kausaler Referenz( die 
REALIT AT affiziert und delerm1n1ert Bewußt­
sein so, daß es durch klassenspezif1sche lnter­
essen-Aprion gefilterte Wirklichkeiten adäquat 
·w1derspiegelt')voraussetzen. 'Bürgertiche Ideo­
logie' ist dann notwendig'falsches· Referieren 
auf eine-an 'objektiven Interessen· gemessen. 
·ta'.scne· soziale ~•Vi;khchkeit. Zu; Fragwürdig. 
keIt der offensichtlichen Beziehung zwischen 
Ideologie-und Referenztheone hat es aberke1-
ne krilischen Studien gegeben. 'Widersp1ege-
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zepts 51er 'zwei Welten' in der Wissen­
schaft. 

Transformation der Philosophie 39 zur ·re­
ell_en Wissenschaft', Verpflichtung der 
Wissenschaft auf die Analyse des Wirkli­
chen und Analytizität als Bedingung von 
Kritik- dies waren aber Programm-Koor­
dinaten, in die Marx sein Rationa-. 
litätskonzept eingetragen hat. Aus der 
Analyse der 'wirklichen' Bedingungen 
der Ideen und aus der Kritik sowohl der 
großen idealistischen VERNUNFT4° als 
auch der vernunftwidrigen Lebenslage 
der Menschen sollte eine praktische 
Rationalität handlungsmächtiger Subjek­
te entstehen. Geboren aus der Kritik, nicht 
aus Zukunftsbildern, war der Theoriety­
pus 'Marx' ein Element der kulturellen 
und praktisch-sozialen Dialek1izität der 

lung' war - trotz einiger Modifikationen - ein 
Tabu. 

38 
(Die entsprechende, vom Marxschen Kon­

zept des Kapital verhältnissesweit entfernte 
Schwarz-weiß.Verzeichnung des 'Kapitalismus' 
hatsIchalswesent1icherBeitragzumScheitem 
der DDR erwiesen.) Und doch gab Schriften wie 
Jene von H.-M. Gerfach und R. Mocek, in denen 
eine explizite Anti-Kritik an der seitens der 
herrschenden 'Kritik bürgerlicher Ideologie' 
propagierten These vom pnnzipIellen Rationali­
täts-und Wahrheits-Vertust 'bürgerlicher Philo­
sophie' formuliert wurde: Es sei falsch, "wenn 
man diese Philosophie nur aus Ihrer eigenen 
Widerspiegelungsfunktion, aus dem ihr zugrunde 
liegenden gesellschaftlichen Sein allein erklä­
ren wollte." Gertach/ Mocek 1982 15 

39 . ' • 
Vgl. Seve 1980. Eine Ubersetzung dieser 

umfangreichen, in strikt antidogrnatischem Geist 
verfaßten und bereits im Titel Une lntroduction 
... innermarxislische Pluralität geltend machen­
den Einführung in Entstehung und Entwicklung 
marxistischer Philosophie wurde m der DDR 
abOOlehnt. 

llO Die Auszeichnung in VERSALIEN bringt 
das Verständnis dieser Begriffe in einer on­
tologistischen, metaphysisch-realistischen Se­
mantik zum Ausdruck. 
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bürgerlichen Gesellschaft, deren Auf­
hebung er unter ihren Bedingungen 
wollte. Er war ihre bestimmte Negation. 
Dies zu verstehen, hat Folgen: die in 
dieser Theorie verfaßte Rationalität kann 
in der Unterstellung kognitiver Alterna­
tivität zum sogenannten 'bürgerlichen 
Denken' gerade nicht begriffen werden. 
'Alternativ'waren Intentionalität, Program­
matik und der Entwurf eines neuen Sy­
stems symbolischer Formen. 

Nicht wenige dem Anspruch nach analyti­
sche Sätze der Marxschen Theorie müs­
sen heute als das gelesen werden, was 
normalwissenschaftlich immer dann 
selbstverständlich ist, wenn Theorien und 
zukünftige Möglichkeiten des Lebens ent· 
worfen werden; als propositionale Ein­
stellungen, geprägt vom Glauben, Hof­
fen und Wünschen. 41 Von dieser dem 
Materialismus als REALITÄTS-Denken 
verborgenen normativen Energie aus 
konnte die ideologische Funktionalisie­
rung der Theorie als 'Marxismus' ihren 
problematischen Ausgang nehmen. Was 
als Kritik der Wissenskulturen und der so­
zialökonomischen und politischen Struk­
turen der bürgerlichen Gesellschaft be­
absichtigt war. wurde zu früh zum archi­
medischen Ort außerhalb des Ensembles 
ihrer Widersprüche. Was nur transito­
risch als Werk im Werden wirken konnte, 
wurde zum zeitüberhobenen 'System' 
Auch wenn ich Gegentendenzen bei 
Brecht. Korsch ... nicht vergesse, - ein 
vermeintliches 'Werk-an-sich', das kein 
Laboratorium für Erkenntnisinteressen 
der Wissenschaft mehr sein konnte, wur­
de schon vor Stalin - wie durch Land­
nahme und nachfolgende Überstülpung 
von Okkupanten-Kulturen 42 

- besetzt 

41 Die Stilisierung von Ernst Blochs Hoff­
nungsphilosophie als 'bürgerlich' zeigt die men­
talen und politischen Sperren gegen die Einsicht 
in di~se Normalität von Philosophie. 

4 
Hier 1st etwa an den Importeinzelwissen-
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Hat nur politisch-ideologische Zweckra­
tionalität • 'wahr Ist, was der Arbeiter­
klasse nützt' - dem Theoriebildungspro­
zeß Wunden geschlagen? Ich bezweifle 
dies. Die spätere 'marxistische' Fortent­
wicklung hatte bereits aus den früheren 
Anfängen der Theorie Lastschriften zu 
übernehmen, die Ich hier In arger Ver­
kürzung andeute, - das a Konto koexi­
stierender. komplementär wirkender und 
doch letztlich unverträglicher Weltentwür­
fe: die utopistische Idee mathematischer 
'Berechenbarkeit des Schicksals' unddie 
Hegel zugeschriebene geschichtsphilo­
sophische Idee der 'Notwendigkeit' und 
die positiv-wissenschaftliche Idee induk­
tiv gew innbarer Kausalgesetze. Keinem 
dieser Modelle zu folgen war Marx' Ab­
sicht; ihnen allen Tribut zu zollen war im 
'Geist der Zeit' eher verständlich als be­
fremdlich. Allen diesen Begriffen für Kon­
tingenz, Subjektivität und Normativität. d.h. 
letztlich: ein einem zureichenden Begriff 
von Weltkonstruktion. 

Marxismen konnten sich so mittels theo­
retischer Implantate, die der bei Marx 
fern an Kant erinnernde Kritik-Impetus 
noch weitgehend abstoßen konnte, ih­
rer eigenen 'historischen Notwendigkeit' 
vergewissern. Man erinnere sich anstruk­
turell gleiche Argumente so verschiede­
ner Denker wie Plechanow und Labriola. 
Für den russischen Marxisten 'erklärte' 
sich die Marxsche Theorie aus der 'Ge­
schichte der europäischen Ereignisse 
seit dem Jahre 1848'. Vergleichbar eine 
Ontologie der Theonerechtfert,gung bei 
Labriola: 'Der wissenschaftliche Sozialis­
mus 1st nicht mehr auf die Dinge ange­
wandte subjektive Kritik, sondern die 
Entdeckung der Selbstkritik, die in den 
Dingen liegt.' Hatte nicht Labriola, kriti­
schem wissenschaftlichen Geist verpflich-

schaHhcher Theo;ien (wie der Evo!utionsbio· 
logie) bei gle1chze11iger Transformation zur 
Weltanschauung (Sozialdarwinismus 1nnemalb 
des 'Marxismus') zu denken. 
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tet_ wie kaum ein anderer Marxist seiner 
~e1t davor gewarnt, daß die Theorie ein 
Plagiat dessen ist, was sie expliziert'? 

Leser_ H~gels und Ricardos, bevor die 
Theorie zur materiellen Gewalt' werden 
sollte. Deshalb hätte es nicht gegen sei­
n~ The_orie als Text verstoßen, wenn 
eme W/Ssensgeschichtliche Lektüre es 
sich verboten hätte, jedwedes Theorem 
al_s W~derspiegelung aus Klassenkampf­
S1tuat1onen und -Prozessen 'abzuleiten' 
Externe Gründe der Theoriegenese z~ 
ve_rstehen setzt intern rekonstruiertes 
Wissen voraus. 

Gerade der spätere 'Historische Materia-
h~mus' ~er Lehrbücher hat sich als we­
nig geeignet erwiesen, Kritiker seiner 
selbst _zu sein. Seine externalistische 
Reduktion ~n Weltbildern auf soziale 
Tatsa~hen sperrt sich gegen Einsich­
ten, die unverzichtbar sind, will man wis­
sen, ~as Wissenschaft ist: Wissen ent­
s_!~ht in_ Konstellationen der Heterogeni­
tat, Wissens-Konstellationen theoreti­
scher und empirischer Wissenschaft ha­
ben Weltbild- und Normativitäts-Kontex­
te: Fortschritt von Theorien entsteht aus 
Iterationen von - für das 'Fremde' offe­
nen • Wissens-Verhältnissen ... 

U_m d_ies zu begreifen, hätte man den 
h1s~onschen M_?terialismus gegen den 
St~'.ch - teils fruher Programmatik, teils 
sP.aterer Systematik- lesen müssen; dann 
~alle er sich, als wissenschaftliche Theo­
rie, vor alle_r .f.:'aktischen Bedeutung als 
Hermeneutik 4 und Kritik seiner Wissens­
Kontexte erweisen können: Marx war 

43 
°.er Externa11smus war zwar eine ·gang 

3.1 Dialektizität der Dialektik 

In der Marxschen Entwicklung, dies wäre 
so zu entdecken gewesen, gibt es die­
sen offensichtlichen Widerstreit der 
theonekonstitutiven Perspektiven - der 
~t~~-1e (und ihr entsprechender Norma­
t1v1tat). der Ideologie (und ihr ent­
sprechender Priorität des Politischen) und 
der ~•s~:nschaft (und ih~gntsprechender 
Emp1nz1tat/ Analytizität). Spätere Marxi­
sten • Kautsky sei genannt - haben das 
noch_ Offene und Ungeklärte eingeeb­
net, lnt~ressiert an der Homogenität ei­
nes fertigen Systems über eine sich not­
wendig zu~ Fertigkeit revolut1on1erende 
Welt. Gewiß wurde dies auch kritisiert· 
aber es war schulbildend für die Art de~ 
Verstehens. 

Mar~ hatte„ mit der Paradoxie gerungen, 
die e1gentumhche Logik des eigentüm-
45F' "' 

un? gabe Denkform', doch war er nicht unum­
stritten; so haben u.a. z.B. W1t11ch/ Poldrack 
(veroffenII1cht erst 1990) in einer detaillierten 
Untersuchung dertheoret1schen Konzepte so­
WJet1scherWIssenschattsh1storiker, vor allemB 
Hessens, die oeIm Londoner Kongreß zur 
W1ssenschaftsgesch1chte 1931 vorgetragen 
wu~n. Defizite des Externalismus benannt. 

Sie wurde in der DDR nahezu ausnahmslos 
als 'lebensphilosoph1sch' und 'burgerhch' ver­
worfen. Eine der wenigen Ausnahmen bildet in 
h1storiograph1scher Ausluhrhchkeit Schre1ter 
1988. Man muß kein Prophet sein, um zu voraus­
zusa_gen, daß spatere Forschung zur Literatur 
aus der DDR vor der hermeneutischen Aufgabe 
stehen wird, vom Schleier der Orthodoxie ver­
deckten Sinn, latente Intentionen manifest zu 
machen. 

. urue Marx-Forschung neuartige Retlexionen 
hierzu hat ~ok1t1anski 1991 vorgelegt. Er betont 
die theoretJsch unkontrollierte Koexistenz von 
Utopie, Ideologie und Wissenschaft bei Marx 
und ~ngels, hebt an der 11. Feuerbachthese 
(Veranderung vs. Interpretation) hervor, Marx 
sei ber~1ts hier zugunsten politisch-ideologischen 
~-I~,g.reI'..~?s vom Prinzip 'Wissenschaft' abge­
ruc;Kt; vvissenschafi' habe In Herausbiidung 
und E~tw1cklung des Marxismus immer ein 
gegenuberUtop1e und Ideologie nachrangiges 
Interesse gefunden. (91 tf.) 

lu11.·h,d1111l' nsi ~pr. 199 1 
17 



liehen Gegenstand
I
~s· ~~t~~~~ ~h~~ 

w· aus positiv-wissenschaftliches issen . 
.. chen Entstehungs-Kontexten in 

analytisch zu erhe en . . . ' 
Relation mit 'allgemeinen Pnnz1p1en ~u~ 
. t Hegelscher spekulativer ~ 

~:~;~~hen und ideologischen Ziel-Kon­
texten finalisiert. 

1m Honzon „ S •nen theoret1-
ik sichern zu kennen. e1 . 

g hen Weg begleitete ein ständige~ zw,­
sc arx' Wirklichkeits-, Wisse~-
schen. M d Methodenverstandnis 
schafts- un · n-
orientierte sich zum einen an einer spo 
tanen materialistischen Ontologie. der~n 

„ nächst eine sensua/1st1sc e 
All11erte zu . mmatisch 
Epistemologie und eine progra D 

h d /ogie waren. en empiristische Met O O 
„ d 11 Gegenpart spielte das Erklarungsmo h e 

der Wesen/Erscheinung-Unters_c, e~ 
dung. Dieses Modell lud die emp~!~x· 

. ntierte Theorie - wohl gegen. 
~1~en - mit geschichtsphil_os~p~1scheßr 1 

.. .. f E' Grund h1erfur 1st, da 
Normat1v1tatau • in . Wirklichkeit 
d'e Erscheinungen sozialer 

i d eh eine teleologisch interes~ie~e 
r~~ly~~ als Momente 'wesentlicher r:~~ 
fenstrukturen begriffen un_d du~h: 'We­
sche Kritik in Richtung eines e . 

menschlicher Geschichte' eigenen 
sen k" en Telos verändert werden onn • 

So vollzog sich in der ko_nfliktgeladen~i~ 
Herausbildung der Theone~rogramma . 
einerseits und der theoret1_schen Pra;1s 
andererseits ein gegenläufiger _Proze • -

eine Dialektizität der 'Di~le:''~.l.~~f: ::~ 

• der Re­M rx' Formulierungen waren in . . 

ge~ vorsichtig; wo nicht. fielen sie in ihrekr 
.. hternen stru -

Normativität aus dem nucd Werks·" Die 
lyt• hen Rahmen es • tur-ana isc „ rt" Die 

Expropriateurs werden expropme • -
se Prognose war nicht empirisch begru~­
det· sie war 1. eine normative Konstru -
. • d. ihre Geltung 2. aus einem ge-

~~~ich,~philosophischen Th~orem be-
„ d t das 3. in einer T1eferlegung 

grun e e, h ·ne phy-
der Begründungsebene durc e1 th e 
sikalistisch-kausalist,sche HyP? ~~­
noch einmal fundiert wurde: Die 'rd 
gation der kapitalistischen Produkt,':- :1 ·1 
durch sie selbst, mit der No~hw_~n„4~ e1 
eines Naturprozesses, pro uc1 • . 

Engels hat unmittelbKar nat ~~;;~~~~~~ 
d 1 Bandes des ap, a 

es .: k M rx habe "die ökonomischen 
verstar t. a n male-
Verhältnisse in eine: ganz neu~~thode" 
rialistischen, naturh1sto~1schen 

h delt4B. er wollte mit der synonymen 
bve an ndung' von ·materialistisc~· un~ 

erwe . , . d ß es sich bei 
'naturhistorisch zeigen, a_ h ftli-
Marx' Sätzen "um streng w1s~~nsc a 

h Deduktionen" handelte. 
c e d' 

seinen Ort. was Jun Burt1n ie " 
Ps chologie des Marxschen Irrtums und 
di: "Achillesferse der Marxschen Ge-

• " nannt hat· die teleo-

Wieder aber gibt es die K_e_hrse1te. u~r : 
harscher bei Marx die Knt1k an _der Kir 

ekulatIver on­
lichkeitsverleugnung sp h begab sich 
struktion wurde, desto me _r iniert 
die induktiv gesuchte Em_p,n~ - fasz Di­
und unsicher zugleich - ,n ein neues . 

schichtstheone g~ • h' chtlichen 
logische Konstruktion der gesc i d 

Formationen mit der Erwartung, gar er 
.. b alle 'Vorge­Versprechung des u er. . 46 Am 

schichte' obsiegenden S~z1ahsm~s. . 
t. s' Konzept wird deutlich, wie 'Forma I0n -

46 Burtin 1991, 173:"Diese Konzeption hat 

die ganze Weltgesdiichte geordne~u:,~ s~~~~ 
das Nahe als auch das Ferne er . • . ht 

· C:rh..,i;rhP?71101fl8mniC b--•eht nun thre vv• , .... ~ ... , , ... • -- h 
~"1 n Maße darin daß sie alles zu se r 

geringe ' H ei-
l h t "Ob Marx sich hier an der eg 

geordne a • h t • t 
sehen Geschichtsphilosophie onent1ert a , ,s 
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Die bemerkenswert tiefen emp1-
lemma. I • als Aus-
rischen Einsichten in ldeo og,e . 
druck der Nicht-Identität von ~ein und 
Bewußtsein verlangten nach e1n_e_r Be-

. K ·t·k die zu einer Knt1k der wußtseins- " 1 , 

eine offene Frage. (Vgl. hierzu Goldschmidt 

1992) ~ 
47MEGA"' 11/5.609. . 
48MEW Bd. 16,226; Hervorh. v.mir. 
49 Ebd.365. 

Möglichkeitsbedingungen von Wissen­
schaft und zu einer Selbstkritik der mate­
rialistischen Geschichtsauffassung zu 
erweitern gewesen wäre; dann wäre der 
Status nicht-empirischer Konzepte wie 
'historische Mission der Arbeiterklasse' 
frag-würdig geworden. Es 1st nicht zu 
übersehen, daß Marx und auch Engels 
sich aus zwei Gründen von einer Kon­
zeption haben überwältigen lassen, die 
mit dem Prinzip analytischer 'Kritik' un­
vereinbar war: 

1. Theoretisch war Marx, ohne daß ihm 
dies hinreichend bewußt geworden wäre, 
an einer realistisch-ontologischen Siche­
rung des Empirie-Konzepts interessiert; 
sie sollte die Übereinstimmung des theo­
retischen Denkens mit der REALITÄT 
verbürgen. Die Wahrheit der Theorie soll­
te von bloß theoretischen, von 'idealisti­
schen' Weltinterpretationen unabhängig 
sein. Deshalb mußte 'das Wirkliche' als 
kausales Antezedens von Erkenntnis be­
stimmt werden, deshalb mußten 'Ideen' 
auf 'materielle gesellschaftliche Verhält­
nisse' zurückführbar sein; die Gehalte 
der Theorie sollten als deskriptiverfaßbare 
Abbildungen historisch-sozialer REALI-

„ 50 
TAT gesichert werden. 

Eine so begründete Theorie gehorcht 

50 
1888 gab Engels ein spätes Resümee 

seines Materialismus-Verständnisses und sei­
ner erkenntnistheoretischen Überzeugungen: 
"Wir faßten die Begriffe unsres Kopfes wieder 
materialistisch als die Abbilder der wirklichen 
Dinge"2(MEW Bd. 21,292 f.; vgl. etwa auch 
MEGA 1/27, 243 f.) "Fragt man aber weiter, 
was denn Denken und Bewußtsein sind und 
woher sie stammen, so findet man, daß es 
Produkte des menschlichen Hirns und daß der 
Mensch selbst ein Naturprodukt, das sich in und 
mit seiner Umgebung entwickelt hat wobei es 
sich dann von selbst versteht, daß die Erzeug­
nisse des menschlichen Hirns, die in letzter 
Instanz 1a auch Naturprodukte sind, dem üb­
rigen Naturzusammenhang nicht wIderspre-

statt einer Kritikorientierung einer Recht­
fertigungsorientlerung. Die ontologisti­
sche Sicherung der Realitätshaltigkeit der 
Theorie aber muß sich gegen eine der 
zentralen Ideen der Moderne sperren, -
die Idee der Urteils- und Kritikfähigkeit 
der Individuen als der Subjekte emanzipa­
torischer Theorie und Praxis. 

2. Andererseits konnte die Triftlgkeit der 
Annahme einer geschichtlichen Gesetz­
mäßigkeit hin zu einer nachbürgerlichen 
Gesellschaft nur durch Wertsetzungen, 
die Idee des Kommunismus, gesichert 
werden. Die Analyse des Ist und die An­
tizipation des So// gerieten in einen Marx 
offensichtlich nicht bewußten Widerstreit. 

Kritisch ist heute festzuhalten, daß der of­
fensichtliche Widerspruch zwischen der 
Annahme kausaler Referenz('Widerspie­
gelung') und gleichzeitiger Wertimprä­
gnierung von marxistischer Theorie ('Er­
ziehung der sozialistischen Persönlich­
keit') in der Offizial-Philosophle in der 
DDR nicht zureichend zum Thema wur­
de. Man hat nicht gesehen (nicht sehen 
wollen?), daß die Marxsche Theorie zwi­
schenden Stühlen einer materialistischen 
Ontologie, die keiner Normativität be­
dürfte, und einer utilitaristischen Prinzi­
pien zumindest nicht fernen Selbstbe­
gründung durch ihre Funktion für das 
Politische, für die Revolution, saß. 

So wurde die Erkenntnis der Wert- und 
Theoriegeladenheit der Weltbeschrei­
bung vom 'materialistischen' Anspruch 
auf Abbildung von WELT In einer Er­
kenntnisgewißheit und deshalb Fortschritt 
verheißenden Weltanschauung unter­
bunden.61 (Als ein Signum dieser Ver-

chen, sondern" -ein Prädikat, das wenig Erklä­
rungskraft zeigt- "entsprechen". (MEW Bd. 20, 
33) In dieser Hinsicht hat r✓rarx keine abwei­
chende Auffassung. 

51 
Erinnernswerte, verdrängte Ausnahmen 

waren nicht zuletzt neukant,anisch inspirierte 
Marxisten wie Vorländer und M. Adler oder der 
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-
drängung von Subjektivität ist die in der 
DDR häufige ideologische Polemik ge­
gen Kant52

. den Neukantianismus und 

alle Ideen transzendentalphilosophisch 
orientierter Analytischer Philosophie zu 
sehen.) 

4. Über Defizite materialistischer Dialektik 

Läßt man Entwicklungen in der DDR auf 
Spezialgebieten wie Erkenntnistheorie 
und Philosophiegeschichte Revue 
passieren, so zeigt sich: 1. Brüche mit 
Wissenstraditionen und Verengungen 
der Vieldimenslonalität und Pluralität des 
Wissens sind Kennzeichen eines außer­
wissenschaftlich finalisierten Wissen­
schaftsprozesses. 2. Der Paradigmen-

sich zeitweilig als Marxist verstehende logische 
Empirist Neurath. Zur Kritik der Identifizierung 
von Wissenschaft und Weltanschauung und zur 
Ditterenz1erung der entsprechenden epIstemI­
schen Kulturen vgl. Erpenbeck 1992. Die 
Weltanschauungsfunktion der ·marx1stisch­
leninistischen Philosophie' ist in der DDR mei­
nes Wissens nie problematisiert worden. Statt 
dessen finden sich verbreitet und unwider­
sprochen politisch-ideologische Thesen wie: 
"Die Geschichte derman<islisch-lernrns~schen 
Philosophie vermittelt die Erkenntnis, daß die 
Arbeiterklasse ihre Mission nur verwirklichen 
kann, wenn sie von einer Parte, geführt wird, 
deren Strategie und Taktik auf der Weltanschau­
ung des Marxismus-Leninismus einschließlich 
seiner Philosophie beruht und die In ihrer Füh­
rungstätigkeit von den Prämissen dieser Welt­
anschauung ausgeht." (Akademie für Gesell­
schaftswissenschaften 1979. 6.) Es läßt sich die 
Frage stellen, ob die Autoren derartigerLeerfor­
meln vom Wahrheitsgehalt ihrer Sätzen zumin­
dest subjektiv überzeugt waren. Die heute er­
zählte Legende, die DDR wärerncht gescheitert, 
wenn sich die SED nur an den Normen der 
Weltanschauung orientiert hätte. halte ich für 
unsinnig: Oiese'Philosophie' hat 'der Partei' 
zugelielert, was Grundlage dieser Politik sein 
konnte. 

52 
Wieder wäre es ungerecht, Gegenbelege 

wie die solide Kant-Untersuchung von Thom 
1980 zu verschweigen. 
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wechsel nach 1945 führte - verstärkt seit 
dem Beginn der 1970er Jahre - einer­
seits zu bemerkenswerter Innovation; was 
die positivistische Erkenntnis- und Wis­
senschaftstheorie in ihrer 'soz,alhiston­
schen Wende' mit Th.S. Kuhn u.a. spät 
lernte. wurde z.B. in Le1pz1ger Arbeiten 
nicht nur nachholend ertorscht.

53 
Ande­

rerseits aber kam es durch Systemis1e­
rung und Kanon1s1erung zur Verarmung 
des 'Neuen·, das sich durch 'Passung' 
konfliktfrei dem Korpus dogmatisierter 
Normalwissenschaft fügen konnte. 3. Die 
1deolog1schen Motive einer 'alternativen' 
Parteilichkeit zielten auf eine Autonomi­
s,erung des Wissens gegenüber 'ideali­
stischen· und modernen 'fremden' Tradi­
tionen: der Preis bestand in einer • zu­
mindest zeitweiligen • nicht-begriffenen 
verstärkten Abhängigkeit von einem 
Nicht-Wissen, das 'selbstverschuldeter 
Unmündigkeit' gleichkommt. 4. Eine Fol­
ge ,n der Wissenschaftskultur der DDR 
bestand im Paradox einer 'materialisti­
schen' Anrufung des 'realen Lebens der 
Gesellschaft' bei gleichzeitiger Entfrem­
dung von den tatsächlichen Widersprü­
chen dieser Gesellschaft. 

Wechseln wir das Terrain. Wer zu lesen 
versteht, wird nicht leugnen. daß es An­
strengungen zu einer Theorie der Me­
thoden philosophiehistorischer Praxis 
gegeben hat. Tatsächlich aber koexi-

53 Aufschlußreich sind die dem Lehrbuch 
Marxistisch-leninistische Erkenntnistheorie 
( 1978) vorausgehenden, esan Qualität oft über­
treffenden und deutlich minder soziologisch­
reduktionistischen Pilotstudien (z.B. K. Göß· 
lers), in denen neue naturwissenschaftliche Er­
kenntnisse thematisiert wurden. 
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stierten reduktionistische sozialhistori­
sche Strategien mit verschämter herme­
neutischer Ideengeschichte. und beide 
konnten in der Regel nicht zueinander 
kommen. Zwar wurde zunehmend dem 
lange vorherrschenden Trend eines Dua­
lismus von 'gegenständlicher und 'so­
zialhistorischer Determination' der 
Ideengeschichte widersprochen. ln den 
'Vorworten' aber war der Externalismus 
mit seiner umstandslosen Reduzierung 
von Ideen auf 'Ereignisse' nahezu unge­
brochen. Der historiographischen Praxis 
wurde zwar der 'Marxismus-Leninismus' 
immer äußerlicher, doch zeigten weltan­
schauliche Erkenntnishindernisse ihre 
Wirkung: Historismus, Praxis-Universalis­
mus und Dualismus. 

Der Historismus drückt sich wahlweise 
als historizistischer oder biologistischer 
Evolutionismus aus; seine Konsequenz 
ist ein - in praxi noch so pragmatisch 
unterlaufener - Geschichtsdeterminis­
mus: Was wurde, mußte werden. (Hier­
gegen trat z.B. Hörz' Konzept 'statisti­
scher Determination' an.) Die Univer­
salisierung von Konzepten wie 'Praxis' 
und 'Arbeit' zu einer historizistischen 
Fundamentalontologie gesellschaftlichen 
Seins, nach deren Muster alles ldelle als 
Sekundäres 'abzuleiten' ist54

, zerstörte 
die Dialektik als Variante der Idee der 
Komplementarität und wies alle An-

54 
So heißt es (ich führe keinen Außenseiter 

an) in Gropp 1977, 137 f.: "Die Geschichte der 
Philosophie wird bestimmt von der Entwicklung 
der Produktivkräfte und der Produktionsverhält­
nisse, die ihrerseits von dem Stand der Produktiv­
kräfte abhängig sind. Die großen Etappen in der 
Geschichte der Philosophie entsprechen den 
grundlegenden h1stonschen Entwicklungsstruk­
turen." Und: "Jede Philosophie[ ... ] 1st aus der 
konkreten gesellschaftlich-historischen Situati­
on und bestimmten Klasseninteressen hervor­
gegangen". 
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sprüche einer Philosophie des Geistes 
ab; der Praxis-Universalismus delegiti­
miert ldeengeschichte 55

; gewiß, er ist die 
Kehrseite der zunächst positiven Entwick­
lung, in der die dialektische Theorie ge­
sellschafts-wlssenschaftlich fundiert wur­
de; verabsolutiert, wirkte er ruinös. Der 
Dualismus verabsolutiert die analytische 
Unterscheidung zwischen materiellen 
und ideellen Entitäten in einer Zwei-Wel­
ten-Ontologie. Zu ihm gehört die Spal­
tung zwischen Objekt und Subjekt, de­
nen umstandslos die Qualitäten 'objek­
tiv' bzw_ 'materiell' und 'subjektiv' bzw_ 
'ideell' zugerechnet wurden. Er ist die 
Sperre dagegen, die Gehalte der Wis­
sensgeschichte in ihrer 'eigentümlichen 
Logik' aufzufassen und sie so als Ge­
schichte von Objektivationen des Gei­
stes zu schreiben. In der Verlegenheits­
rede von der 'relativen Unabhängigkeit' 
der Ideenwelt machte zwar das Dilemma 
eines reduktionistischen Materialismus 
auf sich aufmerksam; sie war aber auch 
das Palliativ, sich dem Problem zu entzie­
hen. 56 

55 
In seinem Nachruf zur philosophieh1-

slonschen Editionsarbeit in der DDR beleuchtet 
Dietzsch 1991 die Folgen "einerverbindlichen 
Ideologie für die konkrete Edillonstäligkeit" (227) 
und hebt nicht zuletzt das "kulturpolitisch vorge­
gebene abstrakte Materialismus-Idealismus­
Schema" als folgenreich hervor. Auf der ande­
ren Seite kann er auf die Publikation philosophi­
scherQuellen. z.B. zum Matenalismus und Athe­
ismus der Aufklärungszeit. verweisen, die im 
Westen aufgrund umgekehrter Vorurteile igno­
ne1sworden waren (228). 

In diesem Kontext erwähne ich meine 1973 
vorgelegten Prolegomena einermaterialistischen 
Hermeneutik (vgl. Verf. 1973); obwohl siebe­
reits als 'hermeneutischer Idealismus' in der 
DDR provozierten, teilten sie das Schicksal von 
Versuchen, eine Methodologie durch Modifikati­
on zu heilen, statt sie radikal zu verändern. 
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5. Finalisierte Wissenschaft 

In Pour Marx hat L. Althusser zur tatsäch­
lichen Situation der scientific community 
marxistischer Philosophen selbst noch 
in der Zeit nach Stalin notiert "Philoso­
phisch gesprochen hat sich unsere Ge­
neration geopfert, ist allein den politischen 
und ideologischen Kämpfen geopfert 
worden, d.h. geopfert in ihren intellek­
tuellen und wissenschaftlichen Werken. 
Eine ganze Anzahl von Wissenschaftlern 
[ ... ] konnte sich ohne Schaden oder mit 
geringen Kosten aus der Affaire ziehen. 
Für einen Philosophen gab es keinen 
Ausweg. Wenn er, im Sinne der Partei, 
Philosophie sprach oder schrieb, war er 
zu Kommentaren verurteilt und zu mage­
ren Variationen über die Berühmten Zita­
te, zum internen Gebrauch." 57 

Die Marxsche Theorie und der Marxis­
mus haben - wie Althusser an anderem 
Ort sagte - für die Topographie der 
Wissenschaft einen Kontinent entdeckt, -
die Geschichte. Aber es war ein neuer 
Kontinent des alten Globus der Wissen­
schaft im 19. Jahrhundert, und so hätte es 
nahegelegen, die Theorien in ihrer Ent­
wicklung normalwissenschaftlich zu le­
sen. Politische und theoretische Selbst­
verständnisse in der DDR haben ein be­
reits problematisches Erbe gemehrt. 58 

57 Althusser 1968, 25; zur Entwicklung in 
Italien und Frankreich vgl. Kallscheuer 1986. 

58 
Hierzu wäre eine genaue Erforschung der 

Publikationsstrategie der Sowjetischen Mili­
täradministration nach 1949 notwendig. Es ist 
nicht bedeutungslos, daß der Rezeption Lenins 
(Werkausgabe seit 1961) die Plechanows, des­
sen Schriften seit Mitte der 1950er Jahre veröf­
fentlicht wurden, und vor allem Stalins vorausge­
gangen ist. Dies gilt selbst für einen Großteil der 
Schriften von Marx und Engels (Werkausgabe 
seit 1956); die späte Veröffentlichung wichtiger 
früher Schriften in Ergänzungsbänden zur MEW 
( 1968) ist ein Indiz von Bedeutung. Ganz anders 
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Die Entwicklung des Marxismus kann im 
Zeitraffer wissenschaftsgeschichtlich in 
drei Phasen rekonstruiert werden; zu un­
terscheiden sind: 1. der empirisch orien­
tierte, programmatisch nicht-philosophi­
sche Entdeckungs-Zusammenhang 
(Marx zu Lebzeiten); 2. der im Zuge der 
Konsolidierungsbemühungen der Para­
digma-Stifter folgende Begründungs­
zusammenhang, in dem die Theorie 
komplexer und systematischer ausge­
staltet wird (Engels zu Lebzeiten); und 3. 
die für den Marxismus so entscheidende 
politisch-ideologische und gegen seine 
humanistische Programmatik verstoßen­
de Finalisierung, d.h. die vorrangige Steu­
erung der Konstitution, Struktur und Dyna­
mik der Theorie durch außertheoretische 
Zwecke (seit der deutschen Sozialde­
mokratie der 1880er Jahre, dominant im 
Stalinismus). Dies bereits war die Phase, 
in der normativ aufgeladene Einstellun­
gen, Glaubenssicherheiten und die Gel­
tung ungeprüfter Überzeugungen den 
Analytizitäts-Raum der Theorie einzuen­
gen begannen. 59 

Wissenschaftstheoretisch übersetzte ich 
dieses Modell so: Die Marxsche Theorie 
setzte ein mit einer primären Naturalisie­
rung, d.h. der positiv-wissenschaftlichen 
Empirisierung von Problemlagen, die zu­
vor spekulativ-philosophisch besetZ1 wa­
ren. Es folgte eine sekundäre Theorisie­
rung; dies meint: die empirischen Befun­
de werden zu abstrakterer Allgemeinheit 
einer Theorie gebracht, die sich als für 

verhält es sich mit der MEGA 
2

, die zu würdigen 
hiern,cht der Raum ist. 

59 Eine korrekte historische Darstellung hätte 
wiederum auf Gegentendenzen im Marxismus 
dieser Zeit zu verweisen, auf den ethischen, 
neukantianisch motivierten Sozialismus, auf die 
theoretische Kritik Max Adlers, auf die politische 
Kritik Luxemburgs, aufKorsch, Gramsci, Wittfo­
gel ... 
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komplexe Wirklichke,tsmomente erklä­
rungskompetent ausweisen muß. Wo ihr 
eigene Erkenntnisse für hinreichende Er­
klärungen fehlen, sucht sie ihr He,I in 
Analogien (geschichtliche Notwendigkeit 
analog zu Naturgesetzen) und in oft we­
nig signifikanten Beispielen (z.B. in En­
gels' Anti-Dühring). Sie nimmt Zuflucht 
bei vergleichsweisen Wahrheiten. um ein 
treffendes Wort Brechts zu verwenden. 
Auf die generalisierende Theorisierung 
folgt eine tertiäre Totalisierung durch Sy­
stemisierung. Marx hatte noch gegen den 
'Sozialismus als System' protestiert. 

Von nun an begab sich die Theorie als 
'Weltanschauung' in die Gefahr, der sie 
schließlich als 'Marxismus-Leninismus' 
erlegen ist: sie immunisierte sich, - In der 
'klassenmäßigen' Überzeugung der 
Identität von Theorie und Praxis, als se­
mantisch geschlossenes und in politi­
schen (Partei-)Kontex1en habituell rituali­
siertes Paradigma. Die finalisierte Theo­
rie stabilisierte in Verbindung mit grup­
pen- und institutionenspezifischer Be­
lohnung für __ 'Treue' und Ächtung des 
'Verrats' die Uberzeugungsgemeinschaft. 
Für die Theorie aber wurde entschei­
dend, daß sie ihre Offenheit für ein ex­
perimentierendes Vordenken und den 
Mut zur Rezeption neuen, in anderen 
Theoriekonstellationen hervoriebrach­
ten Wissens weitgehend verlor. 0 

Die staatsoffiziöse Theorie 'lernte' nicht 
mehr. Was bedeutet dies mit Blick auf die 
Schaffung einer Weltanschauung? Was, 
wenn die totalisierende Weltanschauung 
die Funktion übernimmt, die 'Verknüp­
fung' der Weltwahrnehmung (Kant) zu 
leisten und darüber hinaus die 'Notwen­
digkeit' einer bestimmten Wirkllchkeitser­
kenntnis in ontologischem Determinismus 
zu definieren und zu legitimieren? Was, 
wenn ein pöiiiisches System sich mit der 
einen Wahrheit der Repräsentation iden-

6° Kritisch dazu Klenner 1991. 
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tifiziert und das Denken möglicher Wel­
ten, die Freiheit des Pluralismus, die 
Demokratie im Wissen erstickt? 

Man kann wohl das die Weltsicht und d,e 
Rhetorik, nicht unwesentlich aber auch 
die wissenschaftliche Forschung und die 
Wissenspräsentation leitende Paradigma, 
das zu dem in der Literatur in der DDR 
häufigen Vorwort-Marxismus-Leninismus 
provoziert hat, als starken ontologischen 
und epistemologischen (metaphysi­
schen) Realismus bezeichnen· dieses 
Überzeugungssyndrom hat ei~en auf­
fälligen Erkenntnisoptimismus stimuliert: 
Es gibt eine Wirklichkeit, die in ihrer Exi­
stenz wie Beschaffenheit unabhängig ist 
von der Existenz und Beschaffenheit 
menschlicher Erfahrungen, Denkformen 
und Annahmen und die als solche er­
kennbar ist. Wahrheitstheoretisch folgt 
hieraus die Annahme einer Korrespon­
denz zwischen Wirklichkeit und (richti­
ger) Erkenntnis. Korrespondenz wird er­
reicht durch Abbildung bzw. Repräsen­
tation. Solche bis in die Alltagssprache 
selbstverständlichen Philosopheme 61 

waren gesellschaftliche symbolische Ver­
bindlichkeiten und außerordentlich wirk­
sam. So befremdlich es zunächst erschei­
nen mag, - Theorie (der programmati­
sche ontologische und epistemologische 
Objektivismus) wurde als 'Gang-und­
gäbe-Denkform' zu einer Voraussetzung 
ideologischer und politischer lnterpreta-

61 
Von derallgemeinenquasi-philosophischen 

Annahmeunproblematischer'Erkennbarkeitder 
Welt' wurden bis zur Absurdität konkrete An­
nahmen uberdie 'BeherrschbarkeitderWelt', 
der Atomenergie, der Gentechnologie ... , dedu­
ziert. Eine sprachempirische Untersuchung zur 
Häufigkeit pseudobegründender Worte wie 
'also', 'folglich', 'ergibtsichnotwendig' ... würde 
leicht die Habitualisierungdieses Überzeugungs­
Deduktivismus von der Wissenschaft über die 
politische Sprache bis hin zur Alltagssprache 
aufdecken. 

23 



tionshoheit gegenüber 'abweichendem 
Erkenntnis-Verhalten': Wer die WELT an­
ders sieht, als diese Ontologie sie in ihrer 
REALITÄT verbürgt weiß, kann nicht im 
Zustand der Wahrheit sein. Der philoso­
phisch durch einen WEL Tanschauungs­
Monismus im Namen des Kampfes ge­
gen 'Relativismus' und 'Subjektivismus' 
legitimierte Anti-Pluralismus ermöglichte 
die Einführung des Topos 'Verrat' in die 
Wissenschaft. 

Jener Marxismus, dessen Staatwerdung 
Gramsci noch als 'metaphysisches Er­
eignis' feiern konnte, war ein Marxismus; 
im Finalisierun~skontext StaaVPartei/ 
Weltanschauung 

2 
wurde er - über die 

Sowjetunion hinaus - weit eher durch 
Zwang als durch hegemoniestiftenden 
Konsens der Marxismus. Seit seiner Sy­
stemisierung durch Finalisierung erhob 
sich das Veto des Marxismus, der stell­
vertretend universalistisch sprach und 
doch nur der Zunge eines Teils der Re­
gion 'Europa' gehorchte, gegen die 
Multiperspektivität individueller und 
gesellschaftlicher Erfahrungen, gegen 
die Pluralität möglichen Welten konkur­
rierender Theorien

63
, gegen die lnter­

kulturalität des Denkens mit 'Marx'. Damit 
folgte der Verdrängung des Anderen die 

62 
Vgl. Labica 1990. 

63
Man darf bei einer solchen, nurcumgrano 

salisstimmenden, repräsentative Tendenzen 
erfassenden Beschreibungfreilich nicht verges­
sen, in welchem Maße Philosophie und Wis­
senschaft in der DDR, in der UdSSR ... , auch dte 
Dissonanz des Streits der Schulen, die Ei­
genprofile oftunbequemerWissenschaftlerper­
sönlichkeiten, die (nur aus Berliner Sicht 'pro­
vinzielle') Eigenart von Theoriebildungsprozes­
sen und von Lehre an den einzelnen Univer­
sitäten gekannt hat. Dem 'westlichen', auf Stan­
dard-Literatur fixierten Blickistdiesmeistverbor­
gen geblieben, - oder aber es paßte nicht 'ins 
Bild' des Vorurteils. 
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Aufgabe des Selbst. Die Maxime audiatur 
et altera pars hatte schon früh ihre Gel­
tung verloren: Proudhon war durch Marx 
zu lesen, Bakunin durch Marx. Helm­
holtz durch Engels. Keinen Ort mehr soll­
te die Beziehung zwischen logischem 
Empirismus und Marxismus im Wiener 

• Kreis haben, kein Heimatrecht jene au­
thentische Philosophie Lateinamerikas, 
in der ein autochthoner Positivismus -
etwa durch Juan Bautista Alberdi oder 
später Carlos Octavio Bunge - dem 'posi­
tiven Sozialismus' Jose lngenieros' und 
Juan B. Justos und einem Marxismus 
ei~enen Profils den Weg gebahnt hat­
te. 

4 
Stimmen der 1930er Jahrewiedie 

Antonio Casos wurden stumm: "Heute 
stellt der Marxismus[ ... ] das dar, was man 
den Triumph der 'offiziellen Philosophie' 
nennen könnte. [ ... ] beim Triumph eines 
einzigen philosophischen Systems steht 
die Philosophie perplex vor ihrer eigenen 
Niederlage.[ ... ) Was man( ... ] verliert, das 
1st der kritische Geist."

65 

Es hat in der DDR den Einspruch gegen 
diesen Verlust gegeben, - Sätze, für die 
es keiner 'Wende' bedurfte, Sätze über 
Wissen und Verantwortung und die Frei­
heit zu denken, wie sie - zu spät - beim 
letzten Philosophie-Kongreß der DDR 
Anfang November 1989 vielfach gesagt 
wurden. In meiner Übersetzung ging es 
um nicht weniger als dies: Im Konzept 
freier, selbstbestimmter Rationalität kön­
nen Momente wiedervereinigt werden, 
die zuungunsten der Vernunft kognitiven 
Verhaltens getrennt wurden - Wissen und 
Verantwortung für die einzige Zukunft, 
die wir haben können: Zukunft aus Ra­
tionalität und Objektivität nach Menschen-

64 
Vgl. Fornet-Betancourt 1993. 

65 
Caso 1975, 82. Zur heutigen latein­

amerikanischen Marx-Rezeption im Horizont der 
Philosophie der Befreiung vgl. vorallem Dussel 
1990. 
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maß. Diese Rationalität verlangt die Of­
fenheit der Wissenschaft und die Tole­
ranz und die Kompetenz derer. die sie 
schaffen. 

Hans Jörg Sandkühler, Dr. phil., ist 
Professor an der Universität Bremen, 

Zentrum Philosophische Grundlagen 
der Wissenschaften. 
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Jürgen Jünger (Leipzig): 

Die ideologische Wende in der Wirtschaftswissenschaft 

Die Ideologen sind tot, es leben die Ideolo­
gen. Vielleicht sind die ideologischen Ver­
krustungen nirgends so bestimmend, wie 
in der Wirtschaftswissenschaft, in der deut­
schen zumal. Das erklärt wohl ein Stück 
weit das Scheitern der Wirtschaftswissen­
schaft ( nicht nur der Politik) vor der Aufga­
be der Transformation der Zentralverwal­
tungswirtschaft in ein modernes, funktions­
und entwicklungsfähiges Wirtschaftssy­
stem. Aus dem "Volkseigentum" in die 
"Privatwirtschaft", von der "Planwirtschaft" 
zur "Marktwirtschaft", von der "Hauptpro­
duktivkraft" zum "freien Bürger", aus der 
"Diktatur des Proletariats" in die "freiheit­
lich demokratische Grundordnung", aus 
der "Sicherheit und Geborgenheit" in's 
"soziale Netz" - Ideologeme über Ideolo­
geme. Erst an solch einem kritischen Punkt. 
wie ihn die deutsche Wirtschaft erreicht 
hat. wird für alle sichtbar, wie erschreckend 
defizitär das Erklärungs-und Gestaltungspo­
tential der deutschen Wirtschaftswissen­
schaft ist. Die theoretischen Innovationen 
kommen nicht aus den universitären Stu­
dierstuben, sondern ei1er aus Manage­
ment-Schulen oder unternehmensstrate­
g1schen Arbeitskreisen. 

Will man einen Methodologievergleich der 
Wirtschaftswissenschaft vor und nach der 
Wende anstellen. fällt sofort eine Beson­
derheit ins Auge, die wohl die entschei­
dende für die DDR-Wirtschaftswissenschaft 
war: die Politische Ökonomie als eine Art 
Leitdisziplin innerlhalb der Wirtschaftswis­
senschaften. Ganz allgemein hatte dies ei­
nen Vorteil und einen Nachteil. Der Vorteil 
bestand in der sozialwissenschaftlichen 
Perspektive, die zumal, zumindest der Wis-
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senschaftstradition nach, eine kritische war. 
Der Vorteil bestand darüberlhinaus in ei­
nem philosophisch fundierten Methoden­
apparat. Als Nachteil muß reklamiert wer­
den, daß die Politische Ökonomie zugleich 
ideologische Schranke für eine eigenstän­
dige Theorieentwicklung von Betriebswirt­
schaftslehre und Volkswirtschaftslehre dar­
stellte. wie auch für einen Zugriff auf natur­
wissenschaftlich fundierte Methoden. 

Neben diesem Sowohl-als-auch existie­
ren Wissenschaftsresultate, die mit Recht 
einen Platz im Kontinuum der Entwicklung 
der Wirtschaftswissenschaften beanspru­
chen. Es ist dies nicht der Ort, um diese Re­
sultate systematisch darstellen zu können. 
Immerhin jedoch will ich Richtungen an­
deuten: In der Politischen Ökonomie gibt 
es auf einer hohen Abstraktionsebene, wo 
sie politische Gestaltung und damit ideolo­
gische Geltungsansprüche nicht mehr tan­
gierte (Produktivkräfte/Produktionsverlhält­
nisse. Aneignung und Entfremdung, Wert 
als Produktionsverhältnis, Plan als Produk­
tionsverhältnis usw.) Resultate, die für eine 
ökonomische Theorieentwicklung interes­
sant bleiben. Im verfahrenstechnischen 
Sinne der Betriebswirtschaft ( Buchhaltung, 
Kostenrechnung, Statistik. Wirtschaftsma­
thematik, Planungsmethodika ) verliefen 
die theoretischen Entwicklungen in Ost 
und West sehr parallel. In der Volkswirt­
schaftslehre gab es zumindest einige An­
sätze pragmatischer Modelle der Gesamt­
wirtschaft, die praktisch-politischer Gestal­
tung zugänglicher sind, als die sich häufig 
selbst genügenden Modelle - Pareto­
Optim um. Produktlebenszyklus u.ä. - west­
licher Volkswirtschaftslehre. 
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1. Marx und die postmarxsche Ideologisierung der Ökonomie 

Fragt man nach den theoretischen Defizi­
ten bei Marx, ist die Antwort wenig spekta­
kulär. Es ist der allgemeine Zeitgeist, ge­
nauer das Weltbild, das das 19. Jahrhun­
dert beherrschte, in dessen Rahmen sich 
auch die Marxsche Theorie bewegt. Die 
Hegelsche Dialektik und die Marxsche 
Ökonomie bilden zweifelsfrei Höhepunkte 
innerhalb dieses Weltbildes, das durch die 
Newtonsche Mechanik bestimmt 1st, und 
sie sind als solche bereits Anstoß für ein 
neues Weltbild, ohne dies selbst zu leisten. 
Hier aber darf bereits gesagt werden, daß 
dem Verständnis einer geschlossenen Welt 
das Verständnis einer offenen, kritischen 
Theorie gegenübersteht, das im Postmar­
xismus des "Marxismus-Leninismus" 
durch den Dogmatismus abgelöst wird. Im 
Folgenden möchte ich mich auf zwei 
Grundprobleme bei Marx beschränken, 
zum einen auf seinen strukturellen Monis­
mus und zum anderen auf seinen evolutio­
nären Determinismus. 

Marx' Suche nach einer monistischen Er­
klärung der Struktur der modernen Gesell­
schaft führt ihn zur Ökonomie, deren struk­
turelle Dominanz in der Geschichte als sig­
nifikant gelten konnte. Danach ist die Ge­
sellschaft für ihn ökonomisch formiert, d.h. 
diese ökonomische Formation ist die Basis 
der Gesellschaft in einem Sinne, daß sie 
Politik und Kultur als sekundären Überbau 
bestimmt. Nun bleibt zweifellos die Ökono­
mie die Basis der Gesellschaft, insofern die 
materiellen Bedürfnisse von existenzieller 
Geltung sind, und die Ökonomie bleibt ge­
sellschaftsdominant, solange diese materi­
ellen Bedürfnisse eine physische Existenz­
not begründen. Jedoch überfordert Marx 
die ökonomische Basisfunktion und ver­
ewigt sie darüberhinaus, zumindest im 
Kontext "kapitalistische Gesei ischaitsforma­
t ion". Sicher hängt dies auch zusammen 
mit Marx' Blick auf die aktuelle Gesellschaft 

28 

als "Arbeitsgesellschaft". in der eben die 
Aneignung des Weltganzen durch und für 
den Menschen als dominant arbeitsvermit­
telt gilt ("Naturaneignung", "Stoffwech­
sel" ... ). Hier ist vor allem der kritische An­
satz von Habermas bedeutsam, der dem 
Arbeitsparadigma den Dualismus Arbeit 
und Interaktion entgegensetzt (1 ]. Von da 
aus wird die Struktur der modernen Gesell­
schaft als eine Struktur relativ autonomer 
Subsysteme - Wirtschaft. Politik und K~ltur 
- erklärbar, in der die Dominanz des Oko­
nomischen nicht zusammenfällt mit einem 
nur abgeleiteten Charakter von Politik und 
Kultur. Vielmehr werden Politik und Kultur 
begreifbar als Systeme originärer Struktur, 
Funktion, Ratio und Steuermedien, die ih­
rerseits Gesellschaft formieren. nicht nur 
ökonomisch dominiert sind, sondern auch 
in die Wirtschaft selbst hineinreichen • und 
dies zunehmend in dem Maße, wie der 
marktregulierte Industriekapitalismus an 
Geltung verliert. 

Der ursprüngliche Ansatz von Marx, wie er 
ihn in den ''Philosophisch-ökonomischen 
Manuskripten" und mit Engels gemein­
sam in "Die deutsche Ideologie" entwik­
kelt, ist ja ein universeller: Produktion und 
Kooperation heißen da die fundamentalen 
Ausgangsbegriffe, die erst später • und 
konsequent erst in "Das Kapital" • redu­
ziert werden auf den Kontext der ökonomi­
schen Gesellschaftsformation. Damit folgt 
Marx sicher wohl dem wirklichen Verlauf 
der Geschichte, aber auch seinem eige­
nen Forschungsprogramm, herauszufin­
den, worin "Das Bewegungsgesetz" als 
Struktur- und Entwicklungsgesetz der mo­
dernen bürgerlichen Gesellschaft besteht. 
Von hier aus wird die reduktionistische 
Strategie fortgesetzt, insofern Entwicklung 
aui Herrschaft und die zugrunde iiegende 
Struktur auf Eigentum bezogen sind. Das 
Marxsche Forschungsprogramm findet 
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letztlich seine zweifellos geniale Einlösung 
1n der Reproduktionstheorie, die innerhalb 
dieses Monismus überzeugend erklären 
kann, wie Kapitalprozesse immer wieder 
Mehrwert erzeugen und Mehrwert immer 
wieder Kapitalverhältnis reproduziert. Die­
ses in sich geschlossene System der Kapi­
talreproduktion generiert einen Prozeß der 
Selbstzerstörung, insofern es einerseits die 
Tendenz sinkender Profit raten in sich trägt, 
andererseits die emanzipatorische Potenz 
und Motivation eines per se revolutionären 
Fabrikproletariats produziert. 

Damit sind wir bei dem zweiten Grundpro­
blem der Marxschen Ökonomie: seine Ent­
wicklungskonzeption. Hierin bleibt Marx 
ganz ein Kind des 19. Jahrhunderts, des­
sen Denken vom Newtonschen Weltbild 
beherrscht ist, einem "Weltbild der Ewig­
keit und Allwissenheit'', wie Prigogine sagt 
(2). Wie dies, wenn sich Marx doch explizit 
von der durch die Newtonsche Mechanik 
geprägten Philosophie verabschiedet? Er­
stens wird das Newtonsche Weltbild wohl 
mit Hegel dialektisch gekontert - eine 
fraglos grandiose Leistung -, tritt an die 
Stelle von Ewigkeit Geschichtlichkeit, je­
doch nicht konsequent, denn Ewigkeit 
bleibt präsent in Gestalt historischer Stufen, 
ökonomischer Gesellschaftsformationen, 
die als geschlossene Systeme aus frühe­
ren entstehen, vergehen und durch späte­
re revolutionär ersetzt werden. So ist Ewig­
keit nur destruktiv gewendet, d.h. alles strebt 
dem Untergang der bürgerlichen Gesell­
schaft zu, jede Kreation wird zur Destrukti­
on der bestehenden Gesellschaft. Zwei­
tens sucht Marx, ganz wie Newton in der 
Mechanik, nach den allgemeinen Geset­
zen der menschlichen Gesellschaft, wenn 
er ihnen auch einen historischen Status 
zuerkennt, und folgt ansonsten der Physik 
in den diesbezüglichen Theoremen von 
Kausalität und Determinismus. In diesem 
Paradigma ist weder Platz für die Men­
schen als geschichtliche Akteure. sondern 
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nur als Personfikationen ihrer Verhältnisse, 
noch für die Altemativität von Entwicklung. 
Entwicklung ist gesetzmäßig. Das heißt drit­
tens, Geschichte ist gerichtet auf einen ob­
jektiv bestimmten Zweck, der Kommunis­
mus heißt, das Evolutionskonzept ist also 
letztlich teleologisch und unterscheidet sich 
vom Konzept des christlichen Paradieses 
wesentlich dadurch, daß der Telos nicht 
geglaubt, sondern gewußt ist. Viertens 
nämlich können die Menschen sich ihres 
Seins bewußt werden, indem sie die Ge­
setze dieses ihres Seins erkennen und 
den Notwendigkeiten gemäß handeln. Es 
ist dieser letzte Punkt, der für die SED­
Funktionäre ( auch innerhalb der Hörsäle) 
von besonderer Attraktivität war, denn auf 
seiner Grundlage konnte sich die SED­
Führung als die zum Selbstbewußtsein 
gekommene Inkarnation der historischen 
Gesetzmäßigkeit darstellen, damit ihren 
Machtanspruch quasitheoretisch begrün­
dend. 

An dieser Stelle möchte ich sagen, daß die 
Kritik an Marx. die sicher höchst verknappt 
vorgetragen wurde und damit - hoffentlich 

. - eine Reihe von Widersprechungen of-
fenhält, ja provoziert, als Vorwurf nur ent­
hält, daß Marx seiner Zeit nicht Jahrhun­
derte, sondern eben nur Jahre oder Jahr­
zehnte voraus war. Die ideologische Auflö­
sung beginnt nicht mit Marx, sondern frü­
hestens mit Lenin, denkt man an dessen 
Verteidigung des Marxismus gegen die 
moderne Physik in ''Materialismus und Em­
piriokritizismus", wobei man Lenin wenig­
stens ein ambivalentes Verhältnis zur Wis­
senschaft zugestehen sollte und seinem 
Selbstbild Rechnung tragen, eher Politiker 
als Wissenschaftler zu sein. Endlich der 
Marxismus-Leninismus als Ideologie, als 
Anti-Wissenschaft verfolgt nur mehr die 
Aufgabe, Marx gegen zwei Hauptfeinde so 
tapfer wie gnadenlos zu verteidigen: die 
moderne Wissenschaft und die Wirklich­
keit. 
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Es ist eben die moderne Wissenschaft. die 
um die Jahrhundertwende, ausgelöst 
durch Einstein und Planck, einen Paradig­
menwechsel vollzieht, der das bis dahin 
gültige Weltbild nun endgültig zerschlägt 
Bezogen auf die o.g. Eckpunkte der tradi­
tionellen Evolutionstheorie lassen sich fol­
gende Revisionen ausmachen, zumindest 
im Hinblick auf einen der führenden Evolu­
tionstheoretiker der Jetztzeit. llya Prigogine 
[3). 

Erstens wird das Theorem der Ewigkeit 
durch die Dualismen von Reversibilität und 
lrreversibilität, Destruktivität und Kreativität 
abgelöst. Danach läßt sich Entwicklung 
nicht mehr in einander abwechselnde Pha­
sen von Fortschritt und Rückschritt zerle­
gen. 

Zweitens begründen objektive Gesetze In 
Natur und Gesellschaft keinen determini­
stischen Kausalzusammenhang von Ent­
wicklung. Sie determinieren stattdessen 
Entwicklung, die zugleich und gleicher­
maßen auch stochastisch ist. 

Drittens ist von daher das Theorem der Ge­
setzmäßigkeit der Entwicklung, zulaufend 
auf einen Endzweck von Entwicklung, nicht 
zu halten. Zukunft ist offen und damit ge­
staltbar. Emanzipatorische Theoriemotiva­
tion kann sich nicht mehr an Telosprojek­
tionen orientieren, sondern nur mehr an 
den Prozessen, an deren (z.B. radikal demo­
kratischer) Gestaltung. 

Viertens ist auch die Widerspieglungsthe­
se ( Lenins banal-materialistische Marx-In­
terpretation) nicht haltbar, nach der das Be­
wußtsein das Sein nur abbildet. Bewußt­
sein gilt in einem durchaus doppelten Sin­
ne als Wissen über das Sein und als be­
wußte Gestaltung des Seins, eben als be­
wußtes Sein. Wahrheit als Medium der 
Steuerung der Wissensentwicklung behält 
diesen Status, wird jedoch auf eine weit 
radikalere Weise relativiert: Wahrheit ist al-
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ternatIv. Alternativität von Wahrheit bedeu­
tet jedoch nicht - wie in Postmoderne­
Texten gelegentlich zu lesen - Beliebig­
keit. 

In zumindest diesen vier zentralen Punk­
ten gibt es einen Rev1sionsbedarf bezüg­
lich Marx, der von den machtbewußten 
Funktionären des Marxismus-Leninismus 
als Revisionismus deklariert wurde und 
quasi unter St rate gestellt. Trotzdem gab es 
diese Revisionsversuche In der DDR im­
mer wieder, bedeutsame. wie von Bloch 
oder Bahre, und viele weniger bedeutsa­
me. Der letzte große Ansatz war der des 
Projekts "Theorie eines modernen Soz1a­
lism us", das eine halblegale Existenz fei­
erte. Die entscheidenden Arbeiten in den 
mehr als zwei Jahren seines Bestehens 
erfolgten Jenseits der Legalität. Der zentrale 
Projektansatz war der Perspektivwechsel 
zur modernen Gesellschaft. die Frage, wie 
der Sozialismus systemisch geöffnet wer­
den kann. um auf den Weg zu einer mo­
dernen. also offenen Gesellschaft zu kom­
men. Mein eigener Text, mit Unterstützung 
durch Wilfried Ettl geschrieben: "Ökono­
mische Grundlegung eines modernen So­
zialismus", dessen vorsichtiges Konzept 
bereits zu meinem Ausschluß aus der SED 
reichte. war an verschiedenen Punkten 
sicher radikal (Autonomie der Wirtschaft, 
Eigentumsreform, Marktkoordination und 
Konkurrenz), insgesamt aber theoretisch 
inkonsistent und pragmatisch inkonse­
quent. Ähnliches läßt sich von den meisten 
Projekttexten sagen. Trotzdem gelang es 
uns im November 1989, ein Konzept für 
einen "dritten Weg'' der DDR-Gesellschaft 
vorzuschlagen, das von allen Transforma­
tionskonzepten wohl das solideste gewe­
sen ist. Der Mangel bestand allein darin, 
daß es zu dem Zeitpunkt noch nicht mehr­
heitsfähig war und kurz darauf schon nicht 
mehr. 
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2. Der missionarische Habitus der West-ostdeutschen 
Wissenschaftserneuerung 

Nun haben die Missionare der westdeut­
schen Wirtschaftswissenschaften die ost­
deutschen Wissenschaftseliten - was hier 
in einem wirklich substantiellen, nicht hier­
archischen Sinne gemeint ist - aus den 
Universitäten verdrängt oder mindestens 
marginalisiert und verheißen die neuen 
Wahrheiten liberalistischer Denktradition. 
Es kommt weder mit Studenten noch in­
nerhalb der einheitsdeutschen scientific 
community zu einem Dialog, und damit 
wird nur konsequent fortgesetzt, was seit 
der Mitte des 19. Jahrhunderts gilt: die Be­
ziehung von Marxismus und Liberalismus 
zueinander bleibt eine monologische. 

Die Oststudenten hörten zunächst mit be­
geisterungsbereiter Erwartung, bald schon 
mit wachsendem Frust und nun wohl mit 
sich stabilisierender Langeweile die Ela­
borate einer Wissenschaft, die genauso 
obsolet geworden ist, wie ihre meisten 
Vertreter geb rech lieh. Die saturierte Selbst­
genügsamkeit der Missionare ruht mitnich­
ten in einem theoretischen Niveau, son­
dern in den Erfolgen westdeutscher Wirt­
schaftsrealität, die allerdings glücklicher­
weise anderen Akteuren zugerechnet wer­
den können. Fragen wir nun nach den De­
fiziten liberalistischer Denktradition. möch­
te ich wiederum zwei Grundprobleme her­
vorheben, die ich wenigstens andeutungs­
weise beschreiben will: zum einen das 
positivistische, zum anderen das monisti­
sche Weltbild. 

Der Grund positivistischer Wissenschafts­
haltung ist wohl nicht einmal ein bewußt 
philosophischer Positivismus, sondern ein­
fach die sozialwissenschaftliche und philo­
sophische Abstinenz der westdeutschen 
Wirtschaftswissenschaften. Gerade die feh­
lende sozialwissenschaftliche Perspektive 
führt zu blutleeren, realitätsfremden Model­
len, die In ihrer unkritischen Substanz in 
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doppeltem Sinne ohne Zukunft sind - sie 
haben keine und zeigen keine. 

Nehmen wir das Freiheitsaxiom, durch das 
die beiden zentralen Institutionen der mo­
dernen Wirtschaft begründet sind - Priva­
teigentum und Markt. Der liberalistisch tra­
dierte Wirtschaftstheoretiker ist ja bereits im 
"Reich der Freiheit" angekommen, wenn 
das Recht des Einzelnen auf Vertrags- und 
Gewerbefreiheit fixiert ist. Er hat es wahr­
lich schwer, den Gedankenverläufen von 
Marx zu folgen, der Freiheit als Problem 
und in der Tradition klassischer Philoso­
phie betrachtet. Die Relationierung von Frei­
heit in bezug auf Notwendigkeit wird aber 
überlebensnotwendig, insofern die ge­
nannten Zentralinstitutionen der Wirtschaft 
innerhalb der globalen Problemlagen in's 
Wanken geraten. 

Nehmen wir eine zweite Konsequenz der 
fehlenden sozialwissenschaftlichen Per­
spektive. In der liberalistischen Traditions­
linie gelten Wirtschaftssysteme und ihre 
Institutionen nicht als Sozialsysteme, son­
dern als mechanische Systeme • das Un­
ternehmen als Maschine, die Volkswirt­
schaft als Megamaschine. Vor diesem Hin­
tergrund, in welchem Menschen nur als 
Funktionselemente vorkommen, kann Ent­
wicklung als Optimierung der Input-Out­
put-Relation gedacht werden, als Rationa­
lisierung. Interessanterweise nun erklärt sich 
das Verständnis ökonomischer Ratio im 
Kontext liberalistischerTheorietradition aus 
ebendieser Rationalisierung, statt umge­
kehrt. Die ökonomische Vernunft ist die 
Vernunft des homo oeconomicus, durch 
dessen ''Trichter'' alles fällt. was nicht aus 
der Perspektive der Rationalisierung bezo­
gen ist [4]. Dieses traditionelle Denkmodell 
scheitert in der Praxis nicht nur an sich 
durchsetzenden emanzipatorischen Welt­
bildern aller wirtschaftlichen Akteure, son-
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dem auch an den aktuellen und stärker 
noch perspektivischen Potentialen, auf die 
sich wirtschaftliche Erfolge gründen, die 
weniger in der Mechanik, viel mehr aber in 
den Menschen liegen. 

Eine weitere Konsequenz der fehlenden 
sozialwissenschaftlichen Perspektive ist der 
fortgesetzte Auseinanderfall von Volkswirt­
schaftslehre und Betriebswirtschaftslehre. 
Insofern Betriebe immer wirtschaften und 
Wirtschaft betrieblich institutionalisiert ist, ist 
die Trennung der beiden Gegenstands· 
bereiche aberwitzig. Wollen wir einmal nicht 
böswillig unterstellen, daß die Trennung 
künstlich aufrechterhalten wird, um die lu· 
krativen Lehrstühle zu halten, liegt der sub­
stantielle Grund wohl in einer fehlenden 
Sozialökonomie, die in der Lage wäre, die 
gesamtwirtschaftliche und institutionelle 
Perspektive ZU integrieren. Fatal sind die 
Folgen vor allen Dingen für die Volkswirt· 
schaftslehre, die immer mehr zu Formel­
werk und Kurvenkonstruktivismus ver­
kommt, weil die wirklichen Handlungsebe­
nen der Akteure verlorengehen. Für die 
Betriebswirtschaft ist das unentschiedener. 
Wurde die westdeutsche Nachkriegswis­
senschaft von der Gutenbergschen Pro­
duktionsfaktorentheorie beherrscht, die 
natürlich gänzlich im mechanischen Welt­
bild liberalistischer Denktradition verhaftet 
bleibt, so entwickelte sich in den Vereinig­
ten Staaten eine Managementtheorie, die 
sowohl pragmatisch orientiert als auch so­
zialwissenschaftlich fundiert ist. Die Ergeb­
nisse bleiben in der deutschsprachigen 
Betriebswirtschaftslehre nicht unreflektiert. 
Der entscheidungsorientierte Ansatz von 
Heinen und noch mehr der systemtheore­
tlsche Ansatz von Hans Ullrich führen be· 
triebswirtschaftliches Denken aus dem Kor­
sett liberalistischer Tradition heraus. Der 
am weitesten gehende Ansatz ist aber wohl 
der von Peter Ullrich, der auf der Grundla­
ge des kommunikationstheoretischen For­
schungsprogramms von Habermas eine 
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beeindruckende sozialwissenschaftliche 
Rekonstruktion der Betriebswirtschaftsleh­
re liefert. 

Der strukturelle Monismus der liberalisti­
schen Traditionslinie ist durchaus dem des 
Marxismus ähnlich. Vielleicht aber ist er 
eher "extensiv", d.h. er spricht das Be­
wußtsein der Kolonisierung der Gesell· 
schaft durch die Wirtschaft aus. Beispiels­
weise behandelt die Wirtschafttheorie Gü­
terknappheit als Axiom, kommt somit nie 
auf das dahinterliegende und ungleich dif­
ferenziertere Problem begrenzter und un­
begrenzter Ressourcen der Natur und der 
menschlichen Gesellschaft, baut ihr Theo­
riegebäude damit auf den falschen Vor­
aussetzungen auf. Die globalen Problem­
lagen gelten als extern, und verhandelt 
wird höchstens ihre partielle Internalisie­
rung, die aber als äußerstes Zugeständnis 
begriffen wird. 

Wie der Marxismus aus der Perspektive 
der Herrschaftskritik zum Eigentum als Zen­
tralproblem gelangt, so der Liberalismus 
aus der Perspektive der Sicherung von 
Handlungskoordination zum Markt. Die 
Einseitigkeit ist die gleiche. Gleich ist auch 
das - wenn auch bei Marx begrenzte -
Vertrauen in die Regulationsfähigkeit der 
Marktgesetze. Wie Quesnay, der die Wirt­
schaft sah wie den Leib der Madame de 
Pompadour. als sich selbst regulierender 
Organismus, glauben alle liberalen Nach­
fahren an die wundersamen Selbsthei­
lungskräfte des Marktes. die in der "invisi­
ble hand" liegen, von deren Existenz ihr 
Urvater Adam Smith berichtete. Wichtiges 
und aktuell unhaltbares Postulat der Libe­
ralen ist darüberhinaus das Utilitarismus­
Prinzip, der weitergehende Glaube, daß 
wenn jeder seinem Eigennutz folge, die 
invisible hand auch dafür sorge. daß der 
Gemeinnutzen maximiert wird. Dogmati­
sche Positionen der Verteidigung von Pri­
vateigentum und laissez faire sind nicht 
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einmal mehr genaue Beschreibung des 
status quo, geschweige denn substantiell 
begründbare Zukunftsmodelle für die sich 
verändernden Problemlagen. Sie verkom­
men stattdessen - vergleichbar dem Mar­
xismus-Leninismus· zu banaler Ideologie. 

über das übliche Wissenschaftsniveau zu 
erheben und mithin die ideologischen Mu­
ster zu sprengen. Sie können damit genau 
das nicht, was excellente Persönlichkeiten 
der DDR-Wissenschaft konnten. Somit ent­
stand für Studenten, die schon vor der 
Wende in der Noch-DDR studierten, das 
für Westakademiker kaum versteh bare Phä-

Zu dem knapp umrissenen Dilemma der nomen, daß die Wirtschaftswissenschaft 
westdeutschen Wirtschaftswissenschaft West als geistig ärmer erlebt wurde, als 
kommt häufig noch die Drittklass1gkeit ihrer zumindest die Elite die Wirtschaftswissen-
Missionare hinzu, die unfähig sind, sich schaft Ost. 

3. Ökonomische Theorie jenseits von Ideologie und missionarischem Habitus 

Die schon von Marx gestellte Aufgabe ei­
ner "bewußten Rekonstitution der mensch­
lichen Gesellschaft" bleibt über die unter­
schiedlichsten historischen Ansätze und 
Verläufe hinweg aktuell, auch als Aufgabe 
für die Wirtschaftswissenschaften. Die Re­
konstruktion der Betriebswirtschafts- und 
Volkswirtschaftslehre als ökonomische 
Theorie und die Rekonstruktion des histo­
rischen Materialismus als zeitgemäße Evo­
lutionstheorie bleiben wohl erkannte, nicht 
aber eingelöste Forderungen [5]. Diese 
Rekonstruktionen sind durchaus als dis­
kursiver Prozeß denkbar, wenn beide "Wis· 
senschaftslager" auf ihre normativen An· 
sprüche verzichten, ihren Reduktionismus 
aufgeben zugunsten einer Offenheit der 
Perpektiven und der Themen und letztlich 
liebgewonnene Postulate aufgeben, die 
schon längst nicht mehr theoretisch ernst­
zunehmen sind, wie: die moderne Gesell­
schaft als ökonomische Gesellschaftsfor­
mation oder die Marktwirtschaft als histori­
sche Endlösung der Koordinationsproble­
me moderner Wirtschaftssysteme; Privat­
eigentum als Deus ex machina der Wirt­
schaft oder Ausbeutung als noch heutiges 
Grundproblem der modernen Gesellschaft; 
Utilitarismus odei ievolutionäie pioleiari• 
sehe Expropriation der Expropriateurs etc. 

Diese Rekonstruktionen wirklich diskursiv 
- und das heißt explizit auch dialogisch -
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zu leisten, würde einschließen, daß sich 
eine solche • bisher nur in der Phantasie 
existierende - scientific community der 
ökonomischen Theorie einließe auf einen 
quasi doppelten Gegenstandsbereich: die 
Produktion als Aneignung der natürlichen 
und kulturellen Ressourcen innerhalb von 
permanenter Variation und selektiver (re­
produktiver) Stabilisierung gesellschaftli­
cher Integrationsformen des Denkens und 
Handelns. Das Haupthema dieser Rekon­
struktion könnte im Anschluß an Peter Ull­
rich und angesichts realistischer postmo­
derner Transformationsperspektiven der 
modernen ökonomischen Gesellschaft lau­
ten: die kulturelle Transformation der öko­
nomischen Rationalität. Hinsichtlich der 
strukturellen und prozessualen Implikatio­
nen eines solchen Themas will ich ledig­
lich andeuten, in welche Richtungen die 
Entfaltung des Themas zu denken wäre. 

Im strukturellen Sinne ließe sich fragen, 
wie man von klassisch hierarchischen zu 
herrschaftsfreien kommunikativen Arch~ek­
turen wirtschaftlicher Institutionen gelan­
gen kann. Intern wäre dies die Frage nach 
neuen Rollen- und Statusstrukturen der 
Akteure jenseits der privateigentümlichen 
Charaktere, wobei das, was Ullrich die Neu­
tralisierung des Eigentums nennt (6], ja 
ohnehin ein Prozeß ist, der abläuft. Extern 
hieße das Wandel der Unternehmen als 
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traditionell geschlossene Systeme zu offe­
nen Systemen, "quasi-öffentlichen Institu­
tionen" (7]. Daraus nun resultieren eine 
ganze Reihe von gewissermaßen An­
schlußthemen. Der Zusammenhang zwi­
schen dem Übergang vom Primat Eigen­
tum an Produktionsmitteln zum Primat Ei­
gentum an Aufgaben und der Aktualisie­
rung der menschlichen (kulturellen) Po­
tentiale als entscheidender Entwicklungs­
und Erfolgsfaktor wirtschaftlicher Leistung. 
Wie werden Unternehmen über die Durch­
setzung kommunikativer Strukturen zu ler­
nenden Systemen, in denen der perma­
nente Wandel der formellen Strukturen an 
die Lernprozesse der Individuen gekop­
pelt ist und die klassisch marxistische Fra­
ge nach der Beziehung von Produktivkräf­
ten und Produktionsverhältnissen neu ge­
stellt werden kann, jedoch im modernen 
evolutionstheoretischen Kontext. z.B. in 
Beziehung zu Selbstorganisationsprozes­
sen. In diesem Rahmen der Fragestellun­
gen würden zugleich funktionale und eman­
zipatorische Interessen angesprochen, so 
das unternehmerische Interesse an der Si­
cherung struktureller Flexibilität und lnno­
vativität wie das fundamentalhistorische In­
teresse, wie Entfremdung in Aneignung 
gewendet werden kann. 

Im prozessualen Sinne ließe sich fragen, 
wie unter den Bedingungen wachsender 
Komplexität die Integration zu gesellschaft­
lichen Ganzheiten möglich bleibt durch 

Anmerkungen 

den Wandel der Instrumente und Formen 
von Koordination. Das schließt von vorn­
herein die kritische Relativierung der alten 
Heiligtümer ein: die Allwissenheit planeri­
scher Vernunft und die Selbstheilungsfä­
higkeit des Marktes. Plan- wie Marktversa­
gen sind so evident geworden, daß allein 
ihre sich immer wiederholende ideologi­
sche Gegenrechnung erschreckt. Zu fra­
gen wäre stattdessen nach ihren Koordi­
nationspotentialen und deren Gestaltung 
innerhalb eines pluralen Systems der Ko­
ordination. Auch hier gibt es Anschlußthe­
men, wie das der Möglichkeit rationalen 
strategischen Entscheidens und Handelns 
unter Unsicherheit. Oder, wie können an­
gesichts der Ausdifferenzierung von Inter­
essenlagen und der Angleichung der Gel­
tungsansprüche Individuen und Institutio­
nen auf dem Verhandlungsweg zu ge­
meinsamen Handlungszielen gelangen, 
unter deren Voraussetzung allein gesell­
schaftliches Handeln reproduzierbar bleibt 
(8). 

Dieser Text enthält kaum Antworten. hof­
fentlich aber genügend Provokation. 

Jürgen Jünger. Dr. oec .. 1978 und 1988 
jeweils aus der SED ausgeschlossen, bis 

1990 wissenschaftlicher Mitarbeiter an 
der Sektion Wirtschaftswissenschaften 

der KMU Leipzig, jetzt tätig im Institut für 
berufliche Bildung und Sozialplanung 

GmbH Leipzig 

[1] J.Habermas, Erkenntnis und Interesse, Frankfurta.M. 1973 
(2] 1.Prigogine, Natur, Wissenschaft und neue Rationalität. DIALEKTIK 12, S. 171 
[3] Ebenda,S.26ff 
[4] P.Ullrich, Transformation der ökonomischen Vernunft, Bern und Stuttgart 1987, S. 195 ff 
[5] W.Ettl, J.J(mger. Kritische Sozialökonomie, Das Argument 4/1990 
[6] P. Ullrich, a.a.O, S. 371 tt. 
(7) Ebenda, S. 394 
[8] K.Galbraith, Die moderne Industriegesellschaft, München-Zürich 1968 
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Burchard Brentjes (Berlin): 

Produktionsweise, Geschichtsdetermination oder politische Argumentatio 
Zum Theorienstreit in der Geschichtswissenschaft der DDR 

"Denn das wertvollste dürfte dies sein, uns gegen unsere heutige 
Erkenntnis äußerst mißtrauisch zu machen, da wir ja aller War­
scheinllchkeit nach so ziemlich am Anfang der Menschheitsge­
schichte stehen, und die Generationen, die uns berichtigen wer­
den, wohl viel zahlreicher sein dürften als diejenigen, deren Er­
kenntnis wir - oft genug mit beträchtlicher Geringschätzung - zu 
berichtigen im Falle sind." 

Friedrich Engels: Herm Eugen Dührings Umwälzung der Wissen­
schaff (1878). Nach: Marx-Engels-Werke, Bd. 20, Berlin 1962, S. 80 

Dem Wunsch der Redaktion nach kritischer Aufarbeitung der eigenen Vergangenheit 
folgend, wird der Verfasser versuchen, die Voraussetzungen und Grundlagen einer 
lange währenden Diskussion in der Geschichtswissenschaft der DDR darzulegen. Es 
wird ein persönlich gehaltener Beitrag, da der Verfasser selbst an der Diskussion beteiligt 
war, wenn auch in extremer Position, er aber zugleich wie wohl die überwiegende 
Mehrheit der Teilnehmer an jenem Streit die Hochschule infolge der "Neuordnung" 
verlassen mußte. Er sieht daher keine Notwendigkeit, die Polemik gegen Einzelne 
weiterzuführen und wird Namen nur im Ausnahmefall erwähnen. Einer meiner Grundsät­
ze war stets "Von einer gefällten Eiche ist leicht Holz zu holen" ... Zugleich liegt mir jede 
Tendenz fern, mich in die Kategorie der "Opfer" einreihen zu wollen, dort drängen sich 
schon zu viele. 

Die miterlebten Konflikte hatten ihre Spezifik, doch die Kenntnisse internationaler Hoch­
schulverhältnisse in Vergangenheit und Gegenwart läßt die Aussage zu, daß sie sich im 
Prinzip und Ziel übera:i gleichen. so variabel auch die Argumente sind. 

1. Gegenstand des Streits 

Gemeint ist hier die durchaus nicht auf die 
DDR beschränkte Diskussion (1] über die 
"historische Periodisierung" oder die Fra­
ge nach der Abfolge der Produktionswei­
sen im laufe der Geschichte, die vor allem 
von Orientalisten, Archäologen, Althistori­
kern und "reinen" Theoretikern geführt 
wurde. Sie begann in der DDR nach 1953 
und erreichte einen ersten Höhepunkt, als 
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die Redaktion der "Ethnographisch-ar­
chäologischen Zeitschrift" 1968 [2] die 
Seiten ihres Blattes für eine Diskussion 
"Die Ur- und Frühgeschichte und das Pro­
blem der historischen Periodisierung" zur 
Verfügung stellte. Dort finden sich auch für 
rlig l=nlno7aH rarh♦ !lt 1cflihrlirha hihli"'r"'·-:i„ 
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phische Nachweise der in anderen Jour­
nalen erschienenen Studien zu dieser Pro-
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blematik. Sie sind so umfangreich, daß 
Interessenten auf diese Zusammenstellun­
gen verwiesen werden können. 

Der Verfasser, der sich seit 1965 zu diesen 
Problemen geäußert hat, beteiligte sich 
seit dem Aufruf der drei Redakteure an der 
Diskussion und entwickelte daher seine 
Haltung zu diesen Fragen in Etappen zu 
der hier dargelegten Auffassung, die er 
nicht als die allgemeine oder auch nur 
vorherrschende Meinung der Diskussions­
teilnehmer bezeichnen kann. Hierbei muß 
er einräumen, daß er als junger Student 
"reinen Herzens" zu dem Geschichtsbild 
gegriffen hatte, das ihm als Gegensatz des 
durch den Krieg und die Erfahrung des 
Faschismus geprägten Nazi-Geschichts­
bildes erschien. Das im "Kurzen Lehrgang 
der Geschichte der KPdSU" dargelegte 
"Fünfstufen-Schema" (Urgesellschaft, 
Sklaverei, Feudalismus, Kapitalismus und 
Sozialismus/Kommunismus) erschien so 
klar und optimistisch, zumal es als "marxi­
stisch" ausgegeben wurde. Am Ende je­
der Produktionsweise habe eine Revoluti­
on der jeweils unterdrückten und ausge­
beuteten Klasse die alte herrschende Klas­
se gestürzt und erstere sei selbst zur Herr­
schaft aufgestiegen. 

Es vergingen einige Semester vorwiegend 
ur- und althistorischer Studien, die zu er­
sten Zweifeln an der Gültigkeit des Sche­
mas führten. An der Ausarbeitung der er­
sten Schulbücher für alte Geschichte be­
teiligt, ergaben sich vor allem drei Proble­
me: die Sozialstrukturen des Orients im 
Vergleich zur Antike. die angebliche Re­
volution der Sklaven und Kolonen und die 
angeblich tragende Rolle der Sklaven im 
Altertum in allen Regionen der Klassenge­
sellschaft. Die zugänglichen Tatsachen lie­
ßen sich nicht mit dem "glatten" Verlauf 
der "Geschichte", wie er nach dem "Kur­
zen Lehrgang0 ge\a.:esen sein sollte, verei„ 
nen. Hinzu kamen politische Verwicklun­
gen, als nach der Auflösung der sowjeti-
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sehen Militäradministration in Österreich 
der Oberstleutnant Leo Stern nach Halle 
kam und nach der Macht an der Universität 
in Halle griff. Da er Schwager des damali­
gen Staatssicherheitsministers Zeisser war, 
hatte er Erfolg, und der Verfasser verdankt 
esnurdem Direktor des Instituts für orienta­
lische Archäologie, Heinz Mode, daß er 
seine Arbeit an der Hochschule fortsetzen 
konnte. 

Die folgenden Jahre gaben Gelegenheit, 
sich dem Studium auch dieses Problems 
zuzuwenden. Das erste sogenannte 
"AHA"-Erlebnis kam bei der Suche nach 
Äußerungen von Marx und Engels über 
den Orient, als unter dem Schlagwort "Aus­
zug der Juden aus Ägypten" in der vier­
bändigen Ausgabe des Briefwechsels 
zwischen Marx und Engels [3] im Brief vom 
30. Juni 1862 aus der Feder Marx' eine 
jener rassistisch-wütenden Injurien über 
Ferdinand Lassalle erschien, die mit Si­
cherheit vom Urheber nicht als wissen­
schaftliche Aussage, sondern als Be­
schimpfung gedacht war. Von diesem Mo­
ment an war der "fundamentalistische" 
Glaube an die Wahrheit jedes "Klassiker''­
Zitats schlechthin erledigt, und ich begriff 
Engels und Marx als denkende. leiden­
schaftliche Menschen, die sich selbst das 
Recht des Irrtums einräumten und nach 
einer Äußerung von Engels selbst erkann­
ten, erst am Anfang wissenschaftlicher Er­
kenntnis der Welt zu stehen, und daß es 
zahllosen nachfolgenden Generationen 
überlassen sei, über sie hinauszuschrei­
ten. 

Der herrschende "Fundamentalismus" war 
damit aber nicht erledigt. Zwar erhielt er 
nach dem Tode Stalins einen wesentli­
chen Stoß und als schließlich der "Kurze 
Lehrgang" zurückgezogen wurde, er­
schien der Weg frei. Zuerst kam ein Rück-
nriff !11 ,f f\A~r-v ~lc onrforo \A/ic:c:onc.rh~ftlor 
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wie beispielsweise die erfolgreiche Ro­
manschriftstellerin und Althistorikerin Wel-
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skopf [4], die orientalische (oder "asiati­
sche") Produktionsweise wieder vertraten. 
Hieraus und aus anderen Äußerungen 
kam es zu der eingangs erwähnten Dis­
kussion, in der besonders eine Gruppe bei 
dem "Fünfstufen-Schema" blieb, eine 
andere den gesamten Orient mit der "asia­
tischen" Produktionsweise zu erklären 
versuchte und in erster Linie Sinologen 
bereits nach regionalen Gesellschaftsfor­
mationen suchten. 

Dem Verfasser dieses Beitrags war das 
eine wie das andere nicht mit dem ihm 
bekannten Material in Übereinstimmung 
zu bringen_ Die "asiatische Produktions­
weise" wurde als Gesellschaft ohne priva­
tes Grundeigentum, mit kommunistisch 
wirtschaftenden Dörfern und einem darauf 
lastenden recht- und gesetzlosen Staat, 
einer Despotie definiert, doch gab es Tau­
sende Verkaufs-, Pacht- und Schen­
kungsurkunden z.B. aus dem alten Meso­
potamien. In China stritten sich die "Marxi­
sten", ob der Feudalismus im 4_Jahrhun­
dert v.Ch. oder wie in Europa im frühen 
Mittelalter ausgebrochen sei. Selbst im 
Römischen Imperium, dem klassischen 
Sklavenhalterstaat, waren nur regional und 
zeitlich beschränkt Sklaven die Hauptpro­
duzenten gewesen. während andererseits 
die Sklaverei als ökonomisch wesentliche 
Erscheinung als Sozialordnung der mittel­
amerikanischen Zuckerrohr- und der nord-

2. Die "orientalische" (oder 

Diese Frage ließ sich u.a. mit Hilfe der 
Arbeiten Koebners und Stelling-Michauds 
[9] und einigen Nacharbeiten relativ leicht 
beantworten. blieb aber völlig unbeachtet 
[ 1 Ol Der Ansatz zum Verständnis nicht nur 
des Orientbildes von Karl Marx, sondern 
seines gesamten Weltbildes ergab sich 
daraus. Marx war Hegelschüler und tief 
von Hegel in seinem Denken geprägt. 
Hegels Geschichtsverständnis galt nicht 
der Erkenntnis der real abgelaufenen Ge-
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amerikanischen Baumwollplantagen vom 
entstehenden Kapitalismus nicht zu tren­
nen war. Daher vertrat ich meine Position 
u.a. mit den Beiträgen "Zur Stellung der 
Produzenten materieller Güter im Orienta­
lischen Altertum" [5],"Grundeigentum, Staat 
und Klassengesellschaft im Alten Orient" 
[6], "Die Sklaverei im nachantiken Europa" 
17] und "Zur Einheit der vorkapitalistischen 
Klassengesellschaft" [8] und an anderer 
Stelle. Versuche, meine Position in die 
"Weimarer Beiträge" und In die "Zeitschrift 
für Geschichtswissenschaft" hineinzutra­
gen. stießen auf Ablehnung. Nach Be­
schwerden beim ZK der SED erhielt ich 
den Bescheid, auf die dort eingereichten 
Beiträge besser zu verzichten und meine 
Meinung in wissenschaftlichen Publikatio­
nen zu vertreten. Dieser Bescheid von 
wohlmeinender Seite (Herrmann Axen) 
war nicht Anlaß, in mich zu gehen. son­
dern einiges in mehreren Richtungen nach­
zuprüfen: 

1. Warum war die Partei in dieser Frage 
empfindlich? 
2. Woher kam der Begriff der "asiatischen 
Produktionsweise"? 
3. Wie standen Marx und Engels selbst zu 
dieser Frage? 
4. Wieso war er mit dem "Kurzen Lehr­
gang" verdrängt worden? 

Die Antwort auf die erste Frage mußte sich 
aus den anderen drei Fragen ergeben. 

"asiatische") Produktionsweise 

schichte, sondern dem, was er "Philoso­
phie der Geschichte" nannte. einer "Ge­
schichtstriade''. die er nicht erfunden. son­
dern bei dem mittelalterlichen Mönch und 
Visionär Joachim di Flore entlehnt hatte. 

Der Mönch hatte im frühen 13. Jahrhundert 
aus der Bibel abgeleitet, das noch zu sei­
nen Lebzeiten anbrechende Jahrhundert 
des "Anti-Christes" sei die Überleitung zum 
dritten Weltalter, der des "3.Reichs", der 
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Zeit des "Heiligen Geistes", in dem das 
wahre Christentum verwirklicht wäre. Vor­
ausgegangen seien das Zeitalter des Gott­
Vaters (des Allen Testaments) und die Zeit 
des Gottessohnes (des Neuen Testaments), 
die Stufen auf dem Weg zur Verwirklichung 
des Paradieses gewesen seien (Am Ran­
de bemerkt sei, daß Rosenberg von Joa­
chim di Fiore die "Lehre" vom "Tausend­
jährigen 3. Reich" entlehnte). 

Hegel übernahm dieses dreistufige Ge­
schichtsbild, benannte und definierte die 
Stufen je nach Veröffentlichung verschie­
den und sah offensichtlich in der Französi­
schen Revolution den Umschlag vom Reich 
des "für-sich-seienden Geistes" (nach 
Vorangang des "an-sich-seienden Gei­
stes") in das des an-und-für-sich-seien­
den Geistes". Er dehnte diese Triade auf 
die Geschichte aus, die sich nach seiner 
Auffassung von dem bewegungslos ver­
harrenden "Orient" über das sich entwik• 
kelnde Europa der Antike und des Mittelal­
ters zur Gegenwart bewegt habe. 

Marx entlehnte diese Idee einer fortschrei­
tenden Entwicklung und offenbar auch die 
der Revolution als "Schaltstelle" der Ge­
schichte und suchte in der Ökonomie der 
Gesellschaftsordnungen die Erklärung der 
historischen Entwicklung. Er übernahm 
außerdem beispielsweise das Orientbild 
Hegels (s. dazu [11 ]), ohne zu überprüfen. 
woher diese Bild stammte. Es war den 
Werken von Montesquieu und seiner Zeit­
genossen entnommen, die (um der Zen­
sur zu entgehen) die Kritik an der Willkür 
der französischen Monarchie in Polemi­
ken gegen die "Despotien des Orients" 
kleideten. Selbst die Grundthese der "asia­
tischen Produktionsweise", das Oberei­
gentum des Königs an allem Hab und Gut 
der Untertanen, geht auf diese Literatur 
zurück, genauer gesagt, auf das zur Pole· 
mik genutzte Testament Louis' XIV., das 
einen solchen Anspruch verkündete. 
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Die Monarchisten folgten den Kritikern der 
absoluten Monarchie auf diesem Wege 
und denunzierten die Monarchien des 
Ostens als Depotien. Sie rechtfertigten da­
mit die französische Königsherrschaft als 
gesetzmäßig geregelten "Rechtsstaat". 
Einer der Repräsentanten dieser Richtung 
war Francois Bemier, auf den sich Marx 
1853 berief, als er jene Briefe an Engels 
schrieb, aus denen später die Lehre von 
der "asiatischen Produktionsweise" auf 
dem Wege traditioneller Textexegese ge­
wonnen wurde. 

Marx war auf diese Problematik durch den 
großen antienghschen Aufstand Indiens 
gestoßen, den er, um zu etwas Geld zu 
kommen, für eine amerikanische Zeitschrift 
kommentierte. Er hat sich aber bald darauf 
wieder seinem Hauptthema. dem Kapita­
lismus, zugewandt. Er wußte zwar, daß das 
lndienbild Bemiers von englischen Auto­
ren abgelehnt wurde, übersah aber da­
mals völlig, daß Bernier schon vor der 
französischen Revolution von einem pro­
funden lndienkenner als Verteidiger des 
Kolonialismus und Fälscher entlarvt wor­
den war, von Anquetil du Perron in seiner 
"Legislation Orientale ... ", erschienen in 
Amsterdam 1778. Marx ließ bis in die spä­
ten sechziger Jahre des 19. Jahrhunderts 
den Orient beiseite. Zudem paßte das Ori­
entbild der Autoren Bernier, Montesquieu, 
Hegel und anderer zu den orientfeindli­
chen Schriften der Antike, vor allem des 
von Marx hochgeschätzten Aristoteles, und 
den antiosmanischen Schriften des 16. und 
17. Jahrhunderts. 

Diese mehr zufälligen Äußerungen zum 
Orient aus den fünfziger Jahren des ver­
gangenen Jahrhunderts bildeten die 
Grundlage der Ausbildung der Lehre von 
der "asiatischen Produktionsweise", ob­
wohl Marx sich in den siebziger und frühen 
achtziger Jahren von diesem Orientbild 
löste und sich höchst sarkastisch über jene 
"Orientalisten" äußerte, die an der Legen-
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de vom fehlenden Grundeigentum fest­
hielten oder an den Feudalismus in Asien 
glaubten. Diesen Wechsel, bzw. die Ent­
wicklung des Orientbildes Marx', bewirkte 
die politische Praxis. 

Zu Ende der sechziger Jahre strömten 
russische Revolutionäre in wachsender 
Zahl nach Westeuropa und berichteten 
von der kommenden Revolution im Zaren­
reich. Diese Erfahrung muß für Marx, der 
auf die Revolution in Westeuropa hoffte 
und für den Rußland der "Osten" schlecht­
hin war, wie ein Schock gewesen sein. Er 
brach 1869 die Arbeit am "Kapital" ab, 
lernte russisch und studierte jahrelang alle 
verfügbaren Akten über die Agrarstruktur 
Rußlands und die Agrarreform von 1861. 
Er las auch erneut Studien über Indien und 
andere orientalische Staaten und regte 
1875 den jungen Russen Kovalewskij zu 
einer vergleichenden Studie über die Dorf­
gemeinden in Indien, Ägypten, Algerien 
und Altamerika an, die 1879 erschien [ 12]. 
Marx erhielt ein Exemplar und fertigte ei­
nen kommentierten Exzerpt an, der sich 
fast nur mit den Formen des kommunalen 
und besonders des privaten Grundeigen­
tums befaßte. 

Unter diesem Eindruck fuhr Marx nach 
Algier mit der Absicht, einen Erholungsur­
laub mit der Erkundung der Grundbesitz­
verhältnisse zu verbinden. Krankheit und 
Wetterverhältnisse verhinderten die Aus­
führung dieses Vorsatzes. Bald nach sei­
ner Rückkehr nach England ist Marx ver­
storben, ohne seine nach 1869 entstande­
nen Vorstellungen publiziert zu haben. Nur 
in den Entwürfen einer Antwort auf eine 
Anfrage der russischen Revolutionärin Vera 
Zasulic [13] wird das Suchen nach einem 
realen Bild der vielfältigen Weltgeschichte 
deutlich. Es differenzierte nach Zeit und 
Region und beschränkte den im "Kapital" 
beschriebenen Eniwickiungsweg vom 
Feudalismus zum Kapitalismus auf West­
europa. Leider blieben diese Entwürfe 
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ebenso unbekannt wie die Exzerpte und 
Notizen dieser zweiten Orientphase des 
Ökonomen und Sozialkritikers, dessen 
gedrucktes Werk in der Folgezeit einer 
Exegese unterworfen wurde, die der christ­
lichen Tradition Europas entlehnt ist. Die 
Aussagen Marx', zum Teil nur einzelne 
Sätze, wurden von dem konkreten Material 
getrennt und zum "Marxismus" geformt. 
Karl Marx sah das anscheinend schon zu 
seinen Lebzeiten kommen, als er in seiner 
sarkastischen Weise in einem Leserbrief 
an die "Otetschestwennye Sapiski'' [14] 
schrieb: "Er (ein Kritiker) muß durchaus 
meine historische Skizze von der Entste­
hung des Kapitalismus in Westeuropa in 
eine geschichtsphilosophische Theorie 
des allgemeinen Entwicklungsganges ver­
wandeln, der allen Völkern schicksalsmä­
ßig vorgeschrieben ist, was immer die ge­
schichtlichen Umstände sein mögen, in 
denen sie sich befinden, die mit dem größ­
ten Aufschwung der Produktionskräfte der 
gesellschaftlichen Arbeit die allseitigste 
Entwicklung des Menschen sichert ... Wenn 
man jede dieser Entwicklungen für sich 
studiert und sie dann miteinander ver­
gleicht, wird man leicht den Schlüssel zu 

. dieser Erscheinung finden, aber man wird 
niemals dahin gelangen mit dem Univer­
salschlüssel einer allgemeinen ge­
sch ichtsphilosophischen Theorie, deren 
größter Vorzug darin besteht, überge­
schichtlich zu sein." 

Aber genau dies ist geschehen, und der 
"Kurze Lehrgang" präsentierte den "histo­
rischen und dialektischen Materialismus" 
als den "Universalschlüssel" zur Geschich­
te. Zuvor hatte Lenin nicht um die Orient­
thesen der siebziger und achtziger Jahre 
gewußt, die ihn vielleicht zu Modifikationen 
seiner Ostpolitik veranlaßt hätten, falls das 
real möglich gewesen wäre. In der jungen 
UdSSR wurde die Diaiekiik und der ökono­
mische Materialismus in der vorherrschen­
den Pokrovski-Schule in der Geschichte 
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bis zu der "Theorie" entwickelt, die schließ­
lich alle Veränderungen aus den Produk­
tionskräften erklärte, einschließlich der Spra­
che. 

Daneben lief die Tradition der "asiatischen 
Produktionsweise" weiter, bis Anfang der 
dreißiger Jahre dieses Jahrhunderts die 
Krise der revolutionären Entwicklung in 
China zur Suche der chinesischen Kom­
munisten nach eigenen Strategien führte 
und das mit der Formulierung des Mono­
polanspruchs der Stalinschen Führungs­
gruppe in der kommunistischen Weltbe­
wegung beantwortet wurde. 

Die zumeist mit China vertrauten Anhänger 
einer "asiatischen Produktionsweise" (und 
damit Vertreter anderer politischer Metho­
den bei der Revolutionierung des Ostens) 
wurden - zum Teil physisch - ausgeschal­
tet und jenes anfangs erwähnte Fünfstu­
fen-Schema als Glaubenssatz formuliert 
Es schrieb eine simplifizierte Formel für 
den westeuropäischen Entwicklungsweg 
Uenen "Universalschlüssel" als ideologi­
sche Begründung des absoluten Füh­
rungsanspruches der Moskauer Regierung 
fest) - und so beantwortete sich für den 
Verfasser die oben gestellte Frage nach 
der Abstinenz der eigenen Partei gegen­
über dem wahren Erbe von Karl Marx 
Versuche, das Berliner "Institut für Marxis­
mus-Leninismus" zum außerplanmäßigen, 
weil vordringlichen Nachdruck der ausge­
zeichneten Herausgabe des Marxschen 
Exzerptes aus Kovalewskij (15] zu bewe­
gen, wurden schroff abgelehnt, und auch 
nach der Zurückziehung des "Kurzen 
Lehrgangs" ging die weitere Herausbil­
dung des "Universalschlüssels" eifrig wei­
ter. Ihren letzten Höhepunkt fand sie in der 
Tagung und dem Protokoll gleichen Titels 
"Familie, Staat und Gesellschaftsformati­
on" (16], die 1985 in Dresden stattfand und 
auf der der Verfasser nur in einer Randver­
anstaltung reden konnte und in seiner 
Nachbemerkung erklärte: "Ich bin der Zita-
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te müde". Er kündigte an, daß er sich von 
nun an "der konkreten Forschung" zu­
wenden und einen "Sammelband mit in­
ternationaler Beteiligung über die Entwick­
lung des Grundeigentums in Mesopotami­
en von den Sumerern bis zu den Osma­
nen " herausgeben werde. Das ist unter­
dessen geschehen. (17] Der Band sollte 
der erste einer Folge von konkreten Studi­
en werden, doch bereits der zweite über 
den Handel in Mesopotamien fiel dem Zu­
sammenbruch der DDR zum Opfer (18]. 

Der Zusammenbruch des Staates des "rea­
len Sozialismus" brachte den Ausschluß 
der Diskussionsteilnehmer aus der Akade­
mie und den Universitäten und beendete 
weitgehend die Diskussion über Marx und 
die marxistische Sozialtheorie insgesamt. 
Es wäre jedoch für die Neuformulierung 
einer emanzipatorischen Politik erforder­
lich, nicht nur die Abhängigkeit des Orient­
bildes Marx'zu erörtern, sondern auch die 
auf Hegel zurückgehende Entwicklungsli­
nie der Revolutionstheorie und der Gesell­
schaftsentwicklung zu analysieren. Hier­
bei kann man von Marx'Aussage ausge­
hen: "Die sogenannte historische Entwick­
lung beruht überhaupt darauf, daß die letz­
te (Gesellschafts-)Form die vergangenen 
als Stufen zu sich selbst betrachtet und, da 
sie selten und nur unter ganz bestimmten 
Bedingungen fähig ist, sich selbst zu kriti­
sieren ... sie immer einseitig auffaßt" (19]. 
Die Wahrheit nicht nur diese Satzes hat die 
Geschichte der DDR wie auch die Gegen­
wart der BRD bewiesen. 

Die Theorie der "asiatischen Produktions­
weise" war eine politische Propaganda­
these, die zu einem "überhistorischen" 
"Universalschlüssel" wurde, zum Teil ei­
ner von den konkreten Entwicklungen ge­
lösten Theorie, die als "Marxismus" sich 
von dem Streben Marx' nach der Erfor­
schung der Geschichte !öste, Marx führte 
zugleich die Traditon der utopischen Hoff­
nung auf eine bessere Welt weiter, glaubte 
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an sozialistische Zukunft durch die Revolu­
tion der Arbeiterklasse, doch für die folgen-

den Entwicklungen im 20. Jahrhundert ist 
er nicht verantwortlich zu machen. 

3. Politische und wissenschaftliche Fragestellungen 

Eine Wertung der Intentionen der Veran­
stalter der Dresdener Engels-Konferenz 
muß hypothetisch bleiben. Unterlagen oder 
Aussagen stehen mir nicht zur Verfügung. 
Überschätzen sollte man den "tieferen" 
Sinn nicht. Es war eine repräsentative 
Selbstdarstellung der Leitung des Zentral­
instituts im Selbstbewußtsein, gute Marxi­
sten zu sein und den Marxismus durch 
den Rückgriff auf die Hegelsche Triade 
weiterentwickelt zu haben. Die Mehrheit 
der Teilnehmer beugte sich wie stets der 
direktoralen Autorität und paßte ihre Beiträ­
ge entsprechend an. Weniger wünschens­
werte Aussagen wie mein Versuch, noch­
mals für ein Primat der konkreten Forschung 
gegenüber den Verallgemeinerungen 
geschichtsphilosophischer Kategorien zu 
wirken, wurden in Nebenveranstaltungen 
unwirksam gemacht. Ich bin auch nur noch 
zur Demonstration nach Dresden gefah­
ren und gab am Schluß meines Beitrags 
jene Erklärung ab, die Diskussion einzu­
stellen. Es war vergeblich, gegen ein Sche­
ma aufzutreten, das mit der gesetzmäßi­
gen Abfolge von Kapitalismus und Sozia­
lismus das Selbstbewußtsein stärkte, wäh­
rend mir die Weltrevolution, das Vehikel 
dieses postulierten Übergangs, längst un­
glaubwürdig geworder. war. Mich beweg­
te seit langem viel mehr die Entwicklung 
jener großen Mehrheit der Menschen in 
Asien, Afrika und Lateinamerika, die man 
als "Völker der drittten Welt" bezeichnet, 
um eine Analyse ihrer wirklichen Lage zu 
erschweren. Sie waren und sind von der 
"ersten Welt", den kapitalistischen Zen­
tren, abhängig, und jeder Versuch, durch 
und nach den antikolonialen Befreiungs-
1,rionan 01 ,f ni,...htl,"":tni+~J:c-♦ic-,..hnn Q..,h""..., 
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eine ökonomische Unabhängigkeit zu er­
zielen, wurde entweder im Keim erstickt 
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und blutrünstige Diktatoren eingesetzt (Mo­
butu), oder den Ländern wurden Bürger­
kriege aufgenötigt wie in Angola oder Mo­
cambique. Das Aufbrechen der absoluten 
Vormacht der alten Kolonialmächte und 
der USA in Asien und Afrika förderte die 
UdSSR im "kalten Krieg", so daß die "hei­
ßen Kriege" des 3. Weltkrieges als Stell­
vertreterkriege Massenelend produzierten. 

Auf meinen Reisen durch Afrika und Asien 
lernte ich die Probleme an Ort und Stelle 
kennen, die allgegenwärtige Korruption 
örtlicher Machthaber, gleich welchen poli­
tischen Bekenntnisses, das allgemeine 
Durchsetzen kapitalistischer Strukturen bei 
der Variabilität lokaler Formen und dem 
teilweise erzwungenen Scheitern nichtka­
pitalistischer Entwicklungswege. 

Deutlich wurde die Sonderolle Westeuro­
pas (und von hier aus übertragen - USA -
bzw. nach diesem Vorbild entwickelt -
Japan). Marx hatte, wie oben ausgeführt, 
die Enwicklung des Kapitalismus als west­
europäischen Vorgang erkannt und das 
Unterliegen Indiens (1853 - 1854) mit der 
"asiatischen Produktionsweise" (Fehlen 
des Grundeigentums, kommunistische 
Dorfgemeinden unter einem darüberste­
henden despotischen Staat) zu begrün­
den geglaubt. Er hatte diese Hypothese 
1880 - 1881 fallen lassen, aber das war von 
"Marxisten" nie berücksichtigt worden, und 
so blieb die falsche Antwort bis in die drei­
ßiger Jahre Lehrmeinung, bis sie durch die 
Behauptung, dem Kapitalismus sei welt­
weit der Feudalismus vorangegangen, er­
setzt wurde. Wenn nun jedoch der Kapita­
lismus gesetzmäßig aus dem Feudalis­
mus hervoigegangen sein sollte, abei die• 
se Entwicklung auf Westeuropa beschränkt 
war, konnte auch diese Theorie nicht stim-
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men. Diese Frage im Verein mit der Ableh­
nung der Sklaverei als Formation und der 
"Revolution der Sklaven und Kolonen" 
stellte nicht nur das "Fünfstufenschema" 
in Frage, sondern das Prinzip der Forma­
tionsfolge überhaupt und damit dessen 
Kernstück, die Behauptung, der Kapitalis­
mus werde gesetzmäßig in den Sozialis­
mus übergehen, eine Schlußfolgerung, 
die sich aus dem Ausbleiben der Revolu­
tion in Westeuropa und dem Fehlen jeder 
Wahrscheinlichkeit eines revolutionären 
Umsturzes in den kapitalistischen Zentren 
schon früh ergab. Diese Konsequenz ist 
mit Sicherheit der Mehrheit der Diskus­
sionsteilnehmer nicht bewußt geworden, 
wahrscheinlich auch nicht den Veranstal­
tern der Dresdener Konferenz. 

Die Verwerfung der Determination des 
Geschichtsablaufs hin zum weltweiten Sieg 
des Sozialismus stellte mich vor die Frage, 
woher die in Dresden dominierende Ge­
schichtsphilosophie der "großen Ge­
schichtstriade" kam, die mit ihren drei Pha­
sen ja noch stärker vereinfachte, als dies 
das "Fünfstufenschema" tat. 

Es war Hegels Geschichtsphilosophie, die 
auch Karl Marx den Rahmen seines Ge­
schichtsbildes gegeben hatte. Hegel hatte 
die Geschichte philosophisch in drei Pha­
sen gegliedert, die er verschieden benann­
te, primär jedoch als "Gott-Vater", "Gottes­
sohn'' und "Heiliger Geist" bezeichnet 
hat. Er wollte nicht Geschichte schreiben, 
sondern die Geschichte erklären. Diese 
Philosophie der Geschichte hatte die Ver­
wirklichung des Geistes in der Geschichte 
zum Inhalt. Hegel sah als erste Phase den 
"Geist an sich", der durch die Revolution 
des Christentums in die zweite Phase, den 
"Geist für sich'' verwandelt worden sei. Die 
Französische Revolution sei die Wider­
spiegelung des neuen Umschlags des 
Geistes. der nun in die Phase des ''Geistes 
an und für sich" umgeschlagen sei. Marx 
hatte diese Lehre des Umschlagens in 
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neue historische Etappen übernommen 
und materialistisch aus den Sozialordnun­
gen zu erklären versucht, aber nicht die 
Grundthese in Frage gestellt. Auch erstand 
unter dem Einfluß der Französischen Re­
volution und sah in den Folgerevolutionen 
in Paris die Vorboten der großen Revoluti­
on, die die Befreiung des Menschen von 
Ausbeutung und Unterdrückung bringen 
sollte, ähnlich wie Hegel im Zeitalter des 
"Geistes an und für sich" die Lösung aller 
Probleme sah. 

Marx und seine Nachfolger stellten nicht 
die Frage, woher Hegel diese optimisti­
sche Sicht der Geschichte nahm. Hegel 
hat seine Quelle nicht verschwiegen, es 
war der italienische Mönch Joachim die 
Fiore. Er entwickelte aus der biblischen 
Lehre der Abfolge der Weltreiche und den 
Prophezeiungen des Neuen Testaments 
im frühen 13. Jahrhundert eine mystische 
Geschichtsphilosophie. Sie sah als erste 
Phase die Zeit "Gott-Vaters", die Zeit der 
Gültigkeit des Alten Testaments, als zweite 
die Zeit des "Gottes-Sohnes" mit der Füh­
rung der Kirche, die Zeit des "Neuen Te­
staments", und nun nahe das verheißene 
Zeitalter des "Heiligen Geistes", das "drit­
te, das 1000jährige Reich" des "Heiligen 
Geistes'', in dem die Heiligen auferstehen 
und ideale Ordnung entstehe. die zum 
ewigen Paradies überleite. Vorher gehe 
das des Antichrists, den Joachim di Fiore 
in Friedrich II. von Hohenstaufen sah. Selbst 
die Kirche werde vernichtet und eine neue 
Welt der göttlichen Gerechtigkeit käme. 

Diese Mystik war nicht nur die Grundlage 
der Hegelschen Geschichtsphilosophie 
und damit der Marxschen Revolutionstheo­
rie, seiner Utopie einer kommenden kom­
munistischen Erlösung, sondern auch des 
"Mythus des 20. Jahrhunderts" Rosen­
bergs, aus dem die Hitlersche Floskel des 
''Dritten, rl,;,~ t,,.,,~,;,nrlj::ihrig,;,n A,;,ir.hA~" 

stammt. Man muß in der Tat im Werk von 
Marx zwei Grundzüge unterscheiden: die 
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utopische Hoffnung auf die bessere Welt, 
die heute noch weniger in Sicht ist als 
zuvor, und die von ihm betriebene Analyse 
ökonomischer und sozialer Strukturen die 
auf Adam Smith und die Nationalökon~mie 
zurückgeht. Beide Stränge waren bei Marx 
miteinander verflochten, und er suchte 
seine Erlösungshoffnung mit der Wissen­
schaft zu begründen. 

An die Erlösung kann man heute kaum 
noch glauben. Sie ist ein Glaubensartikel, 
keine wissenschaftliche beweisbare Zu­
kunft. Das war aber das Ziel der "Forma­
tionslehre". Heißt aber nun deren Über­
windung, daß sozialgeschichtlich-ökono­
misch-historische Studien als "unwissen­
schaftlich'' zu unterbleiben haben und 
bspw. Orientwissenschaften nur noch als 
Philologien betrieben werden dürfen? 

Das dürfte dem flachen Pragmatismus der 
gegenwärtigen Politiker und Medienpredi­
ger entsprechen, daß "der Markt'' alle 
Probleme der Welt regeln werde, und hie­
ße, auf die Analyse der unterschiedlichen 
Verhältnisse zu verzichten. Die Orientwis­
senschaften nur auf die Philologien zu be­
schränken, heißt, sie zu bedeutungslosen 
Antiquitätenschilderungen herabzudrük­
ken, und hieße, auf die Erkennntis der 
Entwicklungsbedingungen der jeweiligen 
Gesellschaften zu verzichten und damit 
selbst das Verstehen der Ästhetik jener 
Zeiten und Regionen nicht einmal zu ver­
suchen. Darüber hinaus würde die Son­
derrolle Westeuropas zu einem "Wunder", 
das dann vielleicht wieder aus der Rasse 
oder dem Klima "erklärt" werden würde. 
Die Vergangenheit, die Gegenwart und 
die Zukunft der 80- 85 Prozent der Mensch­
heit, die nicht der Gnade der späten Geburt 

Anmerkungen: 

in Westeuropa teilhaftig werden, blieben 
exotisches Beiwerk ihres Elends unter 
Bevölkerungsexplosionen, Erosion und 
Unterentwicklung, das sie Europa, den USA 
und Japan zu Füßen legt. Zu einer Er­
kenntnis der historischen Ursachen würde 
eine derartige Orientwissenschaft nicht 
beitragen, nicht einmal zu einer realisti­
schen Wirtschaftspolitik gegenüber dieser 
Mehrheit der Menschheit durch die Min­
derheit. Aber vielleicht ist diese Fragestel­
lung bereits wieder Utopie, angesichts der 
in vielen Ländern ausgebrochenen Kata­
strophe. 

In dem Prozeß der Analyse sozialökono­
mischer Strukturen wird man zweifellos 
wieder durch Vergleiche zu ordnenden 
Begriffen kommen, die an die "Formatio­
nen" erinnern Aber man überlasse sie 
nicht utopischen Denkern oder den Ge­
schichtsphilosophen, die dann wieder 
beanspruchen, der Forschung Kategori­
en vorgeben zu können. Das bedeutet 
nicht, daß auf die Sozialgeschichte ver­
zichtet werden kann, sondern verlangt viel­
mehr eine Ausdehnung sozialökonomi­
scher Studien vom Altertum bis zur Gegen­
wart, um den Menschen die Mittel In die 
Hand zu geben, ihre Lage zu verstehen. 
Allerdings ist die Realisierbarkeit dieser 
Forderung vermutlich eine Illusion. Sie 
verlangt die Aufgabe aller Schemata, dafür 
aber die konkrete Arbeit, nicht nur im Elfen­
beinturm reiner Philologie, sondrn auch 
mit der Hinwendung zur Realität, so absto­
ßend sie in vielen Zügen auch ist. 
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THEMA II: Institution Hochschule und 
Landeshochschulrecht - Teil 1 

In Brandenburg und Thüringen sind bereits HRG-kontorme Landeshoch­
schulgesetze verabschiedet worden. In Berlin war ein solches schon 
vorhanden. Ein Ergänzungsgesetz zum BerlHG regelte das Hineinquet­
schen der Ost-Hochschulen in den vorgegebenen Rahmen. In Mecklen­
burg-Vorpommern. Sachsen-Anhalt und Sachsen wird derzeit an Lan­
deshochschulgesetzen gearbeitet., um bis zu dem vom "Einigungsver­
trag" gesetzten Datum (2. Oktober d.J.) zu HRG-konformen Regelungen 
zu kommen. hochschule ost begleitet die Diskussionen mit einigen 
speziellen Artikeln zum Thema. 

Hans Joachim Meyer (Dresden): 

Das neue Sächsische Hochschulgesetz 

Der Einigungsvertrag sieht vor, daß bis 
zum 3. Oktober 1993 in den neuen Bun­
desländern Hochschulgesetze in Kraft tre­
ten, die mit dem Hochschulrahmenrecht 
der Bundesrepublik übereinstimmen. Die 
dreijährige Frist entsprach dem Zeitraum. 
der auch ,n der alten Bundesrepublik den 
Ländern für die Anpassung ihrer Hoch­
schulgesetze an die entsprechende Bun­
desgesetzgebung eingeräumt worden war. 
Sie sollte den neuen Ländern ermögli­
chen. durch eine Reform der Hochschu­
len die Voraussetzungen für die durch die 
SED zerstörte akademische Autonomie zu 
schaffen und den durch die Verfassungs­
ordnung garantierten Raum der Kulturho­
heit eigenständig zu füllen. Die hochschul­
politische Debatte. die in Deutschland seit 
etwa zwei Jahren mit wachsender lntens,-
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tät geführt wird, gibt den neuen Ländern 
die faszinierende Chance, bei der Erarbei­
tung der neuen Gesetze zugleich die Vor­
schläge und Anregungen zu berücksichti­
gen, die in den letzten Monaten - zum Teil 
mit einem hohen Maß an Konsens - for­
muliert worden sind. Allerdings erfordert 
dies auch einen Balanceakt, denn einige 
dieser Vorschläge benötigen für ihre wir­
kungsvolle Umsetzung auch eine Ände­
rung des bundesrechtlichen Rahmens 
oder den Verzicht auf eine bundesrechtli­
che Regelung. Solche Änderungen sind 
vor Ablauf der dreijährigen Frist nicht zu er­
warten. Landesgesetze in Kraft zu setzen, 
die mit dem Rahmenrecht im offenen Kon-
flikt stehen, verbietet sich aus naheliegen­
den Gründen. Diese Tatsache macht die 
neuen Länder jedoch keineswegs bewe 

45 



gungsunfähig. Abgesehen davon, daß 
auch die Hochschulgesetze der alten Bun­
desländer eine erhebliche Variationsbrei­
te aufweisen, zeigt eine Analyse des Hoch­
schulrahmenrechts, daß die Grenzen des 
Bewegungsraums durchaus noch nicht er­
schöpft sind. Dennoch ist es in einer Reihe 
von Fällen derzeit nur möglich, Tenden­
zen zu signalisieren. die erst in einem ge­
änderten oder erweiterten Rahmen zur vol­
len Wirkung kommen können. Der Entwurf 
des neuen Sächsischen Hochschulgeset­
zes wurde jedenfalls mit der Absicht erar­
beitet, die konstruktiven Ergebnisse der 
hochschulpolitischen Diskussion soweit 
wie möglich zu berücksichtigen. 

Ein relativ breites Maß von Möglichkeiten 
besteht dafür, die Vorschläge für eine klare 
Gliederung des Studiums und für eindeu­
tige Prüfungsbestimmungen in gesetzliche 
Bestimmungen umzusetzen. Sowohl in der 
Untergliederung der Studiengänge in 
Grund- und Hauptstudien als auch in be­
zug auf die Unterscheidung des Studiums 
in eine berufsorientierte Phase und eine 
forschungsorientierte Phase bei durchgän­
giger Beachtung des Prinzips der BIidung 
durch Wissenschaft können Erfahrungen 
aus der DDR verwertet werden - positive 
wie negative. Auch die deutliche Tren­
nung zwischen grundständigen Studien­
gängen, die mit dem Diplom oder mit dem 
Magistergrad abgeschlossen werden, ei­
nerseits und Aufbaustudien und anderen 
Weiterbildungsstudien der Hochschule an­
dererseits kann im Gesetz verankert wer­
den. Entsprechendes gilt für Prüfungsord­
nungen mit eindeutigen Fristen von Prü­
fungen und Pflichten der daran Beteiligten, 
seien es Prüfungskandidaten oder Prü­
fern, sowie für die Verpflichtung der Hoch­
schulen zur Aufstellung von Studienord­
nungen. Letztere müssen nach dem Ge· 
setzentwurf künftig einen Studienablauf­
plan als Empfehlung für die zeitliche Abfol-

46 

ge der für die Prüfungen notwendigen 
Lehrveranstaltungen enthalten - eine Fest­
legung, die lernenden und lehrenden als 
Bezugsrahmen dienen soll. Schließlich 
werden regelmäßige Lehrberichte wie 
auch Forschungsberichte den Hochschu­
len verpflichtend vorgeschrieben. Diese 
und andere Bestimmungen scheinen uns 
unverzichtbar, um mit aller Entschieden­
heit darauf hinzuwirken, daß die Lehre den 
ihr gebührenden Stellenwert erhält und 
daß die Hochschulen nicht zu Lasten der 
Nachrückenden als Wartesaal oder Park­
platz mißbraucht wird. Zugleich sind wir 
uns dessen wohl bewußt, daß für einen 
ordnungsgemäßen Studienbetrieb den 
Arbeitsbedingungen für lehrende und ler­
nende sowie dem Wohnangebot für Stu­
denten eine überragende Bedeutung zu­
kommt. So naiv die Auffassung wäre, man 
könne solche Einsicht aus dem Feld der 
Politik in das der juristischen Normierun­
gen übernehmen, so borniert wäre es, die 
Fülle von Schwierigkeiten zu übersehen, 
die sich hinter der abstrakten Entlastungs­
formel des Gesetzes "aus von dem Stu­
denten nicht verantwortbaren Gründen" 
konkret verbergen können. In diesem Punk­
te, wie natürlich auch in anderer Hinsicht 
kann das Hochschulgesetz wie jedes an­
dere Gesetz nur im Spannungsfeld der 
praktischen Politik und im Kontext der Wirk­
lichkeit begriffen und mit Leben erfüllt wer­
den. Ein Hochschulgesetz kann Hoch­
schulpolitik nicht ersetzen. noch ist ein 
Wundermittel gegen finanzielle Zwänge. 

Viel enger und den vielfältigen Reform über­
legungen geradezu entgegenstehend ist 
dagegen das geltende Hochschulrahmen­
recht wie auch der Staatsvertrag zwischen 
den Ländern in Bezug auf den Hochschul­
zugang. Hier ist dringend eine bundesge-
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zeitigen jedem Wettbewerbs- und Lei­
stungsgedanken hohnsprechenden Stu-

h!\d1sd1ulc tlSl apr. 199J 

dentenverteilung auf der Basis von Durch­
schnittszensuren ein Ende zu bereiten. 
Vorerst kann hier ein Landesgesetz im we­
sentlichen nur im Blick auf künftige Ent­
wicklungen die Möglichkeit schaffen, be­
stimmte Fächer im Rahmen der allgemei­
nen oder der fachgebundenen Hochschul­
reife als für einen konkreten Studiengang 
notwendig zu definieren sowie die Fest­
stellung vom Abiturnicht erfaßter Leistungs­
dispositionen durch die Hochschulen zu 
ermöglichen. Immerhin könnte die erstge­
nannte Bestimmung jedenfalls bei den nicht 
über die ZVS laufenden Studiengänge er­
möglichen, wenigstens auf Landesebene 
die offenbar längst vergessene Soll-Vor­
schrift des Staatsvertrages über die Ge­
wichtung der Abiturnoten neu zu beleben. 
Aber das entscheidende bleibt hier auf der 
gesamtdeutschen Ebene noch zu tun. Die 
Einführung eines wettbewerbsorientierten 
Modells des Hochschulzugangs ist eines 
der wesentlichen Elemente, wenn nicht 
das wesentliche Element für die Gesun­
dung der Hochschule im größeren Teil 
Deutschlands.Für Sachsen ist dies vorerst 
kein aktuelles Problem, weil wir unsere 
Studentenzahlen nicht erhöhen können 
und wollen. doch wäre es kurzsichtig, sich 
nicht rechtzeitig um eine Veränderung zu 
bemühen. zumal sich die Forderung nach 
einer Erhöhung der Verantwortung der 
Hochschule für die Auswahl unter den 
Studienbewerbern in fast allen Reformvor­
schlägen findet. 

Deutlicher als auf dem Gebiet von For­
schung und Lehre sind die Grenzen des 
geltenden Hochschulrahmenrechts auch 
1m dienstrechtlichen Teil des Gesetzesent­
wurfs. Zwar werden hier unsere Bemü­
hungen deutlich, im Gegensatz zum Hoch­
schulrahmen recht und zu den Hochschul­
gesetzen der alten Bundesländer keine 
Präferenz für den beamtenrechtlichen Sta­
tus der Hochschullehrer wie auch des 
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übrigen Hochschulpersonals festzuschrei­
ben, sondern generell alle rechtlichen Mög­
lichkeiten von der Verbeamtung bis zum 
befristeten Angestelltenverhältnis vorzuse­
hen, um der Hochschulpolitik flexible Ent­
scheidungen zu ermöglichen. Dennoch 
wird dadurch die Forderung nach einem 
speziellen Dienstrecht für den akademi­
schen Bereich, daß sachgemäßere und 
vor allem stärker leistungsorientierte Ent­
scheidungen ermöglicht, nicht gegen­
standslos. Wegen der unübersehbaren 
Rolle von Besitzständen Im akademischen 
Leben kann es hier keinen Sonderweg für 
ein einzelnes deutsches Bundesland ge­
ben. Die Chance, die sich aus dem vorher­
sehbaren umfangreichen Wechsel inner­
halb der deutschen Professorenschaft wäh­
rend eines relativ kurzen Zeitraums ergibt, 
kann nur durch ein gesamtdeutsches 
Dienstrecht genutzt werden. Dagegen ist 
es landesgesetzlich durchaus möglich, die 
Aufgaben des Hochschulpersonals präzi­
ser und damit auch kontrollierbarer zu de­
finieren. In diesem Zusammenhang stellt 
sich die Frage nach der künftigen Stellung 
des Mittelbaus. Allerdings ist "Mittelbau" 
genau genommen ein Oberbegriff für be­
fristete und unbefristete Hochschulmit­
glieder, die nicht Hochschullehrer sind. Es 
erscheint nicht sinnvoll. die beträchtlichen 
Unterschiede 1n der Interessenlage und 
Lebensperspektive zu übersehen, die zwi­
schen den befristeten Assistenten und 
Oberassistenten einerseits und den auf 
unbefristeten Funktionsstellen tätigen wis­
senschaftlichen Mitarbeitern andererseits 
bestehen, zu ignorieren oder gar planmä­
ßig zu nivellieren. Auch kann nicht ernst­
haft in Abrede gestellt werden, daß die 
zeitliche Befristung der Assistenz und der 
Oberassistenz eine wesentliche Bedin­
gung für die Entwicklungsfähigkeit der 
Hochschulen ist und bleiben muß. Das 
wesentliche Motiv der Assistenten und 
Oberassistenten ist notwendigerweise die 
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persönliche Qualifikation als Vorbereitung 
auf eine spätere Tätigkeit - sei es als Hoch­
schullehrer, sei es außerhalb der Hoch­
schule -, d.h. für ein Ziel nach dem Ablauf 
des befristeten Dienstverhältnisses. Dar­
aus empfängt die Hochschule einen we­
sentlichen Teil ihrer inneren Bewegungs­
kraft. Wer diese Befristung beseitigt, ver­
wandelt die Hochschule - ob er es will 
oder nicht - in einen zunehmend erstar­
renden Apparat. Eine völlig andere Frage 
Ist es dagegen, ob wissenschaftlich ausge­
wiesene, lehr- und lebenserfahrene Mitar­
beiter neben den Hochschullehrern eine 
für den Erfolg der akademischen Lehre 
sinnvolle oder gar notwendige Funktion 
erfüllen, die dann zweckmäßigerweise In 
einem unbefristeten Dienstverhältnis erfolgt. 
Die Erfahrungen aus der DDR sprechen 
eindeutig für eine gewisse Anzahl solcher 
unbefristeter Mitarbeiter. Allerdings deutet 
die gelegentlich mit dem Eifer von Glau­
benskriegen geführte Debatte über den 
Sinn von unbefristeten Mitarbeitern auch 
darauf hin, daß sich hier nicht nur sehr un­
terschiedliche persönliche Auffassungen, 
sondern auch durch die Erfordernisse des 
jeweiligen Studienfachs bedingte Einsich­
ten manifestieren. Jedenfalls täte eine Ent­
ideologisierung der Auseinandersetzung 
dringend not. Man wird schwerlich über­
sehen können, daß es unrealistisch ist. die 
Zahl der Professoren proportional zur Zahl 
der Studenten zu erhöhen. Da dies unver­
meidlich zu einer Ausdifferenzierung der 
Forschungsgebiete führt, erweitern sich 
zwangsläufig die Lehrangebote pro Stu­
diengang, was der unerläßlichen Begren­
zung der Studienzeiten diametral entge­
gensteht. Primär ist dies jedoch keine Fra­
ge des Hochschulrechts, sondern der 
Hochschulpolitik und der finanziellen Mög­
lichkeiten, vorausgesetzt, man schafft nicht 
vö!!ig neue Personalkategorien ~Nie den 
Lehrprofessor, was m.E. ein Irrweg wäre. 
Stattdessen flexibilisiert der sächsische 
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Gesetzentwurf die dienstrechtliche Stellung 
der unbefristeten wissenschaftlichen Mit­
arbeiter 1n der Weise, daß er in begründe­
ten Fällen auch die Übertragung von selb­
ständig wahrzunehmenden Aufgaben In 
Lehre und Forschung und in gesetzlich 
genau definierten Ausnahmen die Über­
tragung von Hochschullehrerrechten mög­
lich macht. 

Der Entwurf des Sächsischen Hochschul­
gesetzes hält an der bereits durch das 
Hochschulerneuerungsgesetz eingeführ­
ten verfaßten Studentenschaft fest und be­
rücksichtigt die bisher damit gesammelten 
Erfahrungen. Die Veränderungen bewe­
gen sich in diesem Rahmen. Einerseits 
wurden die Bestimmungen vereinfacht und 
dadurch insbesondere für die Studenten 
kleinerer Hochschulen handhabbarer ge­
macht. Andererseits wurden jene Elemen­
te weiterentwickelt, die für die Studentenrä­
te in Sachsen charakteristisch sind und 
sich in den beiden letzten Jahren bewährt 
haben. Das sind erstens die Bildung des 
Studentenrates aus den Fachschaftsräten 
heraus und zweitens die enge Beziehung 
zwischen den Gremien der Studenten­
schaft und den studentischen Vertretern in 
den Hochschulgremien. Durch beide Ele­
mente wird die Wirksamkeit der studenti­
schen Interessenvertretung und der stu­
dentischen Mitwirkung an den Entschei­
dungsprozessen in der Hochschule er­
höht. 

Auch die Bestimmungen für die Wahlen 
knüpfen an die bisherigen Erfahrungen 
an. Zur Wahl stellen sich grundsätzlich 
Persönlichkeiten, entweder auf Einervor­
schlägen oder auf Listenvorschlägen. Auch 
im Fall von Listen bestimmt derWählerden 
Kandidaten, der seine Stimme erhalten soll. 
r\1 ,,.,-.h Nin CnrHl"'\nt 1nn rf">Q ;nrlo.r \I\/Shlar­
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über drei Stimmen verfügt, wird ein diffe­
renzierendes Wahlverhalten ermöglicht. 
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Um die Autorität der Hochschulwahlen zu 
erhöhen, sieht der Entwurf nur eine Direkt­
wahl vor, nämlich des Fakultätsrates bzw. 
für die Studenten des Fachschaftsrates, 
der seinerseits die studentischen Vertreter 
im Fakultätsrat wählt. Die Gesamtheit der 
Mitglieder der Fakultätsräte, deren Zahl 
von der relativen Größe der Fakultät ab­
hängig ist, bilden das Konzil, das seiner­
seits den Rektor, die Prorektoren und die 
Gruppenvertreter im Senat wählt. Durch 
diese Modell sollen Gruppenprinzip und 
Fachprinzip sinnvoll ineinander integriert 
und die Bedeutung der Hochschulwahlen 
und der aus ihr direkt oder indirekt hervor­
gehenden Hochschulgremien für die An­
gelegenheiten der Hochschule und ihrer 
Mitglieder verstärkt und für jeden deutlich 
gemacht werden. Dem entspricht die Be­
stimmung, daß die Amtszeit des Rektors 
und der Prorektoren sowie der Dekane 
und der Prodekane mit den Wahlperioden 
der Hochschulgremien übereinstimmen 
muß. 

Die tragenden Säulen der Hochschule sol­
len die Fakultäten bzw . in den Fach- und 
Kunsthochschulen die Fachbereiche sein. 
Damit soll zugleich der Atomisierung der 
Hochschule in einzelne Fachgebiete ent­
gegengewirkt werden. Allerdings ergibt 
sich daraus unvermeidlicher ein unter­
schiedlicher Homogenitätsgrad der Fakul­
täten. Daher gibt der Gestzentwurf den Fa­
kultäten, die mehrere Fachrichtungen (Fä­
cherkomplexe) umfassen, die Möglichkeit 
zur Bildung entsprechender Fachaus­
schüsse, die dem Fakultätsrat zugeordnet 
sind. Der Gesetzentwurf verwirklicht die in 
der Hochschuldebatte vielfach erhobene 
Forderung nach "starken Dekanen", In 
dem diesen klare Haushalts- und Perso-
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sie eine dreijährige Amtszeit mit anschlie­
ßendem Forschungsfreisemester und eine 
unterstützenden Verwaltungskraft vorge-
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sehen werden. Konsequenterweise ha­
ben auch alle Dekane Sitz und Stimme im 
Senat. 

Ein weiteres Charakteristikum des sächsi­
schen Gesetzesentwurfs ist eine klare Kom­
petenzverteilung zwischen Senat und Rek­
toratskollegium. Der Senat ist direkt oder im 
Zusammenwirken mit den Fakultäten für 
alle Fragen zuständig, die mit der Qualität 
und der Organisation der Lehre und For­
schung zusammenhängen, bis hin zur Stel­
lungnahme zu Berufungsvorschlägen und 
zur Bestätigung von Fakultätsordnungen. 
Das Rektoratskollegium ist dagegen für die 
gesamte Haushalts-, Investitions- und Per­
sonalplanung zuständig bis hin zur Neuzu­
weisung freiwerdender Professuren in der 
Hochschule. Es besteht aus dem Rektor 
und den auf dessen Vorschlag gewählten 
Prorektoren ("der Rektor und seine Mann­
schaft"), die unterschiedlichen Fakultäten 
angehören sollen. Dazu tritt der mit wichti­
gen Vollmachten ausgestattete Kanzler, der 
vom Minister mit Zustimmung des Rekto­
ratskollegiums und nach Anhörung des 
Senats für eine längere Amtszeit bestellt 

·wird.Während also der Senat als ein aka­
demisches Gremium gedacht ist, das zur 
Entscheidung von inhaltlichen Fragen das 
Fachprinzip und das Gruppenprinzip mit­
einander verbindet. könnte man das Rek­
toratskollegium mit dem Vorstand eines 
Unternehmens vergleichen, das sich in 
seinen Entscheidungen am Gesamtinter­
esse der Hochschule orientieren kann. 
Die Analogie könnte fortgesetzt werden in 
bezug auf das im Gesetzentwurf vorgese­
hene Kuratorium, das eine gewisse Ähn­
lichkeit mit einem Aufsichtsrat aufweist. Im 
Unterschied zu bestehenden Hochschul­
kuratorien in Deutschland soll es nicht aus 
lnteiessenvertretem oder Partei-und Vei­
bandsrepräsentanten, sondern ausschließ­
lich aus unabhängigen Persönlichkeiten 
aus Wirtschaft, Wissenschaft oder Verwal-
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tung bestehen, die Erfahrungen im Hoch­
schulleben haben, sich mit dieser Hoch­
schule verbunden fühlen, ihr aber nicht 
oder nicht mehr angehören. Die Kuratoren 
werden vom Minister im Einvernehmen 
mit dem Rektoratskollegium und nach An­
hörung des Senats ernannt. Das Kuratori­
um hat in erster Linie beratende und be­
wertende Funktion, in dem es das Rekto­
ratskollegium in der Wahrnehmung seiner 
Aufgaben unterstützt und auf die Durchfüh­
rung und Auswertung interner und vor al· 
lern externer Evaluationen achtet. Es kann 
aber auch, wenn es dies für notwendig er­
achtet. den vom Rektoratskollegium erar­
beiteten Haushaltsplan nach Anhörung von 
Senatsvertretern zurückweisen und den 
Minister zur Entscheidung anrufen. Diese 
Bestimmung erhält ihren Sinn 1n dem Ver· 
such des Gesetzentwurfes, trotz der schwie­
rigen Haushaltslage soweit wie möglich 
den Vorschlägen zur Flexibilisierung des 
Hochschulhaushaltes zu folgen und dar­
über hinaus Experimentierklauseln vorzu­
sehen, die für einzelne Hochschulen wei­
tergehende Modelle zur Erprobung er· 
möglichen 

Wer heute in Deutschland den Entwurf 
eines Hochschulgesetzes vorlegt, muß sich 
mit der Frage der Paritäten auseinander­
setzen. Diese Thema wird seit mehr als 
zwanzig Jahren über Gebühr strapaziert 
und gilt fälschlicherweise als Testfall für De· 
mokratieverständnis. Der Gesetzentwurf 
geht von der durch das Bundesverfas­
sungsgericht geforderten Professoren­
mehrheit aus. weil dies der vom Grundge­
setz garantierten Freiheit von Lehre und 
Forschung entspricht und weil eine Uni­
versität oder Hochschule, deren Professo­
ren nicht aufgrund ihrer persönlichen und 
fachlichen Eignung eine besondere Ver­
antwortung übertragen werden kann und 
muß, den Einsatz öffentlicher Gelder nicht 
lohnt und besser geschlossen werden 

50 

sollte. Das hat überhaupt nichts mit der 
immer wieder behaupteten Rückkehr zur 
Ordinarienuniversität zu tun. Ein solches 
Argument kann nur für den glaubwürdig 
sein, der die Beziehungen zwischen den 
Hochschulgruppen in marxistischen Klas· 
senkamplbegriffen interpretiert. Die alltäg· 
lieh in jeder Hochschule unschwer zu beo­
bachtende Wahrheit ist dagegen, daß die 
Hochschullehrer diejenige Gruppe sind, 
die in Gremien die geringste Geschlos­
senheit aufweist. Wahr ist allerdings auch. 
daß Professoren in der Versuchung ste· 
hen, motiviert durch Erkenntnisinteresse 
und Wunsch nach Anerkennung 1n der 
scientific community, ihr Engagement in 
der Forschung über das in der Lehre zu 
setzen. Dagegen helfen aber keine Gre­
m1enparitäten, wie alle Erfahrung lehrt, son­
dern konkrete Schritte im Interesse der 
Lehre. Diesem Ziel dienen eine Reihe von 
Regelungen im sächsischen Gesetzent­
wurf. Es sind dies erstens neben der be­
reits erwähnten präzisen Definition der 
dienstlichen Aufgaben und Verpflichtun­
gen Vorschriften zur Erhöhung des Stel­
lenwertes der Lehre bei Habilitationen und 
Berufungen, insgesamt also Regelungen, 
die sich auf den einzelnen Hochschulleh­
rer beziehen. Es ist dies zweitens die Bil­
dung von drittelparitätisch zusammenge­
setzten Studienkommissionen für jeden 
Studiengang. die der Erarbeitung und stän­
digen Kontrolle der Studienablaufpläneund 
der konsensorientierten Erörterung aller 
Fragen dienen, die mit dem ordnungsge­
mäßen Studienangebot zusammenhän­
gen. Hier soll auch die Erarbeitung der 
vom Fakultätsrat zu beschließenden Lehr­
berichte erfolgen, wobei die Einbeziehung 
der Ergebnisse von Befragungen der Stu­
denten über die Qualität der Lehrveranstal­
tungen ausdrücklich erwähnt wird. Stu­
diendekane als Beauftragte des Dekans, 
die für ihr Wirken eines besonderen Ver­
trauensverhältnisses zur Studentenschaft 
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bedürfen, verantworten im Zusammenwir­
ken mit den Studienkommissionen die be­
gleitende und beratende Unterstützung der 
Studenten im Studienprozeß. Die Studen­
ten haben das gesetzlich garantierte Recht, 
sich in Fällen eines nicht ordnungsgemä­
ßen Lehrangebots und Studienbetriebes 
beschwerdeführend an den zuständigen 
Studiendekan zu wenden und die Bera­
tung ihrer Beschwerde in der Studienkom­
mission zu beantragen. Die Einrichtung 
der Studiendekane und der Studienkom­
missionen sollen die gesetzlich fixierte Ver­
antwortung des Dekans und des Fakultäts­
rates durch ihre sich an den konkreten Stu­
dienproblemen orientierenden Arbeit stu­
dentennah untersetzen. 

Ziel des neuen Sächsischen Hochschul­
gesetzes ist die Wiederherstellung der aka­
demischen Selbstverwaltung und Eigen­
verantwortung der Universitäten und Hoch­
schulen als die der Freiheit von Lehre, Stu­
dium und Forschung angemessene recht­
liche Ordnung. Dies ist bereits in sich ein 
großer Wert, doch reicht ein solches Ziel 
nicht aus, um den Herausforderungen, 
denen sich die Hochschule in unserer Zeit 
gegenübersieht, gerecht zu werden. Um 
der akademischen Autonomie einen Sinn 
zu gehen, bedarf es der Kriterien der Hand­
lungsfähigkeit und Studienfreundlichkeit. 
Die Hochschule muß durch ihre Struktur 
handlungsfähig sein, um ihre Eigenverant­
wortung auch wahrnehmen zu können. 
Wer das Recht von Minderheiten, Entschei­
dungen von akademischen Gremien nach 
ideologischen Prinzipien blockieren zu 
können, für ein Kriterium von Hochschul-
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demokratie hält, entzieht der Hochschul­
autonomie den Boden und fördert faktisch 
die Einengung ihrer Freiräume durch Ver­
rechtlichung und Bürokratisierung. Die 
Hochschule muß stets beachten, daß sie 
innerhalb weniger Jahre über die Lebens­
chancen von Millionen junger Menschen 
entscheidet. Deren Erwartung lautet: Bil­
dung durch Wissenschaft für künftige Auf­
gaben und Chancen. Dieser Erwartung 
können und sollen natürlich auch Gre­
mienbeschlüsse dienen. Verwirklichen 
kann sich eine solche Erwartung nur im 
Hörsaal, im Labor, im Seminarraum. Es ist 
töricht, einen Gegensatz zu konstruieren 
zwischen den konkreten Zwecken eines 
Studiengangs und der Hochschule als Ort 
geistiger Auseinandersetzung, genau wie 
es töricht ist, einen Gegensatz zu konstru­
ieren zwischen der konkreten Forschung 
und dem menschlichen Erkenntnisdrang. 
Nur diejenige Hochschule wird als geisti­
ges Zentrum der Gesellschaft eine Rolle 
spielen können, die sich durch ihre Lei­
stungsfähigkeit in Lehre und Forschung 
Ansehen erworben hat. Weder der geisti­
ge Rang einer Hochschule noch die Qua­
lität ihrer Lehre und Forschung kann durch 
ein Hochschulgesetz installiert werden. 
Aber das Gesetz kann ein fördernder Rah­
men oder ein beengendes Reglement oder 
aber auch eine wohltönende Handrei­
chung für die Herbeiführung des Chaos 
sein. In der Wahl zwischen diesen Mög­
lichkeiten liegt seine Bewährungsprobe. 

Hans Joachim Meyer, Prof. Dr. phil., 
Anglist. ist Sächsischer Staatsminister für 

Wissenschaft und Kunst 
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Erich Hödl (Wuppertal): 

Finanzautonomie in NRW 
Erste Erfahrungen an der Bergischen Universität Gesamthochschule 

Wuppertal 

1. Deregulierung und Finanzautonomie 

Das enorme Anwachsen der Studieren­
denzahlen seit Ende der 70er Jahre und 
die wissenschaftspolitische Entscheidung 
des Offenhaltens der Hochschulen hat zu 
einer Überlast des tertiären Bildungssy­
stems geführt, die einen weiteren Ausbau 
in sächlicher und personeller Hinsicht un­
bedingt erforderlich macht. Angesichts der 
Finanznöte bei den öffentlichen Haushal­
ten sind aber auch Anstrengungen zur 
Erhöhung der Effektivität der vorhandenen 
Ressourcen notwendig, denn die Hoch­
schulen als Großorganisationen haben die· 
sem Gesichtspunkt in der Vergangenheit 
zu wenig Aufmerksamkeit geschenkt. Ver· 
ursacht wurde dies u.a. dadurch, daß sie 
eine spezifisch dezentrale Binnenstruktur 
und Leistungsmerkmale aufweisen, die für 
die herkömmlichen Kriterien der Wirtschaft­
lichkeit schwer zugänglich sind. Außer­
dem schafft die weitestgehend staatliche 
Finanzierung auf der Grundlage der kame-

ralistischen Haushaltsführung keine Anrei­
ze zu einer möglichst effektiven Mittelver­
wendung in den Bereich mit den dringen· 
sten Bedarfen. Hinzu kommt, daß die zu­
nehmenden Verrechtlichungen der öffenl· 
liehen Angelegenheiten und damit auch 
der Hochschulen, selbst dann, wenn ef­
fektive Mittelverwendungen angestrebt 
werden, erhebliche Dispositionsschranken 
darstellen. Daher bedarf es nachhaltiger 
Deregulierungen im Hochschulwesen im 
Bereich der Rechtssetzungen und der 
Haushaltsführung, die erst dann ihre Wirk­
samkeit entfalten können, wenn sie parallel 
betrieben werden. In einigen Bundeslän· 
dem hat eine Deregulierungsdiskussion in 
ersten Ansätzen begonnen, die auf der 
Haushaltsseite zunächst auf Modellversu­
che für mehr Finanzautonomie hinauslau­
fen. Eine vergleichsweise weitgehende Va­
riante wird in Nordrhein-Westfalen prakti· 
ziert. 

2. Der Modellversuch "Hochschule und Finanzautonomie" in Nordrhein­
Westfalen 

Seit Jahresbeginn 1992 läuft an der Ruhr­
Universität Bochum und der Bergischen 
Universität Gesamthochschule Wupper­
tal ein auf fünf Jahre befristeter Modellver­
such "Hochschule und Finanzautono­
mie". In dem e1wa einjährigen Diskussions­
vorlauf hatte vor allem der Finanzminister 
seine Bedenken gegenüber einem erwei­
terten autonomen Handlungsspielraum der 
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Hochschulen artikuliert. Die beiden Hoch· 
schulen können nunmehr in diesem Zeit­
raum selbständigere finanz- und personal· 
wirtschaftliche Entscheidungen treffen, die 
an jedem Standort innerhalb der einheitli· 
chen Rahmensetzungen individuell aus­
gestalte1 werden können. Dadurch soll er­
reicht werden, daß ausreichende Erfah· 
rungen über die Wirkungsweise der Fi· 
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nanzautonomie bei der nach fünf Jahren 
vorgesehenen Übertragung der Finanz­
autonomie auf alle Hochschulen in NRW 
vorliegen. 

Die beiden Hochschulen erhalten auch 
während der Versuchsdauer ihren vollen 
Etat und partizipieren weiterhin wie alle 
anderen Hochschulen an den, z.B. tariflich 
bedingten Erhöhungen und Sonderzuwei­
sungen. Allerdings ist die Übertragbarkeit 
von Finanzmitteln auf das nächste Haus­
haltsjahr vom Finanzminister nicht akzep­
tiert worden. Dennoch ergeben sich eine 
Reihe von autonomeren Finanzentschei­
dungen innerhalb der Hochschulen: 

{a) Im Rahmen des Modellversuchs be­
steht zwischen den einzelnen Titeln eine 
weitgehende Deckungsfähigkeit. Insbeson­
dere kann zwischen den Titelgruppen 4, 5. 
und 8 fast durchgehend umgeschichtet 
werden. Baumaßnahmen und die Biblio­
theksmittel sind nicht einbezogen. 

(b) Die Deckungsfähigkeit besteht auch für 
die Personalausgaben. Für unbesetzte 
Stellen wird der Hochschule ein pauscha· 

ler Betrag zugewiesen, den sie im Rah· 
men der erweiterten Deckungsfähigkeit 
verwenden kann. 

(c) Bei der Verwendung von eingesparten 
Mitteln aus dem Personal• und Sachbe­
reich können auf fünf Jahre befristet 5% 
mehr temporäre Personalstellen geschaf· 
fen werden und ebenso können aus den 
Personalmitteln Sachausgaben getätigt 
werden. 

(d) Die Mehreinnahmen, die die Hoch· 
schule· z.B. Gasthörergebühren, Hörsaal· 
vermietung - erwirtschaftet, müssen nicht 
mehr an das Land abgeführt werden. son• 
dern verbleiben der Hochschule zur eige­
nen Disposition. 

(e) Die Haushaltsführung auf Landesebe­
ne wurde durch Zusammenlegung der 
Titel auf einige wenige vereinfacht, d.h. 
"Rumpfkapitel" gebildet und durch Beila· 
gen ergänzt. Um die Vergleichbarkeit mit 
anderen Hochschulen zu sichern und die 
Veränderungen der Finanzströme beob­
achten zu können, wird auf Hochschule· 
bene das bisherige, stark gegliederte Titel· 
gerüst verwendet. 

3. Erste Erfahrungen mit der Finanzautonomie In Wuppertal 

An der Bergischen Universität Gesamthoch­
schule Wuppertal wurden bereits In der 
Vorlaufphase während des Jahres 1991 
die mögliche Handhabung des Modellver­
suchs innerhalb der Hochschule einge­
hend diskutiert und interne Durchführungs­
grundsätze erarbeitet. Diese waren bei den 
abschließenden Verhandlungen mit dem 
MWF von Bedeutung, weil aufgrund feh· 
lender Erfahrungen erst dadurch abseh­
bar war, welche Veränderungen im Ent­
scheidungsverhalten der Gremien und bei 
den Finanzströmen eintreten könnten, 
Beispielsweise war nicht einschätzbar, ob 
die Entscheidungsfreiheit zur Nichtbeset· 
zung von Stellen führt und dafür verstärkt 
Gerätebeschaffungen erfolgen oder um-
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gekehrt. Weiter war vorab zu berücksichti· 
gen, in welchen Umfang die Fachberei­
che und Zentralen Einrichtungen ihre Aus­
gabengestaltung kurzfristig oder auf län· 
gerfristige Projekte orientieren, die über 
mehr als ein oder zwei Jahre sukzessive zu 
finanzieren sind. Außerdem war die Auftei­
lung der Mittel, die aus der Pauschalzuwei­
sung für unbesetzte Stellen zufließen, zwi· 
sehen Fachbereichen bzw. Zentralen Ein­
richtungen und dem Rektora1 festzulegen. 
Damit entstand auch für das Rektorat die 
Frage, unter welchen Bedingungen aus 
der entstehenden Rektoratsreserve Pro­
jekte der Fachbereiche mitfinanziert wer· 
den sollen oder hochschulübergreifende 
Projekte, die wiederum kurz- oder mittelfri-
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stig sein können, realisiert werden sollen. 
Und schließlich war einzuschätzen, ob die 
Verwaltungskapazitäten auf allen Ebenen 
der Hochschule dem bereits absehbaren 
zusätzlichen Abwicklungsaufwand bewäl­
tigen können. 

Aufgrund der Antizipation dieser potentiel­
len Veränderungen wurden in allen Gre­
mien die Durchführungsgrundsätze disku­
tiert und gemeinsamen mit Ausführungs­
hinweisen den Fachbereichen und Zen­
tralen Einrichtungen als Dispositionsrah­
men vorgegeben. Im abgelaufenen Jahr, 
das - nicht zuletzt wegen des erst im März 
1992 erfolgten faktischen Anlaufens - teil­
weise noch als Anlaufphase zu betrachten 
ist, ergaben sich folgende Erfahrungen: 

(a) Eine generelle Bewegung der bisheri­
gen Finanzmittel von den Personalausga­
ben zu den Sachausgaben ist nur in gerin­
gem Umfang feststellbar, d.h. es ist keine 
erkennbare Grundtendenz zur Nichtbeset­
zung von Stellen vorhanden. Die Schaf­
fung von zusätzlichen temporären Stellen 
bewegt sich noch deutlich unter der vorge­
gebenen Grenze von 5% der gesamten 
Planstellen. 

(b) Aufgrund der Ausfinanzierung der un­
besetzten Stellen mit Pauschbeträgen, 
werden die dadurch verfügbaren Mittel 
vorwiegend für bestehende Engpässe bei 
den Hilfskraftstellen und in geringerem 
Umfang für Sachmittelausgaben, insbeson­
dere im DV-Bereich getätigt. Die Ausga­
ben erfolgen vorwiegend zur Verbesse­
rung der Lehrbedingungen. 

(c) Der Aufwand der zentralen Hochschul­
verwaltung für die Abwicklung des Modell­
versuchs nimmt vor allem im Haushaltsde­
zernat und auch im Personaldezernat er­
heblich zu. Daher mußten - teils ohnedies 
bestehende - Personalengpässe durch 
die Schaffung von zusätzlichen temporä­
ren Verwaltungsstellen vermindert werden. 

(d) Die Fachbereiche haben ihre Ausga­
benstruktur vor allem zur Beseitigung von 
akuten Engpässen verändert. Längerfristi­
ge Projekte wurden nur in Ausnahmefällen 
und zunächst nur bei finanzieller Unterstüt­
zung durch zusätzliche Rektoratsmittel in 
Angriff genommen. 

(e) Das Rektorat konnte durch die restrikti­
ve Haltung bei der Mitfinanzierung von 
kleineren Fachbereichsprojekten einige 
größere fachbereichsübergreifende, teils 
mehrjährige Projekte (z.B. Einrichtung ei­
nes neuen Studienganges) in Angriff neh­
men. Der größere Teil der Rektoratsmittel 
mußte jedoch für die Beseitigung der viel­
fachen, über längere Zeit aufgelaufenen 
kleinere Defizite verwendet werden, die in 
den nächsten Jahren zurückgehen dürf­
ten. 

(f) Ein erhebliches Problem ist die fehlen­
de Übertragbarkeit der eingesetzten Mittel 
auf das nächste Haushaltsjahr. Da dies für 
alle Ebenen der Hochschule gilt, mußte es 
fast unverändert zu den üblichen Schwie­
rigkeiten der Haushaltsabwicklung am Jah­
resende kommen. In gewissem Umfang 
erfolgte eine gegenseitige "Kreditverga­
be" zwischen den Fachbereichen, die die 
Verausgabungsprobleme am Jahresende 
aber kaum verringert haben. 

4. Grenzen und Entwicklungsmöglichkeiten 

Der Modellversuch hat sich - soweit dies 
nach dem ersten Jahr beurteilt werden 
kann - fast durchgehend bewährt. Das 
weitaus wichtigste Defizit ist die Nicht-Über­
tragbarkeit der Mittel in das nächste Haus-
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haltsjahr. Dadurch wird auch der mögliche 
Planungshorizont der Fachbereiche, Zen­
tralen Einrichtungen und des Rektorates 
eingeschränkt. Die hochschulinterne "Kre­
ditvergabe" als ein schmaler Ausweg, dürfte 

hochschulc ost apr. 1993 

kaum eine Linderung bringen, weil selbst 
bei einer kohärenten jahresweisen Ausga­
benplanung die Nichtverausgabung von 
Mitteln erst gegen Jahresende abschätz­
bar ist und die potentiell kreditnehmenden 
Fachbereiche ihre Planungen nicht kurz­
fristig darauf abstimmen können. Gleiches 
gilt für die Beziehungen zwischen den 
Fachbereichen und dem Rektorat. Ein 
Ausweg wäre eine begrenzte Übertrag­
barkeit der Mittel im Umfang von nicht mehr 
als 1 % des Hochschulhaushaltes, weil da­
mit auch die Befürchtungen von größeren 
Haushaltsverschiebungen seitens des Fi­
nanzministers ausgeräumt wären. 

Als zweites Problem ist der steigende Per­
sonalbedarf der zentralen Hochschulver­
waltung im Haushalts- und Personaldezer­
nat zu nennen, der auch nach einer länge­
ren Versuchsphase nur geringfügig zu­
rückgehen dürfte. Der gegenwärtige Ver­
waltungsaufwand in den Fachbereichen 
dürfte dagegen mit zunehmender Erfah­
rung und mit Hilfe des verstärkten DV­
Einsatzes zurückgehen. 

Der Gremienaufwand auf den dezentralen 
Ebenen hat nicht wesentlich zugenom­
men, weil im ersten Jahr noch mehr ad­
hoc-Entscheidungen als jahresbezogene 
Planungen erfolgten. Die künftig stärker 
planerische Gestaltung wird aber auch in­
tensivere Diskussionsprozesse über die 
Prioritäten auslösen. Die dadurch entste­
henden Konflikte. die im ersten Jahr noch 
kaum aufgetreten sind, könnten aber bei 
entsprechender Kompromißbereitschaft 
einen Impuls zur effektiveren Verwendung 
der Mittel nach dringenden Bedarfen aus­
lösen. Dieses Ziel dürfte aber erst frühe­
stens in ein bis zwei Jahren erreicht wer­
den. 
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Das Rektorat gewinnt durch die vergrößer­
te Rektoratsreserve, die es durch die Auf­
teilungsquoten zwischen dezentralen Ein­
heiten und dem Rektorat beeinflussen 
kann, mehr Handlungsspielräume. Da­
durch steigt auch die Verantwortung für die 
Hochschulentwicklung, weil sie die Pro­
jekte der Fachbereiche durch deren Mitfi­
nanzierung beeinflussen kann und geeig­
nete hochschulweite Projekte auswählen 
muß. Die Finanzautonomie erfordert daher 
klarere Vorstellungen über die mittelfristige 
Hochschulentwicklung. 

Indem die Finanzautonomie, auch in der 
Fenn des Modellversuches in Nordrhein­
Westfalen, deutlich mehr Entscheidungs­
freiheit für die Hochschule bedeutet, neh­
men auch die Gestaltungsaufgaben zu. 
Nach den bisherigen Erfahrungen wirkt 
sich diese Autonomie und die steigende 
Verantwortung günstig auf die Effektivität 
der Mittelverwendung aus. Sie kommt aber 
wegen der für die Studierendenzahlgene­
rell völlig unzureichenden Mittelzuweisun­
gen nicht voll zum Tragen. Ein besonders 
störender Faktor ist hierbei, daß die zusätz­
lichen Ressourcen den Hochschulen in 
Fonn von Sonderprogrammen u.ä. zuflie­
ßen, die kaum im voraus von den Hoch­
schulen abschätzbar sind und die Entwick­
lungsvorstellungen durchkreuzen können. 
Daher ist das skizzierte Konzept der Finan­
zautonomie zwar ein wichtiger Baustein für 
mehr Autonomie der Hochschulen, er muß 
aber ergänzt werden durch einen Abbau 
der ad-hoc-Sonderprogramme und eine 
weitgehende rechtliche Deregulierung. 

Erich Hödl, Prof. Dr. rer.pol., Volkswirt­
schaftler, ist Rektor der Bergischen 
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THEMA 111: Verbände(-Schicksale) 
im Osten - Teil 1 

In Ostdeutschland gab bzw. gibt es fünf verschiedene Arten von Be­
rufsvereinigungen im Wissenschaftsbereich bzw. wissenschaftlichen 
Gesellschaften: (a) bereits in der DDR existierende und mit dieser 
eingegangene, (b) gleichfalls schon in der DDR bestehende und 
anschließend mit dem/einem westdeutschen Pendant fusionierte Ver­
einigungen, (c) auch in der DDR existierende und nach deren Ende bis 
heute (und darüber hinaus) fröhlich weiterbestehende Organisationen, 
(d) nach dem Herbst' 89 gegründete und zwischenzeitlich wieder auf­
gelöste sowie (e) ebenfalls nach dem Herbst '89 gegründete und aber 
fortexistierende Vereinigungen. Wir stellen in den nächsten Heften 
einige dieser Organisationen in Selbstdarstellungen vor. Heute begin­
nen wir die Artikelserie mit einem Beispiel für Variante (c): Die Kammer 
der Technik als Berufsverband von Ingenieuren und Ingenieurwissen­
schaftlern war bereits in der DDR eine sehr aktive Vereinigung (keine 
"Kammer" im organisationsrechtlichen Sinne) und behauptet sich als 
/ngenieurtechnischer Verband KOT e. V. erfolgreich in den neuen 
Verhältnissen. 

Heinz Zenker (Berlin): 

Der INGENIEURTECHNISCHE VERBAND KOT e.V. 

Tradition und Perspektiven 

Ein neuer Anfang 

Die ehrenamtlich, technisch-wissenschaft­
liche Gemeinschaftsarbeit hat in Deutsch­
land eine große Tradition für die Entwick­
lung der Technik. Der Verdienst, sie orga­
nisiert zu haben, kommt den technisch­
wissenschaftlichen Vereinen zu. 

Nach dem 2. Weltkrieg zeigte sich in der 
sowjetisch besetzten Zone Deutschlands 
auf technisch-wissenschaftlichem Gebiet 
eine völlige leere. Die technisch-wissen­
schaftlichen Vereine wurden hier, auf der 
Grundlage des Gesetzes Nr. 2 des Alliier-
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ten Kontrollrates, für ungesetzlich erklärt 
und waren somit der Auflösung verfallen. 
Ausgehend von dieser Situation bereite­
ten engagierte Ingenieure die Bildung ei­
nes Ingenieurvereins auf dem Gebiet der 
sowjetisch besetzten Zone vor. Am 2. Juli 
1946 wurde mit Genehmigung der sowje­
tischen Militärverwaltung die Kammer der 
Technik (KOT) gegründet, mit der Berech· 
tIgung, eine eigene Zeiischritt herauszu­
geben. 

Mit der Gründung der KOT wurde eine 
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Organisation geschaffen, die einerseits ihre mitglieder sahen die wichtigsten Aufgaben 
freiwillige technisch-wissenschaftliche Tä- im Verbreiten der Ergebnisse von Wissen-
tigkeit uneingeschränkt in den Dienst des schaft, Forschung und Praxis, im Aktivie-
Friedens und Fortschritts der Zivilisation ren der Forschung in in der praktischen 
und Kultur stellte, andererseits die Erfolge Auswertung ihrer Ergebnisse sowie in der 
und guten Traditionen deutscher Ingenieur- fachlichen Einflußnahme auf Lehrpläne 
arbeit weiterführen sollte. Die Gründungs- und Lehraufträge der Bildungsstätten. 

Die Leistungen 

Seit Gründung der KOT hat sich die festge- und ist die Förderung der wissenschaft-
legte Zielstellung nicht verändert. Sie war lieh-technischen Arbeit, insbesondere der 
auch in der ehemaligen DDR Inhalt der interdisziplinären Zusammenarbeit sowie 
Arbeit.DarüberhinauskonntedermitGrün- der Aus- und Weiterbildung auf dem Ge-
dung der KOT postulierte Grundsatz, ohne biet der technischen Wissenschaften. 
parteipolitische Bildung im Interesse der In Umsetzung dieser Tätigkeitsfelder wur-
Wissenschaftler und Ingenieure zu wirken, den beispielsweise 1988 durch die KOT 
in vielfältiger Weise bewahrt werden. 3.545 Lehrgänge mit 93.790Teilnehmem, 
Natürlich unterlag der Verband, w,e übri- besonders zur Mikroelektronik, zu CAD/ 
gens alle Verbände und Organisationen in CAM, zur Meß- und Automatisierungstech-
der ehemaligen DDR. einem Parteieinfluß. nik, zur Biotechnologie, zu neuen Werk-
Es gab keinen gesellschaftlichen Bereich, stoffen, zur Energieökonomie, zur Quali-
derhiervon nicht betroffen war. Doch konnte tätssicherung und zum Umweltschutz 
sich die KOT diesbezüglich einen relativ durchgeführt. Im gleichen Jahr fanden 461 
großen Freiraum für ihre fach kompetente wissenschaftliche Tagungen und Kongres-
Arbeit bewahren, denn der wissenschaft- se mit 72.720 Teilnehmern, zum Teil mit 
lieh-technischen Intelligenz wurde durch internationaler Beteiligung, zu wissenschaft-
das alte System nur wenig politische Be- lieh-technischen Fragen o.g. Komplexe 
deutung beigemessen. Der KOT wurde statt. Dabei hat die KOT immer vermieden, 
somit in der DDR eine untergeordnete Rolle We,terbildungsmaßnahmen und Erfah-
zugewiesen. und sie erhielt deshalb auch rungsaustausche mit politischem Inhalt 
keine finanziellen Zuwendungen vom durchzuführen. 
Staat. 

Viele Angehörige der technischen Intelli­
genz erkannten dies. wurden Mitglied der 
KOT und sahen Möglichkeiten, technische 
und wissenschaftliche Fragen ohne Be­
vormundung unter Fachkollegen zu erör­
tern, Erfahrungen auszutauschen und Er­
gebnisse einer Lösung zuzuführen. Hier 
bot die Kammer der Technik eine echte 
Alternative zum herrschenden politischen 
System. Die KOT hatte im März 1990 297 .000 
Mitglieder (etwa 30 % aller Ingenieure). Die 
Freiwilligkeit der Mitgliedschaft und Mitwir­
kung im Verband war und ist Grundsatz 
ihrer Tätigkeit. 

Das Hauptfeld der Tätigkeit der KOT war 
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Darüber hinaus war die KOT stets um eine 
internationale techn 1sch-w1ssenschaftliche 
Wirksamkei1 bemüht. Sie war Mi1glied in 17 
internationalen nichtstaatlichen Organisa­
tionen. Die seitens der KOT durchgeführ­
ten internationalen Kongresse und Sym­
posien erhielten eine hohe Wertschät­
zung. Mit diesen Veranstaltungen wurde 
versucht, eine fachliche Isolierung gegen­
über westlichen Ländern für die Wissen­
schaftler und Ingenieure der DDR zu ver­
hindern. 

Durch die KOT wurden 17 Fachzeitschrif­
ten herausgegeben. 

Das persönlich engagierte, ehrenamtliche 
Wirken lausender Mitglieder der KOT in 
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elektronik, der Meß- und Automatisierung­
stechnik und dem Umweltschutz. die kei­
nerlei Beachtung fanden. 

Eine Umsetzung dieser fachlich fundierten 
Emplehlungen gelang auch deshalb nicht, 
weil die KOT nicht. wie viele andere Orga­
niisationen, In der damaligen Volkskam­
mer vertreten war und damit auch keinen 
politischen Einfluß geltend machen konn-

Betrieben, Einrichtungen und in KOT-Fach­
gliederungen verhinderte noch größere 
Fehlentwicklungen und Schäden auf tech­
nisch-wissenschaftlichem Gebiet. In vielen 
Fällen war dieses Engagement mlt per­
sönlichen Nachteilen, Auseinandersetzun­
gen, Enttäuschungen und anderen Bela­
stungen verbunden. Wiederholt wurden 
der Regierung Stellungnahmen, Gutach­
ten, Empfehlungen und Forderungen un-
terbreitet, so z.B. auf dem Gebiet der Mikro- te. 

Die Wende 

Die Wende wurde auch von der KOT aktiv 
mitgetragen (zu Themenschwerpunkten 
war beispielsweise auch die KOT Teilneh­
mer des Runden Tisches in Berlin). Mit 
fachlicher Kompetenz hat sie in Vorberei­
tung und Durchführung von wissenschaft­
lich-technischen Aufgaben mitgewirkt. 

Auf dem außerordentlichen Kongreß im 
März 1990 wurden die Aufgaben des Ver­
bandes für den zukünftigen Zeitraum, ent­
sprechend der völlig neuen Situation für 
uns, abgesteckt, ein neues Statut beschlos­
sen und ein Führungsgremium, das Präsi­
dium der KOT, gewählt. 

beit aktiv am Neuaufbau bzw. der Umprofi­
lierung der Wirtschaft beteiligt und somit 
ihre Potenzen im marktwirtschaftlichen Auf­
bau auf dem Gebiet der ehemaligen DDR 
einbringt. Gleichzeitig wurde die Aufgabe 
gestellt, die Berufsinteressen ihrer Mitglie­
der zu vertreten. das gesellschaftliche An­
sehen der Ingenieure in Wirtschaft. Staat 
und Gesellschaft zu fördern und sich für 
eine leistungsgerechte Anerkennung ih­
rer Tätigkeit einzusetzen. 

In den zurückliegenden rund drei Jahren 
nach der Wende hat sich die KOT zu ei­
nem anerkannten Ingenieurverband ent­
wickelt, der mit seinem großen Potential an 
Fachkompetenz in der Lage ist, an der 
marktwirtschaftlichen Umgestaltung in den 
neuen Bundesländern maßgeblich mitzu-

Es wurde das Ziel formuliert, die Kammer 
der Technik in kurzer Zeit zu einem Ver­
band zu profilieren, der sich durch neue 
Formen der fachlichen Gemeinschaftsar- wirken. 

Das neue Profil 

Gegenwärtig gehören dem lngenieurtech­
nischen Verband KOT e. V. (der neue Name 
des Verbandes wurde auf dem ordentli­
chen Kongreß ider KOT im Februar 1992 
beschlossen) mehr als 100.000 Ingenieu­
re, Techniker, Technikwissenschaftler un­
terschiedlichsterFachdisziplinen sowie Be­
triebs- und Volkswirte vor allem in den 
neuen Bundesländern an. 

Durch seine fachliche Orientierung mit sei­
nen 15 zentralen Fachgliederungen und 
seiner regionalen Gliederung in 15 Regio­
nalverbände verfügt der lngenieurtechni­
sche Verband KOT über das gesamte 
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Spektrum der Ingenieurtätigkeit umfasse~­
de Arbeitsstrukturen, die die Grundlage fur 
ein fachkompetentes, disziplinäres und in­
terdisziplinäres Wirken bieten. 

Über die umfangreiche eigene Weiterbil­
dung des Verbandes wird dieses Wirken 
besonders sichtbar. So trägt die KOT dazu 
bei, daß 
- sich vor allem die Chancen der Ingenieu­
re in den neuen Bundesländern, eine ih­
ren Qualifikationen und Erfahrungen ent­
sprechende Arbeit zu finden, verbessern, 
- sich ihnen neue Tätigkeitsfelder eröffnen 
und 
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- ihnen qualitativ hochwertige und kontinu­
ierliche Weiterbildung in dem betreffen­
den Fach- und Tätigkeitsgebiet zu akzep­
tablen Konditionen ermöglicht wird. 

Das Ziel der beruflichen Weiterbildung der 
KOT besteht in der 
- Verbesserung der Qualifikation der Mitar­
beiter, vor allem der Ingenieure und T ech­
niker, 
- Förderung ihrer beruflichen und persön­
lichen Entwicklung, 
- Erhöhung ihrer Mobilität und Flexibilität, 
- Verbesserung ihrer Motivation, Kreativität 
und Eigeninitiative, 
- Vorbereitung von Mitarbeitern zur Wahr­
nehmung von Leitungsfunktionen, 
- Förderung des Nachwuchses. 

Das inhaltliche Profil der Weiterbildung wird 
durch folgende Rahmenbedingungen be­
stimmt: 
- Zur Überwindung der Wissensdefizite auf 
der berufspraktischen Ebene beitragen; 
- Vermittlung neuester wissenschaftlich­
technischer Erkenntnisse; 
- Vermittlung von Schlüssel- und Transfer­
qualifikation; 
- Vermittlung von Kenntnissen aus den 
Bereichen der Wirtschafts-, Sozial- und 
Rechtswissenschaften: 
- Durchführung von attraktiven Sprachkur-
sen; 

- Vermittlung von EG-Rechtsvorschriften 
und -normen. 

Dozenten aus den alten, aber auch aus 
den neuen Bundesländern vermitteln den 
Teilnehmern in Lehrgängen, Seminaren. 
Symposien, Fachtagungen und Kongres­
sen ein anspruchsvolles Wissen. 

Dem Aufbau einer neuen Forschungs­
landschaft besonders in den neuen Bun­
desländern widmet die KOT eine hohe 
Aufmerksamkeit. Bei allen bereits erreich­
ten Fortschritten auf diesem Gebiet wird 
der Aufbau durch eine Reihe von Proble­
men und Hemmnissen erschwert. So se­
hen Unternehmen aus den alten Bundes­
ländern oftmals ihr Ziel in der Ausschaltung 
ostdeutscher Forschungskonkurrenz bzw. 
in der Nutzung der Produktionsstätten als 
"verlängerte Werkbank" ohne Forschung 
bzw. in der Vermarktung von Forschungs­
immobilien. Von Ausnahmen abgesehen, 
werden in der Regel beim Kauf ostdeut­
scher Betriebe durch Unternehmen aus 
den alten Bundesländern nur Forschungs­
stellen mit Spitzenniveau übernommen. 
Eine große Anzahl von Beschäftigten in 
Forschung und Entwicklung werden frei-

• gesetzt. Die Arbeitsbeschaffungsmaßnah­
men (ABM) als eine wichtige Überbrük­
kungshilfe reichen aber bei weitem nicht 
aus. 

Zukunftsorientiert 

Aus ernster Sorge um die für die internatio­
nale Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands 
zwingend erforderliche einheitliche, lei­
stungsstarke Forschungslandschaft sowie 
um die weitere berufliche Existenz einer 
großen Anzahl kreativer Forscher und In­
genieure unterbreitete deshalb der lnge­
nieurtechnische Verband KOT dem Bun­
destagsausschuß für Forschung, Tech­
nologie und Technikfolgenabschätzung 
folgende Vorschläge zur Einbeziehung in 
seine parlamentarische Tätigkeit: 

1. Im Interesse einer effizienten Integration 
der ostdeutschen Forschung in das ge-
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samtdeutsche Forschungssystem sowie 
der Erreichung des Forschungsgleichstan­
des gegenüber den alten Bundesländern 
erweist sich eine sinnvolle Verzahnung 
der Potentiale beider Seiten, unter Beach­
tung der jeweiligen Stärken und Schwä­
chen, nach einheitlichem Maßstab als un­
umgänglich. 

Abhängig von den Evaluierungsergebnis­
sen sollte deshalb durch den Wissen­
schaftsrat sowie die Länderregierungen 
darauf Einfluß genommen werden, daß 
dort, wo ostdeutsche Forschungsinstitute 
ein höheres Niveau als analoge westdeut-
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sehe Einrichtungen bzw. neue For­
schungsgebiete aufweisen, diese künftig 
als Hauptträger der betreffenden Forschung 
fungieren. 

2. Besonders dringlich erscheint, daß 
seitens des ßMFT solche Rahmenbedin­
QUngen geschaffen werden, die für eine 
Ubergangsphase (2 bis 3 Jahre) geeignete 
finanzielle Überbrückungshilfen zur institu­
tionellen Förderung positiv bewerteter For­
schungseinrichtungen zur unmittelbaren 
Projektförderung und zum Erhalt vorhan­
dener Kernbestandteile der Industriefor­
schung nach vorzugebenden Prioritäten 
sowie nach strengen marktwirtschaftlichen 
Zwängen (kommerzieller Nutzen) in den 
neuen Bundesländern ermöglichen. Dazu 
sollte die Errichtung eines Sonderfonds 
aus Mitteln des Bundes, der Länder sowie 
aus Privathand • evtl. im Rahmen einer 
Stiftung - erwogen werden. Diese finanzi­
elle Stützung sollte solange beibehalten 
werden, bis sich die ostdeutsche Wirtschaft 
wieder stabilisiert hat und die Integration 
sich selbsttragender Forschungseinrich­
tungen abgeschlossen ist. 

3. Besonderer Handlungsbedarf besteht. 
um für die freiwerdenden Forscher, Ent­
wickler und Ingenieure durch eine ent­
sprechende Modifizierung und Erweite­
rung der ABM-Strukturen seitens der Bun­
desanstalt für Arbeit neue, zukunftsträch­
tige Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaf­
fen sowie gleichzeitig die Fortführung hoch· 
wertiger Forschung zu fördern. Der lnge­
nieurtechnische Verband KDT erklärt sich 
bereit, verstärkt mit als Initiator und Träger 
von ABM-Fördergesellschaften für For­
scher und Ingenieure zu wirken. 

4. Um für die in größerer Anzahl freiwer­
denden Forscher, Entwickler und Inge­
nieure eine umfassende, von den Arbeits­
ämtern geförderte Umschulung für neue, 
zukunftstiächtige Ingenieurtätigkeiten und­
Beschäftigungen auszubauen, bedarf es 
einer wesentlichen Erweiterung bestehen­
der Qualifizierungsgesellschaften bzw. der 
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Bildung spezieller (möglichst regionaler) 
Ingenieur-Qualifizierungs- bzw. Beschäfti­
gungsgesellschaften. Der lngenieurtech­
nische Verband KDT ist unter Nutzung 
seiner umfassenden Weiterbildungsmög­
lichkeiten sowie Kenntnis der spezifischen 
ostdeutschen Probleme In der Lage, die 
Trägerschaft solcher lngenieur-Qualifizie­
rungsgesellschaften zu übernehmen. 

5. Um ostdeutsche Unternehmen und 
Hochschulen in der Phase der Auftrags­
vorbereitung für die Mitarbeit an Förder­
projekten konkrete Unterstützung zu ge­
ben, wäre es vorteilhaft, wenn evtl. beim 
BMFT oder einer anderen Einrichtung eine 
zentrale Informationsmöglichkeit geschaf­
fen würde. die auf Anfrage Anregungen 
und Orientierungen über laufende For­
schungsvorhaben bzw. "weiße Flecken" 
bei Förderprojekten gibt. 

Die Situation in der Forschungslandschaft 
der neuen Bundesländer bewegt den ln­
genieurtechnischen Verband KDT auch 
aus der Sicht besonders, daß ein Großteil 
unserer Mitglieder dort tätig war, ist bzw. es 
sein wird. Die Forschung darf nicht zur 
Verliererin der deutschen Einheit werden. 

Der lngenieurtechnische Verband KDT hat 
alle Voraussetzungen, in enger Zusam­
menarbeit mit seinen zentralen Fachglie­
derungen und der damit vorhandenen 
fachlichen Kompetenz, eine befruchtende 
iWirkung auf nahezu allen Fachgebieten 
auszuüben. Eine besondere Bedeutung 
in Richtung marktwirtschaftlicher Aufbau in 
den neuen Bundesländern kommt hier der 
Förderung von Forschungs-GmbH's, in­
novativer kleiner und mittlerer Unterneh­
men, von Ingenieurbüros und freiberuflich 
Tätigen zu. 

Die Aktivitäten des lngenieurtechnischen 
Verbandes KDT erfolgen vorwiegend 
rl11r,-.h 
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- fachliche Beratung und Unterstützung bei 
der Bildung und effektiven Tätigkeit von 
Ingenieurbüros sowie technologieorientier 
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ten mittelständischen Unternehmen in den 
Formen von Existenzgründerseminaren, 
Erfahrungsaustauschen, G utachtertätigkei­
ten im Rahmen von Existenzgründungen 
(seit 1990 wurden z. 8. 8000 Ingenieure 
und Betriebswirte mit den betriebswirtschaft­
lichen Grundlagen zur Gründung und für 
eine effektive Tätigkeit von Ingenieurbüros 
vertraut gemacht); 
• Initiierung von Anfragen an den Bundes­
tag über Probleme der ostdeutschen Indu­
strieforschung, u.a. zur Aufarbeitung sowie 
Nutzung der Patentschriften der ehemali­
gen DDR: 
• Weiterbildung auf dem Gebiet des Mana­
gements und der Kreativitätsförderung, u.a. 
in den Formen von Erfinderschulen, Krea­
tivitätsseminaren und Trainingskursen; 
• Mitarbeit an Förderprojekten bzw. Über­
nahme von Trägerschaften für vom Bun­
desministerium für Wirtschaft, vom Bun­
desministerium für Forschung und Tech­
nologie sowie von Fachministerien einzel­
ner Bundesländer Ostdeutschlands geför­
derte Einzelprojekte auf den Gebieten 
• Technikfolgenabschätzung 
• Qualitätsmanagement 
• Instandhaltung und Modernisierung von 
kleinen und mittleren Unternehmen sowie 
• Energieanwendung; 
• Unterstützung beim Aufbau und der Ar­
beit von Technologie- und Innovations· 
zentren durch 
• Konsultationen 
• Bildungsmaßnahmen 
• Gutachten sowie 
• Mitträgerschaft (Der lngenieurtechnische 
Verband KOT ist beispielsweise Mitträger 
des Frankfurter Innovations- und Technik· 
zentrums (FIT) und arbeitet eng mit den 
Zentren in Magdeburg, Neubrandenburg 
und Eberswalde zusammen); 
- Gutachtertäligkeit für einzelne Landesre­
gierungen der neuen Bundesländer in 
Zusammenarbeit mit anderen Erfahrungs­
trägern, wie Unternehmerverbänden 
• zur wirtschaftlichen Umstrukturierung der 
Region (Mecklenburg-Vorpommern) 
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• zur Technikfolgenabschätzung (Sachsen­
Anhalt) sowie 
*zum Aufbau marktfähiger mittelständischer 
Unternehmen (Sachsen); 
• Ausschreibungen zur Innovationsförde­
rung, wie 
• die Ausschreibung des Fachverbandes 
Maschinenbau zur Förderung und Ver­
wertung neuer Produktideen 
sowie durch 
• Konsultations· und Gutachtertätigkeit im 
Rahmen des Programms des Bundesmi· 
nisteriums für Forschung und Technolo­
gie "Jugend forscht". 
Zum Tätigkeitsfeld des lngenieurtechni­
schen Verbandes KOT gehören aber auch 
solch wichtige Gebiete, wie 
• die Anbahnung und Unterstützung von 
Fachkontakten im internationalen Rahmen, 
insbesondere im West/Ost-Technologiet­
ransfer sowie die Durchführung von natio­
nalen und internationalen Kongressen; 
• die Durchführung von Fachmessen und 
Ausstellungen; 
• die Erarbeitung von technischen Normen 
und Vorschriften sowie 
• Maßnahmen zur Wahrung der fachlichen 
Interessen der Mitglieder des Verbandes. 
(Der Beschluß der Kultusministerkonferenz 
vom 2. 10. 1991 zur gleichwertigen Aner­
kennung der Ingenieurabschlüsse der 
Fachschulen der ehemaligen DDR sowie 
zur relativ einfachen Möglichkeit einer Nach­
diplom ierung ist beispielsweise auch als 
ein Erfolg unseres beharrlichen Wirkens 
zu werten.) 

In dieser gesamten Tätigkeit stützt sich der 
lngenieurtechnische Verband KOT in un­
terschiedlichen Formen auf eine vertrau­
ensvolle und gleichberechtigte Zusam­
menarbeit mit erfahrenen Partnern aus den 
alten und neuen Bundesländern. Zu ihnen 
gehören der Verband Beratender Inge­
nieure, der Verband freier Berufe, der Deut· 
sehe Erfinderverband, wissenschaftliche 
E,inrichtungen der Fraunhofer-Gesell­
schaft, das Kernforschungszentrum Karls­
ruhe, das Batelle-lnstitut, die Beckmann-
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Akademie, CIM-TransferCentren, der TÜV 
Ostdeutschland u.a. Namhafte und erfah­
rene Experten der einzelnen Fachgebiete 
des lngenieurtechnischen Verbandes KOT 
aus den neuen und alten Bunidesländem 
und die über 150 Korporativmitglieder ste­
hen für die Fachkompetenz des Verban­
des. 

Der lngenieurtechnische Verband KOT 
besitzt somit durch sein interdisziplinäres 
Zusammenwirken von Wissenschaft und 
Praxis, die wirtschaftsnahen Strukturen, 
seine zentralen und regionalen Printme­
dien, die Sachkompetenz über die wirt­
schaftliche und soziale Lage in der ostdeut­
schen Forschung und Wirtschaft, die viel­
fältigen Gutachtertätigkeiten, die bestehen­
den Arbeitsbeziehungen mit Forschungs-
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einrichtungen, Industrieverbänden und Un­
ternehmen sowie zu namhaften Fachex­
perten solide Voraussetzungen, aktiv am 
marktwirtschaftlichen Aufbau der neuen 
Bundesländer mitzuwirken. 

Mit unseren Maßnahmen helfen wir mit, 
die wirtschaftliche Lage in den neuen Bun­
desländern zu verbessern und damit un­
seren Mitgliedern eine Perspektive für die 
Zukunft zu geben. Die Politiker müssen 
ihrerseits durch die Setzung geeigneter 
Rahmenbedingungen den Strukturwandel 
erleichtern und fördern sowie den Raum 
für Initiativen sichern. 

Heinz Zenker ist Referent beim Präsiden­
ten des lngenieurtechnischen 

Verbandes KOT e. V. 
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BERICHTE 

Der Fink-Prozeß und der Rechtsstaat 
Für billige Polemik taugt der Prozeß um Finks Entlassung nicht / Kein 

Glanzstück für den Rechtsstaat 

Am Ende war Heinrich Fink wieder auf den 
ersten Seiten. Fink, der erste demokrati­
sche gewählte Rektor der Berliner Hum­
boldt-Universität nach der Wende in der 
DDR, der dieses Amtes durch den Wissen­
schaftssenator Manfred Erhardt enthoben 
worden war [1 ], verlor den Berufungspro­
zeß um eine Entlassung vor dem Landes­
arbeitsgericht. Keine der überregionalen 
Zeitungen ließ es sich nehmen, darüber 
an prominenter Stelle zu berichten.[2)Auch 
für Kommentierungen des Falles war An­
laß genug. Der Vorsitzende Richter Bernd 
Preis und seine beiden ehrenamtlichen 
Beisitzer in der 12. Kammer, Bresche und 
Ziems, hatten nämlich ein nach neun Ver­
handlungstagen überraschendes Urteil 
gefällt. Der Berufung der Humboldt-Univer­
sität, die auf Betreiben des Wissenschafts­
senators Rechtsmittel gegen die erstinstanz­
liche Entscheidung eingelegt hatte, wurde 
stattgegeben: 

"Die von der Beklagten [HUB. cif] am 
28.11.1991 ausgesprochene Kündigung 
ist gemäß Art. 20 Abs. 1 des Einigungsver­
trages in Verbindung mit der Anlage I Kapi­
tel XIX, Sachgebiet A. Abschnitt III Nr. 1 
Abs. 5 Nr. 2 ... wirksam und hat deshalb das 
Arbeitsverhältnis des Klägers [Heinrich 
Finks, cif] mit sofortiger Wirkung been­
det.'[3 J 
Reihenweise hatten die Zeugen der Stasi 
zuvor die These Heinrich Finks bestätigt: 
er habe nicht willentlich mit der Stasi zu­
sammengearbeitet. Diese habe ihn ohne 
sein Wissen als Inoffiziellen Mitarbeiter (IM) 
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"Heiner'' registriert. Ihre von IM "Heiner" 
kommenden Erkenntnisse müsse sie über 
"Abschöpfung" erhalten haben. Seine 
Kündigung sei also nicht rechtens gewe­
sen. 

Das Landesarbeitsgericht (LAG) sah es als 
erwiesen an, daß Heinrich Fink "wissent­
lich für das MfS tätig gewesen ist." Diese 
Feststellung beruhe nicht auf einer Über­
nahme der Auskünfte durch die Gauck­
Behörde oder richtiger: den Bundesbe­
auftragten für die Unterlagen des Staatssi­
cherheitsdienstes der ehemaligen Deut­
schen Demokratischen Republik. Das Ge­
richt gründe seine Annahme "auf die ei­
genständig aus einzelnen konkreten Un­
terlagen und den Aussagen der dazu ver­
nommenen Zeugen gewonnenen Über­
zeugung." Danach habe Fink als IM "Hei­
ner'' im Juni 1987 zweimal bei einer aus 
Anlaß eines Kirchentages gebildeten La­
gegruppe der Stasi angerufen und jeweils 
eine Nachricht durchgegeben. Außerdem 
habe er im Jahre 1984 die Verdienstme­
daille der NVA in Gold einschließlich damit 
verbundener 750.- Mark "für ihn erkenn­
bar als Auszeichnung des MfS erhalten." 
[4] Die 12. Kammer des LAG ließ Rechts­
mittel, sprich: die nurmehr verbleibende 
Revision, nicht zu. Die mit dem Konflikt 
verbundenen Rechtsfragen seien juristisch 
"nicht von grundsätzlicher Bedeutung".[5] 

Heinrich Fink unterlag also. Seine Kündi­
gung im November91 sah die 12. Kammer 
als rechtens an: Im Gegensatz zur ersten 
Instanz, als das Arbeitsgericht unter Richter 
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Bernd Kießling die Humboldt-Universi.tät 
dazu verurteilt hatte, Heinrich Fink als Pro­
fessor weiterzubeschäftigen.[6] Die Stasi­
Unterlagen, aufgrund derer Heinrich Fink 
Zuarbeit zum Ministerium für Staatssicher­
heit der DDR unterstellt worden war, seien 
Indizien, aber keine zuverlässigen Bewei­
se. So urteilte Kießling am 1. April 92, und 
es mutete wie ein Aprilscherz für die Aufar­
beitung der Stasi-Vergangenheit an. Die 
Gauck-Behörde ein Sachwalter wertlosen 
Materials? Ohne Zeugen sei keine ein­
deutige Beweisführung möglich. lautete 
der beweisrechtliche Fingerzeig des Ar­
beitsrichters der 64. Kammer. Damit war 
nicht nur die Aussagekraft und der Wahr­
heitsgehalt der von der Stasi aufgehäuften 
Aktenberge erheblich relativiert worden. 
Gleichzeitig mußte öminöses Personal in 
den Zeugenstand geholt werden: die 
hauptamtlichen Mitarbeiter der Stasi, dem 
Schild und Schwert der Sozialistischen Ein­
heitspartei, die Tschekisten, jene also, die 
in der Presse mittlerweile mit einem Hauch 
von Achtung als Führungsoffiziere auf­
tauchten. Das Erscheinen der Stasi-Haupt­
amtlichen versprach freilich auch Span­
nung. Denn nun bestand die Chance, die 
Bedingungen der Aktenproduktion vor 
Gericht. also vor der Öffentlichkeit aufzu­
decken. 

Der Prozeß um die Entlassung des ehe­
maligen Rektors dieser Universität hat für 
Heinrich Fink selbst tragische Züge -
menschlich, beruflich, familiär. Seine Toch­
ter Miriam etwa leide verstärkt unter epilep­
tischen Anfällen seit "dem Trubel um 
Vati".[7] Die Kosten für die beiden Prozes­
se beliefen sich auf 40.000 DM. Der ehe­
malige Rektor erhielt Unterstützung aus 
Solidaritätsveranstaltungen, die zu seinen 
Gunsten abgehalten wurden.[8] Ob der 
Prozeß die Kardinalfrage beantwortete, 
nämiich ob Heinrich Fink nun spitzeite oder 
ob er ausschließlich abgeschöpft wurde, 
scheint auch nach dem Urteil der 12. Kam-
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mer höchst unklar. Das Gericht schätzte 
sein eigenes Urteil als "argumenatIv an­
greifbar'' ein. Und Heinrich Fink selbst hat 
wenige Tage nach dem Prozeß gegen­
über dem Reporter der Berliner Zeitung, 
Alexander Osang, nicht eindeutig reagiert 
- wenn man dessen Beobachtungen glau­
ben darf. "Waren Sie wissentlich IM?" frag­
te der Jorunalist seinen Gegenüber Fink 
und notierte als Reaktion: 

Fink denkt nach. Dann sagt er: "Es ist eine 
juristische Frage. Sie ist zu einer juristi­
schen Frage geworden. Sie können mich 
nur über die Stasi kippen. Wissen Sie, es 
gibt Leute, die raten mir: Mensch gib's 
doch einfach zu. Dann hast Du Deine Ruhe. 
Ich kann das nicht. Ich kann die Leute nicht 
in ihrem Vorurteil, die ganze DDR ist von 
der Stasi kontrolliert worden, allein lassen. 
Es stimmt einfach nicht." [9] 

Heinrich Fink wird gegen die Nichtzulas­
sung der Revision keine Beschwerde ein­
legen. Davon hatte er zwar am Tag der 
Urteilsverkündung, im Dezember letzten 
Jahres gesprochen. Aber schon damals 
hatte sein Anwalt, LutzSeyboldt, abgewun­
ken. Das verspreche keinen Erfolg. Der 
58jährige Theologe Heinrich Fink bewer­
tete die schriftliche Urteilsbegründung -
laut Neue Zeit - als "an den Haaren 
herbeigezogen." Anstelle einer juristischen 
Argumentation seien psychologische Wer­
tungen über die Zeugen und seine eigene 
Person getreten.[10] 

••• 
Wenn man einmal von diesen persönli­
chen Konsequenzen absehen darf. hat 
der Prozeß noch andere Komponenten. 
Er sagt etwas über Rechtsstaatlichkeit aus 
und er ist ein (deutsches) Lehrstück für das 
Verhältnis von Rechtsstaat und Demokra­
tie. Es wurden Erkenntnisse über die un­
tergegangene DDR zuiage gefördert und 
der Prozeß zeigte, mit welchen Problemen 
die Aufarbeitung der Vergangenheit durch 
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die Dntte und Vierte Gewalt in dieser Repu­
blik verbunden ist. 

Nachdem Heinrich Fink seinen Prozeß 
verloren hatte. moserte ein häufiger Zu­
schauer herum: "Jetzt wissen wir wenige­
stens, in welchem Staat wir leben!'' Der 
ältere Herr meinte, auf den Rechtsstaat 
pfeifen zu können. Allerdings zeigte der 
Rechtsstaat im Prozeß um die Entlassung 
Heinrich Finks Stärken und Schwächen. 

Zum Rechtsstaat gehört notwendig Gewal­
tenteilung. Sie ist - verkürzt - eine gegen­
seitige Kant rolle der öffentlichen Gewalten, 
der Exekutive, der Legislative und Judika­
tive. Ohne Gewaltenteilung ist die Grund­
funktion der rechtsstaatlichen Idee nicht 
möglich. Daß nämlich der Staat seine Ein­
griffe in die Grund- oder Freiheitsrechte 
der Menschen per Gesetz begründen muß. 
[11] Darin versteckt sich freilich ein ideolo­
gisches Moment der liberalen Rechtsauf­
fassung, die ökonomische Funktion der 
Freiheitsrechte: sie ermöglichen eine auf 
Wettbewerb und Vertrag beruhende Ge­
sellschaft.[12] Dennoch lassen sich die 
drei staatlichen Ebenen logisch ableiten: 
daß die Exekutive auf der Grundlage von 
Gesetzen handelt. die - im besten Fall -
die Bürger im Parlament beschlossen ha­
ben. Zur Überprüfung der Rechtmäßigkeit 
von Gesetzen braucht es eine weitere un­
abhängige Instanz: die Richter. 

Es spricht einiges dagegen, die DDR unter 
der Perspektive ihrer Rechtsstaatlichkeit zu 
betrachten. Aber einige wollen das unbe­
dingt tun, und bisweilen kommt man nicht 
darum herum, wenn man die DDR und die 
BRD vergleicht. Die DDR war danach viel­
leicht nicht pauschal ein Unrechtsstaat. Aber 
sie hatte gewaltige Mängel, was die Kon­
trolle etwa der Stasi anlangte. Und zwar von 
der Grundkonstruktion her. Wer kontrollier­
te die Stasi? Im Maximalfall die Partei, de­
ren Schild und Schwert sie sein sollte. Der 
sie also untergeordnet war. Im allgemei-
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nen gehen auch Stasi-Experten davon aus, 
daß "die Firma" jedenfalls gegen den Wil­
len der Partei nichts unternahm. Späte­
stens der Blick auf die mafiosen Strukturen, 
die sich um die Kommerzielle Koordinie­
rung herum bildeten, relativiert auch diese 
Aussage. Dort dürfte das ökonomisch-staat­
liche Machtkartell vollends unkontrollier­
bar geworden sein. 

Auf welcher Grundlage hätte man die Stasi 
kontrollieren können? Es gibt zwar ein 
Gesetz zur Errichtung des MfS vom 
8.2.1950.[13] Aber es ist nur wenige lapi­
dare Sätze lang. Eine Definition von Aufga­
ben und Zuständigkeiten der Stasi enthielt 
dieses Gesetz nicht. Die Stasi operierte 
also gut 40 Jahre lang mit einem Wust 
interner Dienstanweisungen; eine gesetz­
liche Grundlage gab es aber nicht. Für 
deutsche Verhältnisse ist das bemerkens­
wert. 

Die Möglichkeit, sich auf offiziellem Wege 
gegen die Stasi und Ihre Machenschaften 
zu wehren. bestand nicht. Wie sollte man 
sich vor einer politischen Geheimpolizei 
schützen? Es gab natürlich Gerichte in der 
DDR. Aber keine Verwaltungsgerichtsbar­
keit, die eine Beschwerde gegen einen 
hoheitlichen Akt der "mit exekutiven Be­
fugnissen ausgestatteten Untersuchungs­
behörde für politische Strafsachen"[14] er­
möglicht hätte. Erst Ende der 80er Jahre 
begann die DDR, die Möglichkeit der Be­
schwerde und die gerichtliche Überprüf­
barkeit von Verwaltungsakten einzurich­
ten. Aber das 1st nicht der Rede wert. wenn 
man die weitverbreitete Praxis des Einga­
beschreibens betrachtet. Das ist, mit Ver­
laub, ein der Feudalzeit entstammendes 
Instrument. 

Im Umgang mit der Stasi gab es wohl, 
wenn man Aussagen von Menschen aus 
der DDR folgen soll, die in der DDR lebten, 
nur eine Art der Wehr: Zivile Courage und 
das entschiedene Nein. Möglicherweise 
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genügte auch etwas Geschick. Jens Reich 
sprach davon, sich mit totaler Dekonspira­
tion zur Wehr gesetzt zu haben. Wer offen 
und mit vielen darüber sprach. daß die 
Firma Kontakt aufgenommen hatte, der 
blieb vom Zwang zur Mitarbeit verschont. 
Vielleicht. 

Die öffentliche. mündlich vor einem unab­
hängigen Richter geführte Prozeß • das ist 
das sine qua non des Rechtsstaates. Hein­
rich Fink hat zwei solcher Prozesse führen 
können. Das ist zunächst einmal ein Ge­
winn und sollte nicht übersehen werden. 
Ob dabei Gerechtigkeit erzeugt werden 
kann, ist eine andere Frage. Die Art und 
Weise, wie mit dem anliegenden Fall um­
gegangen wird. regeln die Prozeßordnun­
gen, das sogenannte Verfahrensrecht. Es 
unterscheidet sich für den Strafprozeß, das 
verwaltungsgerichtliche Verfahren und das 
hier vorliegende Recht des Arbeitsprozes­
ses.(15] Prinzipiell hat vor Gericht "jeder­
mann Anspruch auf rechtliches Gehör".(16) 
Die Entscheidung wird von einem durch 
das Gesetz bestimmten (17] unabhängi­
gen Richter (1 B] durchgeführt. Die Ver­
handlung ist öffentlich. Artikel 104 des 
Grundgesetzes enthält spezielle Rechts­
garantien bei Freiheitsentziehung, die auf 
die habeas-corpus-Akte von 1679 zurück­
gehen. Darin heißt es, daß niemand ohne 
richterlichen Haftbefehl. also willkürlich 
verhaftet oder festgehalten werden dürfe. 
Man kann nicht sagen, daß die Stasi einem 
solchen uralten Grundsatz unterworfen 
gewesen wäre. ... 
Betrachtet man den Fink-Prozeß näher, so 
kann man nicht eben von einer juristischen 
Glanznummer sprechen. Er hatte es 
schwer, schwerer noch als sonst, Gerech­
tigkeit zu erzeugen. Das lag an der Komp­
lexität des Faiies, aui die sich die zu Gericht 
sitzenden Westdeutschen manchmal nicht 
recht einlassen wollten oder konnten. Hilf-
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los stocherte etwa der Anwalt der Hum­
boldt-Universität bzw. des Wissenschafts­
senators, Thomas Kunze, im Nebel aus 
Abschöpfung, Konspiration und inoffiziel­
ler Mitarbeiterschaft. Er streckte schließlich 
die Waffen und erklärte pauschal: die Stasi­
Zeugen sagen die Unwahrheit. Das war 
strenggenommen ein doppelter faux pas. 
Zum einen demontierte Kunze damit seine 
Zeugen, die er doch brauchte in der Logik 
des ersten Prozesses, um Fink wissentli· 
eher Stasi-Mitarbeit zu überführen. Zum 
anderen zeigte Kunze ein zweifelhaftes 
Verständnis vom rechtsstaatlichem Prozeß 
und seiner, Kunzes, Funktion darin. Der 
Anwalt hätte in öffentlicher Verhandlung, 
also für jedermensch einsichtig, das ver­
meintliche Lügengespinst von immerhin 
einem knappen Dutzend Stasi-Zeugen 
entwirren sollen. Das schaffte er keines­
falls. 

Dennoch sah das Gericht Heinrich Fink 
der Stasi-Zuarbeit überführt. Aus der Per­
spektive des ersten Prozesses verstieß es 
damit gegen den Grundsatz: in dubio pro 
reo - im Zweifel für den Angeklagten. Es 
begründete dies explizit. 

Die Berufungskammer hat in dem kompli­
zierten Prozeß der Wahrheitsfindung den 
Grad an Gewißheit erlangt, der Zweifeln 
Schweigen gebietet, ohne sie • die Zweifel 
- vollkommen auszuschließen. [ 19] 

Das Landesarbeitsgericht erwiderte damit 
eine Formulierung des Fink-Anwaltes. 
Seyboldt hatte in seinem Plädoyer auf die 
Logik der beiden Prozesse im Bezug auf 
die entscheidende Frage des Aussagege­
haltes der Stasi-Unterlagen gezielt. "Ihre 
Partei ist beweisbelastet", sagte Seyboldt 
zu seinem anwaltlichen Gegenüber Tho­
mas Kunze. Der nämlich hatte nach dem 
ersten Prozeß, den Fink ja gewonnen hat­
ie, die Zeugen der Stasi benanni. Sey­
boldts juristische Argumentation lautete • 
zusammengefaßt -: 
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Die Stasi-Akten reichen nicht aus, um Finks 
Schuld zu beweisen (so der - sensationelle 
- Tenor des ersten Prozesses). Nun mußte 
im zweiten Prozeß die Schuld Finks mit 
den Stasi-Zeugen nachgewiesen werden. 
Deren Glaubwürdigkeit wird in Zweifelge­
zogen, und zwar pauschal. Das aber reicht 
natürlich nicht aus, um Finks Schuld zu 
beweisen. 

Seyboldts Resümee, das er vielleicht eine 
Spur zu sicher vortrug, lautete. "Wir rütteln 
an den Grundlagen des Rechtsstaates, 
wenn wir keinen vollständigen Beweis füh­
ren." Das Gericht antwortete: Unser Be­
weis ist nicht vollständig, aber die Indizien 
gebieten allen Zweifeln Schweigen. 

Inhaltlich begründete das Gericht seine 
These, "daß der Kläger [Heinrich Fink, cif] 
wissentlich für das MfS tätig gewesen ist", 
auf eine Art, die man als eigenwillig anse­
hen kann; souverän war sie allemal, sou­
verän von der ersten Instanz, von den Aus­
künften der Gauck-Behörde, von den im 
Gerichtssaal 610 des Landesarbeitsgerichts 
in der Berliner Lützowstraße erhobenen 
Erkenntnissen. Von all dem hat sich das 
Gericht, jedenfalls in Teilen, distanziert. Es 
nimmt für sich in Anspruch, die objektive 
Aktenlage und die Aussagen eigenstän­
dig gewürdigt zu haben; daraus habe es 
die Überzeugung gewonnen. 

der Kläger sei nicht lediglich abgeschöpft 
worden. sondern habe direkt konspirative 
Kontakte zum MfS gehabt und diesem In­
formationen geliefert. (20] 

Ausdrücklich distanziert sich das Gericht 
vom Bundesbeauftragten und insbeson­
dere von seiner Ursprungsauskunft im Jah­
re 1991. Fink sei seit 1969 als IM des MIS 
"unter dem Decknamen 'Heiner' tätig ge­
wesen", hieß es im Schreiben vom 
25.11.91 an die Senatsverwaltung für Wis­
senschaft und Forschung.[21] "Sie steht 
dieser Wertung und ihren einzelnen 
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Schlußfolgerungen eher skeptisch gegen­
über." (22] In der mündlichen Urteilsver­
kündung hatte Richter Bernd Preis unge­
wöhnlich scharf formuliert, er und seine 
Beisitzer hätten teilweise den Eindruck 
gehabt. der Bundesbeauftragte wolle ein 
"Denktabu" errichten.(23) Die Ausführun­
gen der Gauck-Behörde hätten "durch­
gängig den Eindruck (vermittelt), als sei die 
Abschöpfungsverslon 'undenkbar' (im dop­
pelten Sinne des Wortes) und bedürfe gar 
keiner rationalen Widerlegung."(24) 

Denn auch bei einer langjährigen Regi­
strierung einer Person als IM kann nicht 
ohne weiteres ausgeschlossen werden, 
daß diese Person überhaupt keine direk­
ten Kontakte zum MfS gehabt hat, sondern 
lediglich 'abgeschöpft' worden ist. (25] 

Gleichzeitig hat das Gericht die Glaubwür­
digkeit sowohl der Zeugen der Stasi als 
auch einer Reihe von Aussagen Heinrich 
Finks in Zweifel gezogen. Es begründete 
dies ausführlich.[26) "Die Berufungskam­
mer konnte den Aussagen dieser Zeugen 
im wesentlichen keinen Glauben schen­
ken und ist darüber hinaus in mehreren 
entscheidungserheblichen Punkten vom 
Gegenteil ihrer Bekundungen überzeugt." 
[27] Inzwischen ermittelt die Staatsanwalt· 
schaft beim Landgericht gegen die beiden 
ehemaligen Stasi-Leute Joachim Wiegand 
und Klaus Roßberg.[28] 

Dennoch hat das Gericht für jene beiden 
Gelegenheiten, an denen es Fink des di· 
rekten Stasikontaktes überführt sah. aus­
drücklich die Aussagen der Hauptamtli­
chen verwendet. Und zwar ganz unter­
schiedlich. Der zweimalige Anruf eines IM 
"Heiner" an zwei verschiedenen Tagen 
bei der Lagegruppe der Stasi im Jahr 1987 
konnte von keiner dritten Person getätigt 
worden sein. "Denn angesichts der von 
sämtlichen Zeugen insoweit einleuchtend 
geschilderten Konspiration im Zusammen­
hang mit IM ist davon auszugehen, daß 
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anderen Personen der Deckname 'Hei­
ner' nicht bekannt gewesen ist."[29] 

Im Falle der Überreichung des NVA-Or­
dens an "Heiner'' schätzte das Gericht die 
Aussagen des Stasi-Offiziers Klaus Roß­
berg als "abstrus" ein. "Sie hält diese Aus­
sage im Gegenteil für frei erfunden.''[30) 
Auch die Auskünfte des Offiziers im beson­
deren Einsatz, Bernd Winkler, hielt das 
Gericht "in einem entscheidungserhebli­
chen Punkt für unzutreffend".[31) Das Ge­
richt war anscheinend der Angreifbarkeit 
dieses Indizienbeweises bewußt, gerade 
bei der angeblichen Überreichung des 
NVA-Ordens. Zumal die Aussagen der 
Stasi-Leute ja nicht etwa die Indizien stärk­
ten, sondern als nicht verwertbar, weil "er­
funden'' eingestuft wurden. Bernd Preis. 
der Richter, sagte zum Urteil, es sei "argu­
mentativ angreifbar'': "Unsere Auffassung 
kann nicht als letzte Wahrheit gelten." Was 
das ist: billiges Trostpflaster oder ehrliches 
Eingeständnis von Zweifeln, das mag je­
der selbst beurteilen. 

Diese sehr auf die juristischen Details ge­
henden Beobachtungen verleiten aber all­
zuleicht zu einer Verschiebung der Priori­
täten. Die Frage des älteren Herrn, in wel­
chem Staat wir leben, wird auf den Rechts­
staat verengt. Der aber ist nur ein Teil der 
Demokratie. um die es eigentlich gehen 
sollte. Vor lauter Suche nach möglichst 
perfekt erzeugter Gerechtigkeit. geht der 
Blick auf das wesentliche verloren: daß die 
Freiheit von staatlichem Zwang, die durch 
rechtsstaatliche Verfahren gewährleistet 
werden soll. nur einen Teil der politischen 
Freiheit darstellt, um deren Verwirklichung 
die politische Demokratie am ehesten in 
der Lage ist. Zur polnischen Freiheit gehört 
genauso ein kognrtives. ein intellektuelles 
Moment. Wir sind erst frei, wenn wir verste­
hen. 

Die Gerichtsverhandlung im Saal 61 O des 
Landesarbeitsgerichts Berlin hatte in die-
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sem Sinne eine aufklärerische Funktion. 
Sie legte eine Seite des in der DDR prakti­
zierten Herrschaftsmechanismus offen: die 
Stasi als Zwangsapparat, die den staatlich 
verwalteten Wahrheitsanspruch der marxi­
stisch-leninistischen Ideologie zu überwa­
chen und notfalls durchzusetzen hatte. Die 
Zeugen der Stasi mochten lügen, daß sich 
der massive Stützpfeiler im Saal 610 des 
Landesarbeitgserichts bog - die Skrupello­
sigkeit und Perfidie ihrer Arbeit trat jederzeit 
zutage. 

Etwa wenn Heiners Führungsoffiziere schil­
derten, wie die Aktenproduktion vonstatten 
ging. Danach waren quasi alle Berichte 
von fremder Hand verfaßt. In der Regel 
schrieb sich der Führungsoffizier seine 
Akten aus dem Gespräch zusammen, das 
er mit dem Geheimen Informanten. dem IM 
führte. Bei den sogenannten Abschöpfun­
gen waren es gar drei und mehr Stationen, 
die eine Information mündlich transportiert 
wurde, ehe sie schwarz auf weiß aktenkun­
dig wurde. Die Stasi veranstaltete ein mon­
ströses Stille-Post-Spiel. "Es gibt Dinge", 
sagte Joachim Wiegand, Chef der Stasi­
Kirchenabteilung XX/4, "die klingen ganz 
großartig, wenn sie aufgeschrieben wer­
den. In der Realität waren sie ganz klein." 
Oder schlicht falsch. Die Stasi kreierte in 
ihren Akten unter den genannten Produk­
tionsbedingungen bisweilen eine neue. 
papierene Realität. Das soll nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß der Regelfall wohl 
die ordinäre Sprtzelei von rund 100.000 
hauptamtlichen und inoffiziellen Mitarbei­
tern der unterschiedlichsten Kategorien 
gewesen ist. 

Der Prozeß führte dieses Personal vor, das 
an wesentlichen Funktionsstellen in der 
DDR agiert hatte. Den schlurfenden Gan­
ges vor den Richtertisch tretenden Wol­
fram Laux, den ersten für ''Heiner" zustän„ 
digen Führungsoffizier. "Bleistift" hätten sie 
ihn genannt. weil er immer bloß mitschrei-
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ben durfte, was die Kollegen von den Sprt­
zeln erfahren hatten. Das verriet der späte­
re Führungsoffizier, Klaus Roßberg, die 
Spitzmaus als Tschekist, die in mümmeln­
den Backen die Informationen bearbeitete 
und sich wichtig dabei vorkam. Sichtlich 
stolz berichtete Roßberg, er selbst habe 
bereits im Sommer 1989 entschieden, die 
Akten "Heiners" zu vernichten. Es seien 
seine Akten gewesen. "Das waren alles 
meine persönlichen Aufzeichnungen, die 
wollte ich nicht in dritte Hände fallen las­
sen." Der elegante Paul Kienberg, Leiter 
der Hauptabteilung XX, trat in den Zeu­
genstand. Sichtlich genervt war der ehe­
malige Generalleutnant und beteuerte im­
mer wieder "grundsätzlich, ich habe keine 
konkrete Kenntnis." 

Joachim Wiegand, der Chef der Kirchenab­
teilung XX/4, bat Heinrich Fink um Verzei­
hung. "Ich sehe Herrn Fink zum ersten 
Mal. Ich möchte mich bei Ihnen entschuldi­
gen." Wiegand, ursprünglich in einer Spio­
nageabteilung der Stasi eingesetzt, berich­
tete von seinem Interesse für Arbeit in "ab­
gedeckter Form", der Grundlage für Ab­
schöpfung. Daher habe er unter anderen 
den Stasi-Mitarbeiter Bernd Winkler zum 
Offizier im besonderen Einsatz (OibE) ge­
macht. "Er wurde gezielt durch uns einge­
setzt", und zwar als Referent im Ministeri­
um für Hoch- und Fachschulwesen (MHF). 

Anmerkungen: 

Von dort aus telefonierte Winkler als der für 
die theologischen Sektionen zuständige 
Referent mit Heinrich Fink. Und dann gab 
er als Stasi-Mitarbeiter die dabei gewon­
nen Erkenntnisse an die Stasi selbst weiter. 
Bernd Winkler, 43 Jahre und seinen Beruf 
mit Jurist angebend, sagte selbst zu seiner 
Funktion als OibE: Es habe sich "aus fi­
nanziellen Gründen" ergeben. daß man 
ihn beim Wechsel vom MfS ins MHF als 
OibE einstufte. "Mir ist nie so richtig erklärt 
worden, was ein OibE ist", so Winkler 
wörtlich vor Gericht. 

Der Prozeß machte die perfide Praxis der 
Stasi deutlich, aus den erhaltenen Informa­
tionen eine Art staatlich organisierten Ge­
rüchts zu konstruieren. Zersetzung hieß 
das dann im Jargon. Wer während des 
Fink-Prozesses den Informations-Buchhal­
tern zuhörte, auch Führungsoffiziere ge­
nannt, der mußte Angst bekommen. So 
wie sie die Ideologische Überwachungs­
maschinerie der DDR, die Stasi, systema­
tisch verbreitete. Big Brother -das dürfte für 
jeden DDR-Bürger gegolten haben - über­
wacht Dich, und er zersetzt Dich im Zwei­
felsfall. 

Christian Füller 
(Der Autor, Politologe, arbeitet als 

Journalist in Berlin und beobachtete den 
Prozeß für die taz) 
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Mit einem Jahr Verspätung wird zu Beginn des Sommersemesters die Gründungsprofes­
sur Politikwissenschaft an der Leipziger Universität mit dem von der Gründungskommis­
sion und dem Senat favorisierten Kandidaten besetzt sein: Hartmut Elsenhans, bislang 
Universität Konstanz. Die Umstände der Verzögerung sind erinnernswert (vgl. hso 4/1992, 
S. 58). In folgendem Artikel umreißt Elsenhans die Vorstellungen, mit denen er nach 
Leipzig kommt. 

Überlegungen zu einem interdisziplinären, politikwissenschaftlich fundierten 
Studiengang Internationale Beziehungen an der Universität Leipzig 

Beim Aufbau eines Studiengangs Interna­
tionale Beziehungen an der Universität 
Leipzig ergibt sich die Chance, im Cur­
riculum insbesondere in Bezug auf lnter­
disziplinarität und Praxisbezug den grund­
legenden Veränderungen im internationa­
len System Rechnung zu tragen, die wir in 
den letzten Jahren erlebt haben. Dazu ge­
hört ein rascher Anstieg der Bedeutung 
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jener Bereiche internationaler Beziehun­
gen, der "low politics", die sich unterhalb 
der Probleme der Aufrechterhaltung der 
Sicherheit und des militärischen Gleichge­
wichts zwischen den Staaten abspielen. 
Das Sicherheitsproblem wird sich nach 
Ende des Ost-West-Konflikts in neuem Licht 
stellen, vor allem wegen der Konflikte nied­
rigen Profils innerhalb des früheren Ost-

hochschulc osl apr. 1993 

blocks und des Südens. Neue Fragestel- in Lehre und Forschung innerhalb der 
lungen können nicht ohne Folgen für die sozialwissenschaftlich-politikwissenschaft-
Arbeitsmärkte zukünftiger Absolventen blei- liehen Grundlegung des Studiengangs und 
ben. Sie haben Implikationen für die Ge- für den Beitrag der Nachbardisziplinen zum 
wichtung verschiedener Problembereiche Studiengang. 

Die Veränderungen in den internationalen Beziehungen 

Mit dem Ende des Ost-West-Gegensatzes 
verschwindet ein Element der Strukturie­
rung auch der Beziehungen zwischen den 
kapitalistischen Industrieländern, weil der 
bisherige Zwang zur Solidarität abnimmt. 
Gerade Japan und die alte Bundesrepu­
blik, die wirtschaftlich und technologisch 
am ehesten in der Lage gewesen wären, 
die Dominanz der Vereinigten Staaten in 
Frage zu stellen, waren bis zum Nieder­
gang des Ost-West-Gegensatzes gezwun­
gen, aus Sicherheitserwägungen die ame­
rikanische Vormachtsstellung zu unterstüt­
zen. Zumindest die Bundesrepublik hat 
auch die Rolle übernommen, Tendenzen 
zur Verselbständigung außenpolitischen 
Verhaltens im europäischen Kontext ab­
zuschwächen. 

Trotz der größeren Bedeutung von wirt­
schaftlichen Interessenunterschieden in­
nerhalb dertrilateralen Beziehung zwischen 
Westeuropa, USA und Japan wird wegen 
des Grads an wirtschaftlicher Verflechtung 
zwischen diesen Regionen das internatio­
nale System hier nicht mehr zu den inten­
siven Rivalitäten des Ende des 19. Jahr­
hunderts zurückkehren. Kautzky erhält 
gegen Lenin Recht: Kapitalismus ist mit 
Internalisierung verbunden. Gerade die 
fehlende Dominanz kapitalistischer Verhält­
nisse auch auf politischer Ebene war eher 
als kapitalistische Rivalität die Ursache für 
die europäischen Kriege, die sowohl 1914 
wie 1939 zur Verteidigung der Strukturen 
des "Ancien Regime" und nicht der kapi­
talistischen Marktwirtschaft geführt wurden. 
Weil der Bereich des geographischen In­
teresses von Unternehmen und der Be­
reich geographischer Kontrolle von Regie­
rungen immer weniger deckungsgleich 
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werden, suchen Allianzen aus Unterneh­
men mit unterschiedlicher nationaler Her­
kunft Unterstützung von unterschiedlichen, 
ihrem jeweiligen Anliegen besonders ge­
neigten Regierungen nach, die wiederum 
selbst oder unter dem Einfluß solcher Kon­
stellationen zu kooperativen Strategien 
angehalten werden, so daß anstelle der 
nationalstaatlichen Konfrontation Interes­
sengegensätze zwischen nationalstaatlich 
übergreifenden Koalitionen zum domin­
anten Konfliktmuster werden. 

Regierungen werden in diesem Zusam­
menhang zum Teil unter dem Einfluß von 
Unternehmen, v.a. aber zur Verteidigung 
von Verdienstmöglichkeiten ihrer Wähler 
(die im Unterschied zu den Unternehmen 
weniger mobil sind) versuchen, die Stel­
lung Ihrer Territorien in der internationalen 
Arbeitsteilung zu verteidigen oder zu ver­
bessern. Sofern die bisherigen Ansätze 
zur Erklärung der internationalen Arbeits­
teilung nicht von einem konfliktfreien Aus­
gleich zwischen den Beteiligten aufgrund 
einer der Weltwirtschaft innewohnenden 
Tendenz zur Angleichung ausgingen, 
wurde (insbesondere von kritischen Theo­
rien unterschiedlicher Fundierung) von 
einer wachsenden Polarisierung zwischen 
nationalen Wirtschaften ausgegangen. 
Beide theoretischen Ansätze beruhten auf 
einer undifferenzierten Betrachtung des 
Theorems der komparativen Kosten. Eng­
land im Beispiel Ricardos hat sich nicht 
deshalb auf Textilien spezialisiert, weil es 
bei Wein höhere Kosten als Portugal hatte, 
sondern weil seine Kostenvorsprünge bei 
Wein geringer als bei Textilien waren. Er­
setzen wir die Branchenbezeichnungen: 
Ein Land wie die Bundesrepublik könnte 
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gerade deshalb bei den neuen Technolo: 
gien an Wettbewerbsfähigkeit verlieren, "':'.eil 
es zwar auch hier Wettbewerbsvorsprun­
ge gegenüber aufholenden ~ko_nomien 
in der Form niedrigerer Faktore1nsatze pro 
Produktionseinheit hat, seine Wettbewerbs­
vorsprünge jedoch bei anderen, den tradi­
tionell technisch führenden Wachstumsin­
dustrien noch größer sind und Handelsbi­
lanzüberschüsse verschaffen. In Zeiten 
technischer Innovation, die nicht an die bei 
der Spezialisierung auf die bisherigen F üh­
rungsbranchen erworbenen Fähigkeiten 
gebunden ist. verlieren technisch führen­
de Wirtschaften bei den zukünftigen Wachs­
tumsbranchen, selbst wenn sie dort ge­
genüber aufholenden Wirtschaften abso­
lute Kostenvorteile haben sollten. 

Um der damit verknüpften Gefahr zu be­
gegnen, von zukünftigen Entwicklungs­
möglichkeiten ausgeschlossen zu werden, 
wird verstärkt Industriepolitik und Techno­
logiepolitik betrieben. Stets handelt es si~h 
hier um die Zuteilung von Ressourcen, die 
aufgrund bisheriger hoher Wettbewerbs­
fähigkeit in alten führenden Branchen ver­
fügbar sind, an neue Wachstumsbr~nchen. 
Dies erfordert staatliche Intervention, die 
umso erfolgreicher sein wird, desto mehr 
sie die mit Bürokratie verbundenen Ineffi­
zienzen vermeidet. Einige institutionelle 
Arrangements zwischen Staat und Wirt­
schaft sind dabei geeigneter als andere. 
Ihre Durchsetzbarkeit hängt wiederum von 
der "politischen Kultur" der je einzelnen 
Länder ab. Sie sind weiter eingebettet in 
ein Umfeld, das v.a. durch Arbeits-, Sozial­
und Bildungspolitik geschaffen wird. Für 
die Beziehungen zwischen den kapitalisti­
schen Industrieländern ist damit der Ver­
gleich dieser Arrangements von großer 
Bedeutung, letztlich auch die ordnungspo­
litische Komponente. 

Die Konkurrenz um neue Wettbewerbsfä­
higkeit vollzieht sich vor dem Hintergrund 
einer veränderten Rolle der Dritten Welt. 
Aus der Krise des Kapitalismus in den 30er 
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Jahren hatten sich dort Regime entwickelt. 
die für wirtschaftliche Entwicklung auf den 
Staat setzten, der seine finanziellen Res­
sourcen durch Verbesserung der Terms­
of-Trade und zusätzliche Transfers (z.B. 
Entwicklungshilfe) vergrößern wollte und 
die hier angeeigneten Einkünfte, nämlich 
Renten, für wirtschaftliche Diversifizierung 
und Innovation einsetzen sollte. Obwohl 
Renten auch vergeudet werden können. 
ist in ungünstig spezialisierten Wirtschaften 
der Einsatz von Renten durchaus auch 
zum Aufholen gegenüber fortgeschritte­
neren Ökonomien erfolgreich genutzt wor­
den. 

Trotz der durch Vergeudung von Renten 
herbeigeführten Krise des Entwicklungs­
staats ist weiterhin mit einer engen Ver­
flechtung zwischen Politik und Wirtschaft In 
den Ländern des Südens zu rechnen, auch 
wenn der von der westlichen Modernisie­
rungstheorie und von der sowjetmarxisti­
schen Theorie des nichtkapitalistischen 
Entwicklungswegs gleichermaßen favori­
sierte Entwicklungsstaat politisch an Ge­
wicht verliert. Ihm fehlen die finanziellen 
Mittel, um nennenswerte Teile der übrigen 
Gesellschaft zu kooptieren. Angehörige von 
Mittelklassen, die bisher das Reservoir für 
Kooptation in die Staatsklassen waren, se­
hen im Aufbau von Klein- und Mittelbetrie­
ben die einzige Chance, sich Verdienst­
möglichkeiten zu sichern. Sie fo~dern nu~­
mehr den Rückzug des Staats. 1n dem sie 
nur noch den ausbeuterischen Fiskus se­
hen. Um im Kampf gegen die alten Füh­
rungseliten ihr Projekt durchzusetzen. nut­
zen sie die Religion. Alle westlichen Werte 
sind diskreditiert. Die Unterschichten sind 
heterogen, so daß sie nicht über eine ge­
meinsame Stellung im Produktionsprozeß 
angesprochen werden können, sondern 
als "Volk" mobilisiert werden. Besser als 
jedes wirtschaftswissenschaftliche Traktat 
erlaubt die Religion die Absicherung der 
Eigentumsrechte dieser auf private Akku­
mulation setzenden Mittelklassen. 
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Die Weltmodelle der neuen Führungseli­
ten werden deshalb nicht mehr durch ei­
nen gemeinsamen Glauben an Ausbeu­
tung als Ursache für Unterentwicklung zu­
sammengeführt. Solidarität wird nur noch 
regional und innerhalb kultureller Gemein­
samkeiten geübt. Wegen des Endes des 
Ost-West-Gegensatzes nimmt die Zah­
lungsbereitschaft des Westens ab. Der 
Umfang von Ressourcen, die durch ge­
meinsame Aktionen ähnlich der Ölpreis­
steigerung angeeignet werden könnten, 
nimmt ab. und damit selbstverständich auch 
die Bereitschaft der neuen Führungseli­
ten, in solche Allianzen Ressourcen zu 
investieren. 

Einige Regionen bleiben weiterhin von 
Hilfe abhängig. Hier greift der Westen zur 
Effektivierung seiner Leistungen in die täg­
liche Wirtschaftspolitik ein. Andere, nicht 
hilfeabhängige Länder sehen in der Hilfe 
Gastgeschenke vergleichbar den Tribu­
ten, die bis zum 19. Jahrhundert von diplo­
matischen Missionen den chinesischen 
Kaisern übergeben wurden. In beiden 
Fällen wird Vertrautheit mit den je unter­
schiedlichen lokalen, gesellschaftlichen 
und kulturellen Faktoren für die Wirksam­
keit eigener Strategien entscheidend. 

Nach dem Zerfall der Solidarität der Dritten 
Welt nehmen Konflikte zwischen den 
Staaten und innerhalb ethnisch heteroge­
ner Staaten zu, weil der Aufstieg neuer 
Mittelklassen auch die Form regionaler 
Bewegungen annehmen kann. Die Be­
wältigung dieser Sicherheitsprobleme er­
fordert Kooperation mit lokalen Führungs­
mächten. Sicherheitspolitiksucht nicht mehr 
vorrangig die Aufrechterhaltung der globa­
len Machtbalance zwischen den Weltfüh­
rungsmächten, sondern die richtig dosier­
te Stützung lokaler Akteure zur Vermei­
dung der Eskalation lokaler Konflikte. Dazu 

sind heute die Armeen und Diplomat1en 
fast aller Länder nur wenig vorbereitet. 

Die Auflösung der bisherigen Kooperati­
onsmuster im Staatensystem wird auch zur 
Folge haben, daß neue Formen transna­
tionaler Beziehungen im Süden entste­
hen. Die Drogenmafia ist ein erstes Bei­
spiel. Viele der neuen Klein- und Mittelun­
ternehmer verfügen über transnationale 
Verflechtungen in völlig legalen Produk­
tionszweigen, die bisher wenig erforscht 
sind. 

Mit dem Zusammenbruch des realen So­
zialismus sind die sogenannten Reform­
staaten entstanden, die Marktwirtschaften 
und pluralistische Demokratien aufbauen 
wollen. Ihre Analyse stellt eine neue Her­
ausforderung an die Sozialwissenschaften 
in vielfältiger Hinsicht dar. Die totalitären 
Regime waren erfolgreich in der Atomisie­
rung der Gesellschaften. Sie fallen nicht 
nach langwierigen bewaffneten Aufstän­
den zusammen, sondern unter dem An­
sturm noch wenig durchstrukturierter Or­
ganisationen. Trotz der breiten Diskussion 
der Intellektuellen über die Zivilgesellschaft 
in den Reformstaaten fehlen gerade die für 
die bürgerliche Gesellschaft entscheidend 
wichtigen gesellschaftlichen Organisatio­
nen und Parteien. die lnteressenaggrega­
tion und damit kohärente Strategien erlau­
ben würden. Der wegen der Schwäche 
der "Zivilgesellschaft" nicht auszuschlie­
ßende "politische Zerfall" erfordert im In­
teresse der internationalen Sicherheit Stüt­
zung von außen, die rasch die Formen der 
bisherigen Entwicklungszusammenarbeit 
mit dem Süden annehmen wird und sich 
nicht mehr allein auf die Bereitstellung fi­
nanzieller Leistungen beschränken wird. 
Auch hier wird die Bedeutung der Ver­
knüpfung von Politik, Wirtschaft und Ge­
sellschaft bestimmend. 

Implikationen für den Studiengang 

Wegen der skizzierten Veränderungen im 
internationalen System tritt absehbar ein 
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Bedarf nach Fachkräften auf, die in einer 
Vielzahl von Verwendungen bei staatli-
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chen Organisationen, Verbänden, gemein­
nützigen Organisationen und gewinnori­
entierten Unternehmen, sowohl innerhalb 
Deutschlands als auch auf internationaler 
Ebene, die von solchen Institutionen an­
gestrebten Ziele den gesellschaftlichen, 
ökonomischen und politischen Gegeben­
heiten der Partner anpassen müssen. 

Der Außenwirtschaftstheoretiker kann we­
nig zu politisch beeinflußten Strategien von 
Partnern sagen. Die Normen des Völker­
rechts sind zu unpräzise, als daß aus ihnen 
allein Handlungsanleitungen abgeleitet 
werden könnten. Hier entsteht die Mög­
lichkeit für mit sozialwissenschaftlicher Ori­
entierung ausgebildete Polltikwissenscha It­
ter, zur Klärung der gesellschaftlichen, po­
litischen und ökonomischen Bedingungen 
für Entscheidungen und Strategien sowie 
ihrer Auswirkungen in den internationalen 
Beziehungen beizutragen. Voraussetzung 
ist, daß eine solche Ausbildung einen so­
zialwissenschaftlich orientierten politikwis­
senschaftlichen Schwerpunkt mit lnterdis­
ziplinarität und historischer Dimension ver­
bindet und gleichzeitig Praxisorientierung 
vermlttelt. 

Ergebnisse der komparativen Gesell­
schafts- und Politikforschung im Sinn einer 
soziologisch orientierten Komparativistik, 
die über "comparative government" hin­
ausgeht, müssen angemessen rezipiert 
und auch reproduziert werden können. 
Politische und soziologische Theorie sind 
dazu ebenso notwendig wie Vertrautheit 
mit den Methoden der empirischen Sozial­
forschung. Vertrautheit mit unterschiedli­
chen Arrangements auf der Ebene der 
Verbändesysteme, des Verhältnisses von 
Politik und Wirtschaft, der Arbeitsbeziehun­
gen und der Institutionen des politischen 
Entscheidungsprozesses ist notwendig. 
Der Studiengang braucht deshalb eine all­
gemein poitikwissenschaftliche Grundle­
gung, die von aiiem Anfang an internatio­
nal komparativ vermittelt werden sollte. und 
ein ergänzendes Angebot der Soziologie. 
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Wir leben in einem kapitalistischen Weltsy­
stem, das eine historische Dimension hat. 
In der historischen Entwicklung hatten un­
terschiedliche Gesellschaften unterschied­
liche Entwicklungschancen. Dadurch aus­
gelöste Konflikte wirken in der Form histo­
risch bedingter heutiger Selbstdefinitionen 
von Gesellschaften und ihren Eliten nach 
und sind selbst dann weiterhin geschichts­
mächtig, wenn die ihnen zugrundeliegen­
den analytischen Modelle falsch sind. 

In der historischen Dimension sind drei 
Komplexe unverzichtbar: Die Genese der 
Entwicklungsdynamik des kapitalistischen 
Weltsystems seit dem 16. Jahrhundert mit 
einer Reflexion über unterschiedliche vor­
kapitalistische Strukturen und ihres Über­
gangs zu selbsttragendem Wachstum; die 
internationalen Beziehungen seit der Fran­
zösischen Revolution bis 1945, die die 
Struktur des Staatensystems wesentlich 
beeinflußt haben: das durch den Ost-West­
Gegensatz und den politischen Aufstieg 
der Dritten Welt gekennzeichnete Staaten­
system. das im wesentlichen seit dem Ende 
des Zweiten Weltkriegs bis zu den osteuro­
päischen Revolutionen und zur Verschul­
dungskrise in der Dritten Welt, also bis 
Ende der 80er Jahre andauerte. 

Historische und gegenwartsbezogene 
Analyse sind auf politologischer Ebene 
zusammenzuführen in einer Betrachtung 
der unterschiedlichen Typen von Akteu­
ren, ihrer Instrumente, der für sie relevan­
ten Handlungsbezüge und ihrer internen 
Strukturen. Hier wird neben den Staaten 
mit ihren unterschiedlichen ökonomischen 
und politischen Strukturen transnationale 
Unternehmen (unterschiedlichen Typs: 
neue transnationale Unternehmen auch 
aus der Dritten Welt), transnational operie­
rende Verbände und andere Organisatio­
nen (einschließlich der sogenannten Nicht­
regierungsorganisationen, aber auch reli­
giöser Organisationen) und die internatio­
nalen Regierungsorganisationen beson­
dere Bedeutung zukommen. 
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Relativ stabile, nach Interessenlagen un­
terschiedliche Arrangements in unter­
schiedlichen Politikbereichen sind als "Re­
gime" Strukturelement der internationalen 
Beziehungen, ohne daß dadurch notwen­
dig eine dauerhafte unumkehrbare Ten­
denz zum Abbau der Dezentralität von 
Macht und damit von Anarchie, die die 
internationalen Beziehungen von nationa­
len politischen Systemen kennzeichnen, 
entstehen müßte. Die wahrscheinlich bes­
sere Analogie ist die eines Feudalsystems 
mit einer Vielzahl von Instanzen, die durch 
wechselnde Koalitionen im Rahmen un­
terschiedlicher Arrangements begrenzt 
verbindliche Entscheidungen treffen kön­
nen und auf Konsens von Akteuren unter­
schiedlicher Art und Interessenlage ange­
wiesen sind. 

Die Orientierung des Studiengangs auf die 
internationale Dimension des Zusammen­
wirkens von Markt und Politik kommt, so­
wohl in der Theorie als auch in der prakti­
schen Tätigkeit, nicht ohne juristische und 
ökonomische Grundlagenkenntnisse aus, 
für die ganz zentral ist, daß sie innerhalb 
der regulären Veranstaltungen der Nach­
barfakultäten erworben werden. Wichtig 
sind weniger die Einzelkenntnisse über 
Aspekte des Verwaltungs- oder Vertrags­
rechts, als vielmehr gerade die theoreti­
schen Grundlagen der Gedankensysteme 
der Nachbarfakultäten; im Bereich des 
Rechtes, neben dem Staatsrecht und dem 
allgemeinen Verwaltungsrecht, die Grund­
lagen des bürgerlichen Rechtes, weil in 
ihnen die Vertragsproblematik enthalten 
ist. Hier liegen wiederum die Vorausset­
zungen für ein Verständnis der Struktur 
des internationalen Vertragsrechts. Für die 
Analyse ökonomischer Verflechtungen 
zwischen Volkswirtschaften Ist ein Ver­
ständnis des rnakroökonomischen Kreis­
laufs und seiner Dynamik, der Grundlagen 
der Kontroversen innerhalb der Wachs­
tumstheorie und der Außenwirtschaftstheo­
rie unabdingbar. Ein Verständnis der wIrt-
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schaftlichen Strategien von Akteuren erfor­
dert einen Einblick in die Denkmodelle der 
Betriebswirtschaft einschließlich ihrer stär­
ker sozialwissenschaftlich orientierten Ma­
nagementtheorie. 

Eine solche gesellschaftswissenschaftlich 
reiche. unterschiedliche Strukturen im 
Weltsystem einbeziehende, empirisch ge­
sättigte und interdisziplinär abgestützte Her­
angehensweise an Probleme der interna­
tionalen Beziehungen läßt sich nicht für 
alle Regionen der Welt auf gleiche Weise 
innerhalb eines vierjährigen Studiums er­
werben. Regionale Spezialisierung ist des­
halb zumindest im dritten und vierten Studi­
enjahr notwendig. Es bietet sich an, ange­
sichts unterschiedlicher interner Struktu­
ren im wesentlichen zwischen drei Regio­
nen zu unterscheiden. 

Die westlichen Industrieländer sind durch 
sehr differenzierte Arrangements zwischen 
Politik und Wirtschaft zur Förderung inter­
nationaler Wettbewerbsfähigkeit gekenn­
zeichnet. Der europäische Einigungspro­
zeß ist hier ein wichtiges Sondergebiet, 
über das aber die Beziehungen zu den 
USA, zu Japan und zwischen diesen nicht 
vernachlässigt werden dürfen. In der trila­
teralen Konkurrenz spielen heute vor al­
lem die Arrangements zur Förderung von 
Innovation durch Markt und Staat eine we­
sentliche Rolle. Institutioneller und gesell­
schaftlicher Wandel werden angestrebt. 

Der Bereich der Südpolitik kann auf eine 
schon stark ausdifferenzierte curriculare 
Entwicklung im Bereich der Entwicklungs­
zusammenarbeit, der Analyse politischer 
Strukturen in den Entwicklungsländern und 
der Nord-Süd-Wirtschaftsbeziehungen zu­
rückgreifen. Angesichts der relativen Ver­
selbständigung der von Hilfe weniger 
abhängigen Regionen werden sicherheits­
politisr.hP. FrngAn mAhr ::ils hi'-hAr AirJ7t thP.­

ziehen sein. Wegen des zunehmenden 
direkten lnterventionismus der Entwick­
lungsagenturen in den armen Ländern 
werden die Probleme der Beteiligung im 

75 



Management innerhalb der dortigen Ver­
waltungen zur Abwicklung westlicher Hil­
feleistungen zu berücksichtigen sein, auch 
durch eine stärkere komparative Betrach­
tung unterschiedlicher Verwaltungsstruk­
turen in den Ländern des Südens. 

Eine ähnliche, mikro- und mesoökonomi­
sche Aufgabenstellungen in politisch und 
gesellschaftlich komplexen Umwelten ver­
bindende Ausrichtung erwarte ich auch für 
die Absolventen, die sich mit den Proble­
men der Reformstaaten Osteuropas be­
schäftigen. Die bisherige ostwissenschaft­
liche Forschung war auf Sicherheitsfragen 
konzentriert und hat politisch v.a. nach 
Segmenten innerhalb der "Nomenklatu­
ra" gefragt. Auch wenn die "Rekonversi­
on" solcher Segmente im Rahmen des 
Liberalisierungsprozesses ein wichtiger 
Gegenstand der weiteren Analyse ist, brin­
gen die bisherigen Theorien wenig für die 
Erforschung des Transformatlonsprozes­
ses. Die Erfahrungen mit den Strukturan­
passungsprogrammen in der Dritten Welt 
haben gezeigt, daß hier ökonomisch be­
schränkte Analysen zu kurz greifen. Nicht 
zufällig ist das "Kunstwort" der Governan­
ce zum neuen Renner in der Diskussion 
sowohl in Bezug auf den Süden als auch in 
Bezug auf den Osten geworden. 

Mit der angestrebten Personalstruktur des 
Instituts kann eine solche Aufgabenstel­
lung, wie sie hier gekennzeichnet wurde, 
verwirklicht werden, wenn wir in den Mittel­
punkt stellen, daß Problem bewußtsein und 
analytische Fähigkeit vermittelt werden sol­
len. Das Institut wäre überfordert, wenn es 
alle regionalen Besonderheiten als Teil 
seines Curriculums betrachten würde. Dies 
wäre aber auch wenig zweckmäßig, weil 
Kennzeichen der zukünftigen Aufgaben 
der Absolventen zweifellos ist, daß die 
Details nie vorhersehbar und deshalb die 
Entwicklung angemessener theoriegelei­
teter Strategien schon zur Beschaffung und 
Sichtung von Informationen entscheidend 
sind. 

76 

Die Erfahrung zeigt, daß solche Fähigkei­
ten durch Praxisbezug nachhaltig geför­
dert werden. Ein Arbeitsaufenthalt ange­
messener Dauer in für spätere Spezialisie­
rung relevanten Ländern oder Organisa­
tionen ist unverzichtbar. Ein solches Prak­
tikum kann auch eine Brücke zu den in der 
Leipziger Region ansässigen Institutionen 
und Unternehmen darstellen, die sich selbst 
verstärkt den Herausforderungen wach­
sender Internationalisierung ihres Umfelds 
und wachsender eigener internationaler 
Zusammenarbeit stellen müssen. 

Nicht unerwähnt bleiben dürfen die Sprach­
kenntnisse: Englisch ist allein wegen der 
Literatur, die zu bearbeiten ist, unverzicht­
bar. Keine internationale Aufgabe kann 
ohne gute englische Kenntnisse in Wort 
und Schrift gemeistert werden. Häufig sind 
Berichte, die der Absolvent in der späteren 
Berufstätigkeit erstellen muß, in Englisch 
abzuliefern. Für den Studienerfolg und für 
die Einsatzfähigkeit ist allerdings minde­
stens eine zweite für die jeweilige Region 
relevante Sprache notwendig. 

Expertise aus der Praxis von Institutionen, 
Verbänden und Unternehmen muß fester 
Bestandteil des Curriculums werden. Hier­
für sind Mittel im Umfang eines Lehrauf­
trags pro regionalem Schwerpunkt und 
pro Jahr zugesagt, so daß dieses Ziel ver­
wirklicht werden kann. 

Eine solche Ausrichtung des Studiengangs 
sollte sich in entsprechenden Forschungs­
vorhaben niederschlagen. Die von mir 
geleitete Arbeitsgruppe wird sich zunächst 
vorrangig mit zwei Fragen beschäftigen: 

- Bedingungen des Übergangs zu markt­
wirtschaftlich gesteuertem Wachstum ver­
gleichend im Süden und im Osten unter 
besonderer Berücksichtigung des Zusam­
menhangs von Politik und Wirtschaft und 
der Roiie kleinerer Uniernehmen. 

- Zusammenwirken internationaler Organi­
sationen bei der Förderung von Entwick-
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lung in rückständigen Ökonomien und beim von Universitäten im mitteldeutschen Raum 
Ausgleich wirtschaftlicher und politischer die Möglichkeit ergibt, bei solchen For-
Konflikte zwischen Ländern unterschiedli- schungen durch regionale Kooperation 
chen Entwicklungsstands. das personelle und intellektuelle Potential 
Zu prüfen wäre, inwieweit die Verdichtung zu vergrößern. 

Der Studiengang an der Leipziger Universität 

Für die Realisierung eines so konzipierten 
Studiengangs internationaler Beziehungen 
scheint mir eine ostdeutsche Universität 
geeigneter als eine westdeutsche. Hier ist 
durch die Revolution das Gewicht früherer 
curricularer Festlegungen noch gering. 
Neues kann aufgebaut werden. 

Zudem nützt dem Studiengang die Einbet­
tung in ein Umfeld, das selbst dem Prozeß 
der Internationalisierung ausgesetzt ist, wie 
dies in einer größeren Stadt mit einer Viel­
falt von Institutionen und Unternehmen 
möglich ist. Leipzig mit seiner Tradition als 
weltoffener Messestadt mit vielfältigen in­
ternationalen Verbindungen ist deshalb ein 
außert geeigneter Ort. 

Über ihre histonsche Bedeutung hinaus 
hat der Stadt ihre Schlüsselrolle in der 
Revolution von 1989 Beachtung und An­
sehen verschafft. Es gibt nicht viele Orte In 
Deutschland. In denen das neue auf Frei-

heit. Rechtsstaat und Demokratie gegrün­
dete Deutschland so eindringlich beide 
Teile Deutschlands verbindend präsent 
geworden ist. Arrangements im Verhältnis 
zwischen Politik und Wirtschaft gründen 
sich in Deutschland auf die leidvollen Er­
fahrungen der Vergangenheit mit den bei­
den antidemokratischen und antibürgerli­
chen Strömungen des 20. Jahrhunderts. 
Die alte Bundesrepublik war aufgrund der 
eigenen Erfahrungen erfolgreich bei der 
Entwicklung eines politischen und gesell­
schaftlichen Arrangements, das ihre inter­
nationale Wettbewerbsfähigkeit nachhaltig 
begünstigt hat. Im Osten Deutschlands 
entsteht etwas Neues, das besser als das 
alte Modell auf neue Herausforderungen 
reagieren kann, neue Strukturen des inter­
nationalen Systems widerspiegelt. Leipzig 
wird ein guter Ort sein, darüber nachzu­
denken. 

Hartmut Elsenhans (Leipzig) 

Durchbruch bei der Ostrenten-Kappung? 
Das Bundessozialgericht in Kassel hält die generelle Kürzung für unzulässig 

Das Bundessoz1algencht hat kürzlich entschieden, die jetzt im Rentenüberleitungsgesetz 
vorgesehene pauschale Kürzung der Renten aus Sozialversicherung und Zusatzversor­
gung der Intelligenz sei rechtlich unzulässig und nur bei nachgewiesener "Systemnähe" 
gerechtfertigt. Drei Verfahren wurden daher an die lnstanzgerichte zurückverwiesen, 
damit diese die erforderliche Sachvertlaltsaufkläiung nachhoten können. 

Am 27. Januar 1993 standen beim 4. Senat 
des Bundessozialgerichtes drei Termine 
zur mündlichen Verhandlung zur Frage 
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der Zulässigkeit der Rentenkappung auf 
den Betrag von 2010 DM nach § 10 An­
spruchs- und Anwartschaftsüberführungs-
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gesetz (AAÜG) an. Wegen der besonde­
ren Bedeutung der Verfahren hat die Ge­
schäftsstelle des Deutschen Hochschul­
verbandes eine Prozeßbeobachterin nach 
Kassel gesandt. 

In den Verfahren war über die Klagen drei­
er emeritierter Hochschulprofessoren aus 
den neuen Bundesländern gegen die 
Bundesversicherungsanstalt für Angestell­
te (BfA) zu entscheiden, deren Renten von 
der Überleitungsanstalt Sozialversicherung, 
der Rechtsvorgängerin der beklagten BfA, 
zum 1. August 1991 von 2430 DM, 2814 DM 
und 4238 DM auf 2010 DM gekürzt worden 
waren. Die Kläger dieser Streitfälle waren 
Professoren (Professorinnen) an Hoch­
schulen der ehemaligen DDR. Sie sind bis 
zum 30. September 1989 aus dem Dienst 
geschieden und bezogen neben einer 
Altersrente (Invalidenrente) aus der Sozial­
versicherung der DDR eine Zusatzversor­
gung nach der Verordnung über die Al­
tersversorgung der Intelligenz an wissen­
schaftlichen, künstlerischen, pädagogi­
schen und medizinischen Einrichtungen 
der DDR vom 12. Juli 1957. 

Im Gerichtssaal herrschte große Spannung, 
zumal zahlreiche Vertreter der Presse und 
des Fernsehens dem Verfahren beiwohn­
ten. Obwohl vor dem Bundessozialgericht 
strenggenommen nur der Prozeßvertreter 
der Kläger zum Vortrag berechtigt (postu­
lationsfähig) ist, wurde den Klägern eben­
falls das Wort erteilt. Diese legten ihre per­
sönliche Lage und ihren beruflichen Wer­
degang dar, wodurch dem Gerichr Gele­
genheit gegeben wurde, zum Teil sehr 
persönlich gehaltene Berichte schwierig­
ster Schicksale entgegenzunehmen. Mit 
gespannter Erwartung sahen alle Beteilig­
ten und Zuhörer dem am Ende der Sitzung 
verkündeten Entscheidungen entgegen, 
zumal der Vorsitzende im laufe der Sit­
zung sich dahingehend geäußert hatte, 
die zu entscheidende Rechtsfrage nicht 
dem Bundesverfassungsgericht vorlegen 
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zu wollen. Hiergegen spreche nicht zuletzt 
die lange Verfahrensdauer, wodurch den 
Klägern nicht geholfen sei. 

Nach längerer Beratungspause wurden 
die Entscheidungen verkündet: Die Revi­
sionen wurden zurückgewiesen, soweit 
die Kläger eine monatliche Altersversor­
gung mit einem höheren als dem bisheri­
gen Gesamtzahlbetrag begehrten. Die Kür­
zungsbescheide wurden aufgehoben; 
bis zu einer abschließenden rechtskräfti­
gen Entscheidung sind die vor der Kür­
zung gezahlten Renten weiter zu zahlen 
Im übrigen wurden die Streitsachen an die 
Vorinstanzen zu rückverwiesen, damit die­
se die erforderlichen tatsächlichen Fest­
stellungen zum Beruf und Werdegang 
nachholen könnten. 

Kern der Ur:teilsbegründungen war die ,m 
Wege schwierigster rechtlicher Ausgangs­
überlegungen gefundene richterliche Er­
kenntnis, daß sich der Senat auf den Wort­
laut der Kappungsvorschrift § 1 O Abs. 1 Nr. 
1 AAÜG nicht habe beschränken können. 
Zur Ermittlung seiner vollen Regelungs­
breite sei vielmehr auf den Sinnzusam­
menhang mit den zugehörigen Vorschrif­
ten des Gesetzes unter Einschluß des Ei­
nigungsvertrages, auf das Regelungsziel 
und auf die Entstehungsgeschichte des 
Gesetzes abzustellen gewesen. Alles dies 
habe ergeben, daß§ 1 o AAÜG dem Zweck 
diene, den Abbau objektiv überhöhter, das 
heißt nicht nach rechtsstaatlichen Grund­
sätzen zuerkannter. also leistungsfremder 
Ansprüche aus Zusatzversorgungssyste­
men der ehemaligen DDR zu vervollstän­
digen. Nach allem könne der Gesamtbe­
trag nur dann auf 201 0 DM onatlich herab­
gesetzt werden, wenn der Betroffene zu 
dem Personenkreis gehöre, der auch bei 
der Überführung seiner Rente auf das Recht 
der Bundesrepublik nach §§ 6 und 14 
AAÜG wegen "Systemnähe" der Renten­
kürzung zu unterwerfen sei. 
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Die schriftlichen Urteilsbegründungen dürf­
ten erst in einigen Wochen vorliegen. Da­
her kann augenblicklich noch kaum eine 
Aussage darüber getroffen werden, wel­
ches die Konsequenzen für die Betroffe­
nen sind. Soviel erscheint aber bereits si­
cher: alle, die einen sogenannten Unter­
werfungsvergleich abgeschlossen haben, 
sollten umgehend bei der Bundesversi­
cherungsanstalt einen neuen Antrag auf 
Zahlung der ungekürzten Rente stellen. 
Sie sollten diesem Antrag eine Ablichtung 
des sozialgerichtlichen Vergleichs beifü­
gen und auf die Urteile des Bundessozial­
gerichts mit den Aktenzeichen 4 RA 50/92. 
4 RA 40/92 und 4 RA 35/92 hinweisen. 

Alle Betroffenen, deren Sozialgerichtsver­
fahren in der ersten oder der zweiten In­
stanz noch anhängig sind, sollten eben­
falls auf die in Kassel verkündeten Urteile 
unter Angaben der Aktenzeichen hinwei­
sen. Diejenigen, die versäumt haben, ge­
gen die Kürzungsbescheide Rechtsmittel 
einzulegen, sollten Widerspruch gegen 
den nächsten, ihnen zugehenden Ren­
tenbescheid einlegen und bei negativem 
Widerspruchsbescheid dagegen innerhalb 
der Monatsfrist Klage zum Sozialgericht 
erheben. 

Ellen Allert (Bonn) 
(aus: Mitteilungen des Hochschul­

verbandes 1/93) 

Hochschulausbau wird fortgesetzt 
Bund und Länder einigen sich auf einen neuen Rahmenplan 

Bund und Länder haben am Mittwoch (24. 
Februar 1993) den 22. Rahmenplan für 
den Hochschulbau verabschiedet. 

Der 22. Rahmenplan ist nach einem ersten 
Versuch ,m Juli des vergangenen Jahres 
erst im zweiten Anlauf zustande gekom­
men. Die Länder hatten gehofft, daß der 
Bund seinen Anteil auf 2 Milliarden DM 
aufstockt. Der Bundestag harte jedoch für 
das laufende Jahr 1,68 Milliarden DM be­
schlossen. 

Rund 80 Prozent des Gesamtinvestitions­
volumens von 3,36 Milliarden (je zur Hälfte 
Bund und Länder) davon entfallen auf Pro­
jekte in den alten Ländern. 

N;,,rh rlAr VAr;,,hsr.hiArl11ng rlAs 22. Rah­
menplans für den Hochschulbau können 
in den alten Ländern jetzt alle im Juli 1992 
zunächst gestoppten Vorhaben des 21. 
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Rahmenplans begonnen werden. In den 
alten Ländern ist auch die Finanzierung 

• von bereits begonnenen Vorhaben ein­
schließlich der Baupreissteigerungen in 
vollem Umfang gewährleistet. Allerdings ist 
es nach Angaben Ortlebs für die Freigabe 
der Vorhaben in den neuen Ländern not­
wendig gewesen, die Mittel für die wissen­
schaftlichen Großgeräte in diesem Jahr 
einheitlich um rund 30 Prozent zu kürzen. 
Anders wäre diese Prioritätenregelung nicht 
zu realisieren gewesen. 

Zu den Projekten, die in diesem Jahr In 
den neuen Ländern in Angriff genommen 
werden können, gehören unter anderem: 

Fachhochschule Wildau 
- NA11h;:111 AinP.s GP.bäudes für die Informa­
tik (19,5 Millionen DM) 
- Neubau eines Laborgebäudes (23,9 Mil­
lionen DM) 
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Universität Rostock 
- Umbau der Bibliothek (2,7 Millionen DM) 

- Vier große Sanierungsvorhaben unter 
anderem für ein Schwesternwohnheim und 
eine Mehrzweckhalle (5.4 Milionen DM) 

Fachhochschule Wismar 
- Neubau eines Laborgebäudes (7.7 Millio­
nen DM) 

Universität Leipzig 
- Umbaumaßnahme für ein Verfügungs­
gebäude mit Präsenzbibliothek (7 Millio­
nenDM) 

- Neubau einer OP-Abteilung für die "Kie­
fer- und Gesichtschirurgie" (5 Millionen 
DM) 

Universität Halle 
- Sieben Sanierungsvorhaben für Altbau­
ten im Stadtzentrum 

Fachhochschule Harz/ Wernigerode 
- Drei Vorhaben für die Fachbereiche Wirt­
schaftswissenschaften, Elektronik und In­
formatik (16.5 Millionen DM) 

Universität Jena 
- Grundsanierung der HNO-Klinik (11,3 
Millionen DM) 

Pädagogische Hochschule Erfurt 
- Sanierung, Umbau und Anbau eines 
Mehrzweckgebäudes (6.3 Millionen DM) 

(BMBW-PI) 

Wissenschaftsrat empfiehlt abgestimmte Entwicklung der 
Naturwissenschaften an den Universitäten im Raum Berlin-Potsdam 

In seiner soeben vorgelegten Stellungnah­
me zu den Naturwissenschaften an den 
Universitäten im Raum Berlin-Potsdam 
empfiehlt der Wissenschaftsrat eine enge 
Abstimmung der künftig an vier Universitä­
ten vertretenen mathematisch-naturwissen­
schaftlichen Fächer. In dieser Region ent­
steht nach den gegenwärtigen Planungen 
Deutschlands quantitativ größtes Potential 
für die mathematisch-naturwissenschaftli­
che Forschung in Universitäten und auße­
runiversitären Forschungsinstituten. Im 
Zusammenwirken von außeruniversitären 
und universitären Forschungsgruppen 
sieht der Wissenschaftsrat die Chance zur 
Entwicklung einer Wissenschaftslandschaft 
mit besonderer überregionaler Ausstrah­
lungskraft. 

An den Berliner Universitäten gibt es eine 
Reihe in der Forschung leistungsstarker 
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anerkannter mathematisch-naturwissen­
schaftlicher Fachbereiche, von denen ei­
nige zu den in ihrem Fach personalstärk­
sten in Deutschland zählen. Das Land Ber­
lin hält angesichts der finanziellen Engpäs­
se 1m Landeshaushalt eine Verminderung 
der Kapazitäten seiner Universitäten für 
notwendig. Zugleich soll entsprechend den 
hochschulpolitischen Vorstellungen des 
Wissenschaftsrates der Fachhochschul­
sektor, der in Berlin bislang verglichen mit 
dem übrigen Bundesgebiet nur ein gerin­
ges Ge~icht hat, gezielt ausgebaut wer­
den. In Ubereinstimmung mit den Vorstel­
lungen der Landeshochschulstrukturkom­
mission, die ihren Bericht im Dezember 
vorgelegt hat, empfiehlt der Wissenschafts­
rat, die Naturwissenschaften "relativ zu 
verschönen", ebenso die ingenieurwis­
senschaften. Zur Begründung wird auf die 
überregional anerkannten Forschungslei-
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stungen dieser Fächer und auf deren Be­
deutung für die wissenschaftlich-technische 
Entwicklung im Großraum Berlin verwie­
sen. Die gleichwohl auch in den Naturwis­
senschaften notwendige Abschmelzung 
des Personalbestandes soll zeitlich ge­
streckt werden, damit es den Fächern wei­
terhin möglich bleibt, freiwerdende Qualifi­
kationsstellen für den wissenschaftlichen 
Nachwuchs wieder zu besetzen. Auch 
müssen die für die Fächer zentralen Pro­
fessuren von den Personalkürzungen aus­
genommen werden, damit freiwer­
dende "Eckprofessuren" wieder besetzt 
werden können. 

Um die Wettbewerbsfähigkeit der Hoch­
schulforschung zu stärken, empfiehlt der 
Wissenschaftsrat, die an der Freien Uni­
versität und an der Technischen Universi­
tät verzerrte Personalstruktur mit einem zu 
geringen Anteil von zeitlich befristeten Stel­
len für wissenschaftliche Mitarbeiter zu kor­
rigieren. In den 70er Jahren waren viele 
Angehörige des akademischen Mittelbaus 
auf Professorenstellen übergeleitet wor­
den. 

Der Wissenschaftsrat kritisiert die langen 
Studienzeiten und die in einigen Fächern 
hohen Abbruchquoten in den Naturwis­
senschaften an der Freien Universität und 
der Technischen Universität. Er empfiehlt 
den Fachbereichen, die Studien- und Prü­
fungsordnungen systematisch auf 
Schwachstellen zu analysieren und die 
von den Hochschulen zu verantworten­
den Ursachen für überlange Studienzeiten 
und hohe Abbruchquoten zu beseitigen. 

Ein besonderes Problem sieht der Wis­
senschaftrat in der Aufteilung der Lehr­
amtsausbildung in den mathematisch-na­
turwissenschaftlichen Fächern auf drei 
l lniuorc::itaiton mit oinor io,Moilc:: n1 ir c:.ohr _, ......... .., ............. , ""' .............. J ................. ..... , ........... .. 

kleinen Zahl an Lehramtsstudenten in den 
Naturwissenschaften. Diese Zersplitterung 
der Ausbildungskapazitäten führe einer-
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seits zu einem unökonomischen Mittelein­
satz, andererseits behindere die randstän­
dige Bedeutung der Lehramtsstudiengän­
ge in den Fachbereichen eine Professio­
nalisierung der Lehramtsausbildung und 
eine Identifikation der lehrenden und ler­
nenden mit dem Beruf des Lehrers. Der 
Wissenschaftsrat empfiehlt, die Ausbildung 
für Lehrer an allgemeinbildenden Schulen 
in den naturwissenschaftlichen Fächern 
an der Freien Universität und an der Hum­
boldt-Universität zu konzentrieren und die 
entsprechenden Studienmöglichkeiten an 
der Technischen Universität einzustellen. 

Für die Universität Potsdam, an der Lehrer 
in allen naturwissenschaftlichen Fächern 
ausgebildet werden, empfiehlt der Wis­
senschaftrat, zunächst die Lehrerbildung 
zu konsolidieren. Für den Aufbau natur­
wissenschaftlicher Diplomstudiengänge 
empfiehlt der Wissenschaftrat einen mit 
den Ausbauplanungen für die anderen 
Hochschulen des Landes Brandenburg 
abgestimmten Stufenplan, der den Bau­
fortschritt, die Berufung von Wissenschaft­
lern und die Aufnahme des Lehrbetriebes 
koordiniert. Der Wissenschaftsrat sieht an­
gesichts des bei vielen anderen Vorhaben 
des Landes drängenden Investitionsbe­
darfs keine überzeugenden Gründe für 
eine zeitliche Priorität der Investitionsvor­
haben für die Naturwissenschaften in Pots­
dam. In den Fächern, in denen dort derzeit 
keine ausreichenden experimentellen Ar­
beitsmöglichkeiten zur Verfügung stehen, 
empfiehlt der Wissenschaftsrat den Lehr­
betrieb für die Diplomstudiengänge vorerst 
einzustellen oder noch nicht aufzuneh­
men. Der kleinen Zahl immatrikulierter Di­
plom-Studenten wird empfohlen, ihr Studi­
um an einer Berliner Universität fortzuset­
zen. 

Der Wissenschaftsrat hat sich eine abschlie­
ßende Stellungnahme zum Auf- und Aus­
bau der Naturwissenschaften an der Uni-
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versität Potsdam vorbehalten, da die end­
gültige Fassung derGründungsdenksch ritt 
noch aussteht und ein gestuftes Aufbau­
konzept für die einzelnen Naturwissen­
schaften für notwendig erachtet wird. Der 
Wissenschaftsrat empfiehlt dem Land hier­
für einen Strukturbeirat unter Beteiligung 
externer Sachverständiger einzurichten. 
Vor der Aufnahme von Bauprojekten in 
den Rahmenplan nach dem Hochschul­
bauförderungsgesetz, die Voraussetzung 

für die Mitfinanzierung durch den Bund ist, 
hält es der Wissenschaftsrat für notwendig, 
daß dieses gestufte Aufbaukonzept vor­
liegt und das Land Prioritäten für die Hoch­
schulinvestitionen in Brandenburg festlegt. 

(WiRa-PI) 

(Dervollständige TextderStellungnahmekannbe1 
derGeschäftsstelledes Wissenschaftsrates, Brrr 
hlerStr. 11, W-5000Köln51 angefordertwerrfen. 
Nur schriftliche Bestellungenz.H. von Frau Kom.) 

AG Sekten/Sondergemeinschaften des Studentenrates an der TU Dresden 

In Beobachtung der seit der "Maueröf 
nung" auf das Gebiet der ehemaligen DDR 
einströmenden verschiedenen religiösen 
und pseudoreligiösen Bewegungen, in der 
Besorgnis sich daraus ergebender Konse­
quenzen und vor allem in der Verantwor­
tung gegenüber der speziellen "Zielgrup­
pe Studenten" kamen wir zu der Auffas­
sung, dem Beispiel des Studentenrates 
der TU Chemnitz folgend, eine AG Sekten/ 
Sondergemeinschaften zu gründen, de­
ren Aufgabe vorrangig in der Information 
über Ziele und Methoden dieser Gruppen 
sowie in der Beratung Betroffener besteht. 
Dazu macht sich ein intensiver Informa­
tionsaustausch mit gleichgelagerten Grup­
pen bzw. Vertretern anderer Institutionen, 
z.B. Bundesministerien (Frauen und Ju­
gend, Familie, Gesundheit, ... ) Landesmi­
nisterien (Kultus, ... ), Stadtjugendämtern, 
Eltern- und Betroffenen-Initiativen, Sekten­
beauftragten der Kirchen, Rechtsanwälten 
erforderlich, der bisher sehr zufriedenstel­
len angelaufen ist. Ein Vertreter unserer 
AG arbeitet im Interministeriellen Arbeits­
kreis für religiöse Sonderbewegungen/ 
Sektenaktivitäten im Freistaat Sachsen mit. 
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Verschiedene Auftritte unserer Mitglieder 
in den Medien zeugen vom öffentlichen 
Interesse. 

Was ist Gegenstand unserer Tätigkeit? In 
den letzten Monaten läßt sich ein verstärk­
tes Auftreten (Missionieren) von Gruppen 
oben genannter Ausrichtung konstatieren, 
die ihr Wirken auf das Gebiet (Stadt) Dres­
den und speziell auch die Studenten der 
TU konzentrieren. Dies sind u.a.: 
- Eckankar 
- Hare Krshna 
- Heaven's Love/ Kinder Gottes - Familie 
der Liebe 
- Sant Thakar Singh 
-Schiller-Institut 
- Scientology Church/ Dianetik 
- Sri Chinmoy 
- Transzendentale Meditation 
- Vereinigungsbewegung (Mun-Sekte) 
-Zentrum für effektive Gesellschaftsgestal-
tung 
- Zeugen Jehovas. 

Gemeinsam ist diesen ein enormer Wer­
beaufwand. der von Plakaten in der gan­
zen Stadt über Briefkastenaktionen bis hin 
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zu Hausbesuchen reicht. Angeboten wird 
von ihnen Rat bei der Lösung der heute zu 
bewältigenden schwierigen persönlichen, 
aber auch gesellschaftlichen Probleme und 
später das Angebot, die Lösung dieser 
Probleme in ihrer Gemeinschaft zu finden. 
Andere argumentieren mit der Notwendig­
keit der erweiterten Ausnutzung des geisti­
gen Potentials (Scientology: "Wir nutzen 
nur 10% unseres geistigen Vermögens") 
und bieten folglich dessen Vervollkomm­
nung an. Dies gibt es natürlich nicht um­
sonst. Die Folge sind psychische und teil­
weise auch materielle Abhängigkeit, Her­
auslösung aus dem sozialen Gefüge, teil­
weise Verlust der eigenen Persönlichkeit, 
unter Umständen an einen Führer (Guru). 
So verlassen Ehepartner oder Kinder von 
heute auf morgen ihre Familie und bringen 
dabei noch gemeinsame Wertobjekte in 
das Vermögen der Gruppe ein. Als sehr 
kritisch ist auch ein eventueller Ausstieg 
aus solchen Bewegungen einzuschätzen. 

Nachdem man möglicherweise jahrelang 
isoliert von der Außenwelt und zusätzlich 
räumlich weit entfernt (Ausland} von ehe­
maligen Freunden oder Angehörigen ge­
lebt hat und mit diesen selbst jeglichen 
Kontakt abbrach, nun von diesen (oder 
auch von anderen außerhalb der Gemein­
schaft) wieder aufgenommen zu werden, 
erscheint problematisch. Nicht selten en­
den solche Versuche in schwersten psy­
chischen Konflikten. 

Davor zu warnen sowie im Bedarfsfall zu 
helfen, ist Ziel und Inhalt unserer Arbeit. Wir 
führen jeden Dienstag in der Baracke der 
Jugend (TU Gelände) von 18-19 Uhr 
Sprechstunden zu diesem Thema durch. 
Unsere Kontaktadresse lautet: Studenten­
rat TU Dresden, AG Sekten/ Sonderge­
meinschaften, Mommsenstraße 13, 0-8027 
Dresden, Telefon: 463 2043/42, 463 4853, 
Telefax: 463 4 714. 

(aus: Dresdner Uni-Joumal 4/93) 

PUBLIKATIONEN zu Sekten/Sektenähnlichen Gruppen/ 
Sondergemeinschaften an Hochschulen 

Therapie-Orden auf Expansionskurs. Die Machenschaften des Verein zur Förde­
rung der Psychologischen Menschenkenntnis (VPM). Hannovero.J. (1992). 33+27 
S. Kostenlos zu beziehen bei: AStA der Uni Hannover, Weltengarten 1, W - 3000 
Hannover 61. 

Sekten und Sondergemeinschaften in den neuen Bundesländern. Ergebnisse 
einer Tagung unter dem Thema: "Jugendsekten, Psychokulte, Okkultismus" -
Informationsvorträge und Seminare, Chemnitz, 15.-16. November 1991. Hrsg. von 
der Friedrich-Ebert-Stiftung, Büro Chemnitz und der AG Sekten/Sondergemeinschaf­
tenrn beim Studentenrat der TU Chemnitz. Chemnitz 1992. 156 S. Kostenloser Bezug bei: 
Friedrich-Ebert-Stiftung, Büro Chemnitz, Dresdner Str. 38,0 - 9072 Chemnitz. 

VPM-Reader. Hrsg. von der Fachschaft Medizin der Uni Köln. Köln 1992. 186 S. 
Kostenlos zu beziehen bei: Universität Köln, Fachschaft Medizin, Albert-Magnus-Platz, 
W - 5000 Köln 41. 
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ÜBERSICHT 

Das "Handbuch der Großforschung". Ausgabe 1991/92, hrsg. von 
der Arbeitsgemeinschaft der Großforschungseinrichtungen AGF. 
enthält in einem beigelegten Faltblatt folgende Übersicht. 

Aufgabenprofile der Großforschungseinrichtungen und ihrer Zweigstellen in 
den neuen Bundesländern 

GFZ Stiftung GeoForschungsZentrum Potsdam. Telegrafenberg, 0-1561 Potsdam, 
Telefon (03 31) 3 10-0, Telefax (o3 31) 2 28 24, 
Mitarbeiter: 350 
Fördennittel 1992: 49,3 Millionen Mark 

Interdisziplinäre geowissenschaftliche Grundlagenforschung in den Bereichen: Globale 
Felder und Dynamik der Lithosphäre; Eigenschaften, Zustand und Prozesse der konti­
nentalen Lithossphäre; Trägerschaft von geowissenschaftlichen Großanlagen und Gerä­
tepools einschließlich Observatorium und Welt-Daten-Center 

MDC Stiftung Max-Delbrück-Centrum für Molekulare Medizin, Robert Rössle-Straße 10, 
0-1115 Berlin-Buch, Telefon (0 30) 9 46-0. Telefax (0 30) 9 49-41 61, 
Mitarbeiter: 600 
Fördennittel 1992: 63,4 Millionen Mark 

Grundlagenforschung und klinische Anwendungen im Bereich der molekularen Medizin 
auf den Gebieten Herz-Kreislauf, Hypertonie, Krebs, Molekularbiologie, Neurobiologie, 
Immunologie und Zellphysiologie 

UFZ Umweltforschungszentrum Leipzig-Halle GmbH, Permoser Str. 15, 0-7050 Leipzig, 
Telefon (03 41) 23 92-0, Telefax (03 41) 23 92-26 49, 
Mitarbeiter: 350 
Fördennittel 1992: 45 Millionen Mark 

Schadstoffeintrag in Boden, Grundwasser und Biosphäre; Transportverhalten und Ver­
bleib von Schadstoffen; Deponieforschung; Belastung und Wirkung von Schadstoffen in 
Ökosystemen; Landschaftsökologische Erkundung; Regeneration von Strukturen und 
Prozessen in Ökosystemen; Beratung von Sanierungsträgern: Umweltbelastung und 
Gesundheit 

AWI Forschungsstelle Potsdam des Alfred-Wegener-lnstituts für Polar- und Meeresfor­
schungTelegrafenberg, 0-1560 Potsdam, Telefon (03 31) 31 00, Telefax (03 31) 2 28 24 

Kontinentale Polarforschung mit physikalischen, geologischen und biologischen Frage­
stellungen unter organisatorischer Angliederung an die Fachbereiche in Bremerhaven 

DESY Institut für Hochenergiephysik des Deutschen Elektronen-Synchrotron (lfH) 
Platanenallee 6, 0-1615 Zeuthen, Telefon (03 37 62) 50, Telefax (03 37 62) 52 82 

Experimentelle Teilchenphysik, Entwicklung von empfindlichen Meßgeräten für Teil­
chen-Dedektoren, theoretische Teilchenphysik 
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DLR Forschungszentrum Berlin-Adlershof der Deutschen Luft- und Raumfahrt ein­
schließlich Satellitenbodenstation Neustrelitz. Rudower Chaussee 5, 0-1199 Berlin, 
Telefon (0 03 72) 67 04-9, Telefax (0 03 72) 67 04-51 84 

Planetare Fernerkundung; Satellitenerkundung Hydrosphäre; wissensbasierte Ferner­
kundungssysteme; Regionales Nutzerzentrum für Fernerkundungsdaten 

GKSS Institut für Gewässerforschung Magdeburg des GKSS Forschungszentrums 
Geesthacht GmbH, Wallstraße 17, 0-301 O Magdeburg, Telefon (03 91) 3 72-0, Telefax (03 
91) 2 00 

Grundlagenforschung und angewandte Forschung auf dem Gebiet von ökologischen 
Aspekten des Stoff- und Energiehaushaltes im Elbeeinzugsgebiet; Empfehlungen für die 
integrierte Umweltbeobachtung des Elbeeinzugsgebietes; Untersuchungen zur Stabili­
tät, Belastbarkeit und Reg~_nerationsfähigkeit aquatischer Ökosysteme; Möglichkeiten zur 
Restaurierung limnischer Okosysteme; Aufbau einer Literaturdatenbank für das Elbeein­
zugsgebiet 

GKSS Institut für Chemie, Abteilungen für Membranforschung des GKSS-Forschungs­
zentrums Geesthacht GmbH, Kantstraße 55, 0-1530 Teltow/ Brandenburg, Telefon (0 33 
28) 4 63 21, Telefax (O 33 28) 4 63 23 

Polymerenchemie und -physik, besonders der Membranforschung und -entwicklung; 
Molecular-Design, Polymerstrukturanalysen, Untersuchung von Grenzflächen und Trans­
portmechanismen unter Einbeziehung geordneter Trennphasen; Entwicklung von Hoch­
leistungsmembranen 

HMI Abteilung Photovoltaik auf Silizium-Basis des Hahn-Meitner-lnstituts Berlin, Rudower 
Chaussee 5, 0-1199 Berlin, Telefon (O 30) 67 04-42 51, Telefax (0 30) 67 04-42 49 

Physikalische und technologische Untersuchungen zu den Grundphänomenen und 
den Eigenschaften photovoltaischer Strukturen auf Silizium-Basis. Entwicklung einer 
Schichtkombination auf Silizium-Basis und Verbesserung der Kenntnisse pol- und 
feinkristalliner Schichten und Schichtsysteme 

IPP Bereich des Max-Planck-Instituts für Plasmaphysik, Hausvogteiplatz 5-7, 0-1086 
Berlin. Telefon (0 30) 2 03 77-0, Telefax (0 30) 2 61 20 35 

Fusionsorientierte Plasmaphysik, Betrieb eines Plasmasimulators 

KFA Außenstelle Rostock-Warnemünde des Forschungszentrums Jülich GmbH, See­
straße 15, 0-2530 Rostock-Warnemünde, Telefon (03 81) 35 4912, Telefax (03 81) 81-5 
8336 

Außenstelle der BMFT-Projektträgerschaft Biologie, Energie und Ökologie; Meeresfor­
schung: Meeresbiologie 

KfK Außenstelle Dresden des Kernforschungszentrums Karlsruhe GmbH, Hallwachstra­
ße 31, 0-8010 Dresden, Telefon (03 51) 4 65 94 35, Telefax (03 51) 4 65 94 44 

Außenstelle der BMFT-Projektträgerschaften "Fertigungstechnik und Qualitätssiche­
rung", "Entsorgung" und "Wassertechnologie und Schlammbehandlung" 
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BUNDESMINISTERIUM FÜR FORSCHUNG UND TECHNOLOGIE 

DER STAATSSEKRETÄR 

An den 
Bonn, 03.09.1992 

Präsidenten der Deutschen 
Gesellschaft für zeitge­
schichtliche Fragen e. V. 
Herrn Dr. h.c. Kurt Köhler 
Äußere Brucker Straße 33 

r __ ...,ANGEN 

O t. SEP. 1992 
8520 Erlangen 

Sehr geehrter Herr Dr. Köhler, 

!Ur Ihr Schreiben vom 21. Juli 1992 danke ich Ihnen. 

Wie Ihnen bekannt i~t, hat es nach der deutschen 

Wiedervereinigung vielfältige Überlegungen über die 

Zukunft des Instituts fUr Gesellschaft und Wissenschaft 

(IGW) gegeben. Herr Dr. Strub hat Ihnen am 14.07.1992 

bereits mündlich mitgeteilt, daß am Ende eines sorgfäl­

tigen Abwägungsprozesses die Entscheidu~g gef~llen ist, 

die institutionelle Förderu_ng des IGW mit Ablauf des 

Jl.12.1992 einzustellen. FUr finanzielle Verpflichtun­

gen des B~FT, die Uber die~es Datum hinaus ergehen, 

sind Mittel im Haushalt 1993 vorgesehen, so daß unser 

gemeinsames Anliegen, die sozialverträgliche Abwicklung· 

des IGW, sichergestellt ist. 

Ausschlaggebend für diese Entscheidung war die Tatsa­

che, daß durch die politischen Ereignisse der letzten 

beiden Jahre die vergleichende Deutschlandforschung als 

Hauptaufgabe des IGW weggefallen ist. Ich bitte um Ver­

ständnis, daß die Bundesregierung nach Herstellung der 

deutschen Einheit die Aktivitäten, die aus der Teilung 

des Landes abgeleitet waren, nicht mehr weiterfinanzie­

ren kann. Auch Uberlegunggn. unter RPrilr-\rc::;r-ht-igu"g rtce 
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Gutachtens vom 29. Januar 1992 das IGW mit veränderter 

Zwecksetzung weiterzuführen, haben keine hinreichende 

Grundlage zur Fortsetzung der Förderung ergeben. 

Dabei verkenne ich nicht, daß das IGW Uber viele Jahre 

unter schwierigen Bedingungen dem BMFT wertvolle 

Dienste im Rahmen seiner Aufgabenstellung geleistet 

hat, filr die ich mich hiermit bedanken möchte. Ich bin 

gerne bereit, 'eewerbungen von IGW-Mitarbeiterinnen und 

-Mitarbeitern zu neuen Arbeitgebern zu unterstützen, 

soweit dieses in meinem Einflußbereich liegt. 

Ich darf Sie bitten, mir baldmöglichst ein Konzept vor­

zulegen, das die Konsequenzen der Einstellung der 

institutionellen Förderung des IGW mit Ablauf des 

Jl.12.1992 berücksichtigt. Außerdem gehe ich davon aus, 

daß Sie Dispositionen personeller und finanzieller Art 

nur noch in dem für die Umsetzung dieser Entscheidung 

unbedingt notwendigen Umfang tätigen werden. 

schließlich möchte ich um Ihr Verständnis bitten, daß 

Ihnen diese Entscheidung erst jetzt mitgeteilt wird; 

dies liegt auch im Interesse der betroffenen Mitarbei­

terinnen und Mitarbeiter. Zwischeninformationen vor 

Abschluß des Entscheidungsprozesses hätten ihnen nicht 

die Klarheit erbracht, aut di~ sie einen Anspruch 

haben. 

Hit freundlichen Grüßen 

~jjJ)Jll3~ 
Dr. Gebhard Ziller 
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PUBLIKATIONEN 

BundesministerfürBildungund Wissenschaft (Hrsg.): Das soziale Bild der Studentenschaft in der 
Bundesrepublik Deutschland im Jahr 1991. 13. Sozialerhebung des Deutsch_en Studenten­
werks (Studien zu Bildung und Wissenschaft Bd. 103) [erste gesamtdeutsche Sozialerhebung mit 
getrenntenAyssagenzurWest-undOst-Situation]. In Kommission K. H. Bock Ver1ag Bad Honnef. Bonn 
1992. 576 S. Uberden Buchandel. 
Rauh, Hans Christoph: Gefesselter Widerspruch. Die Affäre um Peter Ruben. Dietz Verlag, Berlin 
1991. 366 S. Überden Buchhandel. 
Richter, Frank: Philosophie in derKrise[Abrechnungdesehemaligen Philosophieprofessorsander 
Bergakademie Freiberg mit dem Dialektischen Materialismus in der DDR]. Dietz Ver1ag, Berlin 1991. 211 
S.Überden Buchhandel. 
Vier Jahrzehnte kirchlich-theologischer Ausbildung in Leipzig. Das Theologi_sche Seminar. 
Die Kirchliche Hochschule. Evangelische Ver1agsanstalt, Leipzig 1993. ca. 160S. Uberden Buchh. 

Herbert, U/rich/Groehler, Olaf: Zweierlei Bewältigung. Vier Beiträge über den Umgang mit der 
NS-Vergangenheit in den beiden deutschen Staaten [u.a. zur N$-Forschung in der DDR­
Geschichtswissenschaft]. Ergebnisse Verlag, Hamburg o.J, (1992). 88S. Uberden Buchhandel. 

Peter, Lothar. Dogma oder Wissenschaft? Marxistisch-leninistische Soziologie und staatsso­
zialistisches System in der DDR (IMSF-Forschungund Diskussion, hrsg. vom lnstitutfürMarxistische 
StudienundForschungene.V.,Bd.7).Frankfurta.M. 1991.110S. DM 10,-. Bestellungen an: IMSFe.V., 
Kölner Str. 66, W- 6000 Frankfurt/M. 1. 
Drews, Jörg/Lehmann, Christian (Hrsg.): Dialog ohne Grenzen. Beiträge z~m Bielefelder Kol­
loquium zur Lage von Linguistik und Literaturwissenschaft in derehemahgen DDR (B1elefelder 
SchriftenzurUnguistikund Uteraturwissenschaft, Bd. 1 ). A1sthes1s Verlag, Bielefeld 1991. 174S. DM 
29,80. Überden Buchhandel. • 
Jahrbuch für Internationale Germanistik Jahrgang XXI II/ Heft 2, 1991 ~m Mittelpunkt: "Abhandlun­
gen zum Rahmenthema XXVII 'Die Germanistikin_(jereinstigen DDR - Leistung und Kritik' Erste Folge'l 
Verlag Peter Lang, Bern 1992. 140 S. DM 29,80. Uberden Buchhandel. 

DerRektorderEmst-Moritz-Amdt-UniversitätGreifswald(Hrsg.): Ehrenpromotion Hildegard Emmel. 
"Emigration als Herausforderung". Am 15. November 1991 an der Ernst-Morit~-Arndt­
Universität (GreifswalderUniversitätsreden Neue Folge Nr. 63) [H. Emmel lehrte seit 1956b1szu ihrer 
Vertreibung 1960als Professorinfürneueredeutsche Literatur in Greifs~ald]. _<3.re1fswald 1991. 32 S. 
Kostenloser Bezug bei: Presse-und Informationsstelle derE.-M. -Amdt-Urnvers1tät Greifswald. Domstr. 
11, 0-2200 Greifswald. 
Philosophie. Wissenschaft - Geschichte. Beiträge zu Persönlichkeiten in ~er Wissen­
schaftsgeschichte [Beiträge aus dem Interdisziplinären Institut fürWissenschafts~h1losoph1e und 
HumanontogenesederHumboldt-Universitätzu Berlin u .a. zu Robert Have~n,n, F_nednch Hemeck und 
Hermann Ley Beitrag zu Geheimen Dissertationen an derHumboldt-Urnvers1tät wahrend der DDR-Zeit] 
(Heft 4/92 der Wissenschaftlichen Zeitschrift der Humboldt-Universität zu Berlin. Reihe Geistes-und 
Sozialwissenschaften). Ber1in 1992. 125S. DM23,-.Bestellungenan: Red. Wissenschaftliche Publika­
tionen der HUB, Mittelstr. 7/8,O-1086Ber1in. 

Brinks, Jan Herman: Die DDR-Geschichtswissenschaft auf dem Weg zur deutschen Einheit. 
Luther, Friedrich II und Bismarck als Paradigmen politischen Wa11dels (Campus Forschung Bd. 
685). Campus Ver1ag, Frankfurta. M./NewYork 1992. 352S. DM68,-. Uberden Buchhandel. 

Kocka, Jürgen: Die Auswirkungen der deutschen Einigung auf die Geschichts-und Sozialwis­
senschaften. Vortrag vordem Gespräch kreis Geschichte der Friedrich-Ebert-Stiftung in 
Bonn am 29. Januar1992 (Gesprächskreis Geschichte Heit 1,hrsg. von DieierDowe, Forschungsin­
stitut der Friedrich-Ebert-Stiftung). Bonn 1992. 21 S. Kostenlos zu bestellen bei: Zentrum für sozial-und 
zeitgeschichtliche ForschungderFriedrich-Ebert-Stiftung, Godesberger Alle 149, W-5300 Bonn 2, Tel. 
0228/883473. 
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Entscheidender Beitrag zur Erneuerung vollbracht: 
MLU Halle-Wittenberg heißt wieder "Martin-Luther-Universität" 

Der Senats-~eschluß, die Abkürzung „MLU" nicht mehr zu gebrauchen, 
erfolgte auf emen Antrag von Prof. Dr. Hans Lilie. Darin heißt es: 

Seit Aufnahme meiner Tätigkeit an auch eine Aufgabe der Erneuerung 
dieser Universität fällt mir aut, daß ist, solche Kürzel in Zukunft zu ver­
sieh hier in Halle eingebürgert hat, meiden. Von daher müßte man sei­
die Universität als „MLU" zu be- tens unserer Universität alles tun, 
zeichnen. Ich halte das für eine un- damit mit dem Namen Martin-Lu­
glückliche Verstümmelung eines ther-Universität automatisch in 
großen Namens. Mir ist im deutsch- Deutschland die Universität Halle­
sprachigen Raum keine Universität Wittenberg in Verbindung gebracht 
bekannt, die die Anfangsbuchstaben wird. Dies geht freilich nur dann, 
ihres Namenspatrons zu einer Ab- w~nn wir schon aus der Universität 
kürzung zusammenzieht. Wenn die heraus den Namen unserer Bil­
Martin-Luther-Universität "in Wis- dungsstätte vollständig und selbst­
senschaft und Forschung künftig ei- verständlich gebrauchen. 
nen wichtigen Rang in Deutschland Deshalb beantrage ich, daß der Se­
und Europa einnehmen soll, so ge- nat einen Beschluß fassen möge, daß 
hört dazu auch ein Etikett. Ich wür- in Zukunft der Name unserer Uni­
de es deshalb für eine unglückliche versität schriftlich wie mündlich 
Entwicklung halten, wenn in der Zu- nicht mehr durch diese Abkürzung 
kunft mit Halle das Kürzel MLU in repräsentiert werden soll. . 
Verbindung gebracht wird. Nie- Ich meine, daß damit auch ein nach 
mand wird sich vorstellen können, außen sichtbarer Schritt der Er­
was sich hinter dieser Abkürzung neuerung und Lossagung von der 
verbirgt. Zudem glaube ich, daß es Vergangenheit getan wird. 

hoclm:hulc n<t ar,r 1 ()Q'I 

(aus: Universitätszeitung der MLU [= Martin-Luther­
Universität] Halle-Wittenberg 2/93) 
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